
Europa vor ort
Kommunen | Bürgerschaft | förderprojeKte 

volkEr kronEnbErg

HandrEicHung zur  

politiscHEn bildung 

Band 21

KommunalpolitiK





inhalt

gElEitwort

vorwort

EinlEitung

grundlagen der KohäsionspolitiK

Philosophie der Förderpolitik  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 13

Historischer Abriss  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 13

Überblick über die Fonds .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 15

Aktionsprogramme .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 16

Exkurs: Förderprogramme der EU für Kommunen zum Thema Flüchtlinge  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 17

Juristische Einbettung –„Solidarität” und „Subsidiarität”  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 19

Exkurs: Einordnung in methodische Forschungsansätze  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 20

FallbEispiEl: 

unsEr ladEn – oosE ladE grEimbErsburg 

intErviEw:  

intErprEtationsspiElräumE, cEntbEträgE und „dEr gEnauE blick”

Volker Bulitta und Markus Gietzen

intErviEw: 

„in dEutscHland bEstEHt HiEr nocH nacHHolbEdarF.”

Richard Kühnel

die aKtuelle KohäsionspolitiK

Die Förderperiode 2007 bis 2013  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 30

Die Förderperiode 2014 bis 2020  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 31

FallbEispiEl: 

diE stadt EssEn und Europa

intErviEw:  

unwissEnHEit,  scHulabscHlussFördErungEn und „Eu-JunkiEs”

Petra Thetard

intErviEw: 

lobbyismus, pFadFindEr, kaFFEEröstEr

Walter Leitermann

„telling the story”.  

KommuniKationsherausforderungen der KohäsionspolitiK

Grundlagen der europäischen Informations- und Kommunikationspolitik  

 von den Römischen Verträgen bis in die Gegenwart  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 41

Die Publizitätsstrategie der Strukturfonds  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 42

Telling the Story –  

 Die Zukunft der europäischen Informations- und Kommunikationspolitik „vor Ort”  .  .  .  .  .  .  .  . 47

5 |

6 |

8 | 

13 |

23 |

26 | 

28 | 

30 |

33 |

36 |

38 | 

40 |



FallbEispiEl: 

produktionsscHulE moritzburg

intErviEw: 

„nocH vor wEnigEn JaHrEn gab Es 400 logos.”

Dr . Stephan Koppelberg

erfahrungen und einstellungen der Kommunen.   

auswertung einer umfrage

Grundsatzeinstellung zur EU  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 56

Ansiedlung und Kompetenzen in der jeweiligen Stadtverwaltung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 57

Bedeutung der Kohäsionspolitik  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 59

Erfahrungen mit der Kohäsionspolitik  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 60

Probleme mit den Antragsverfahren  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 61

Kommunikation im europäischen Mehrebenensystem  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 63

Kommunikation mit den Bürgern  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 64

Zukunft der Beantragung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 65

intErviEw: 

„nicHt JEdE kommunE solltE in brüssEl Ein büro HabEn”

Axel Voss MdEP

intErviEw: 

„diE tEndEnz ist: immEr wEnigEr nationalstaat und mEHr  

rEgionalisiErung.”

Nora Farik, Ansgar Gellner und Stefan Schulz-Trieglaff

Bilanz und handlungsempfehlungen

kommunalE cHancEn und HErausFordErungEn dEr EuropäiscHEn 

 koHäsionspolitik.  EinE vErmittlungs- und bEratungsauFgabE dEr 

politiscHEn bildung 

Dr . Melanie Piepenschneider und Philipp Lerch

vErglEicH dEr studiEn „Europa vor ort”  

und „Eu-aktivitätEn dEutscHEr städtE und gEmEindEn” 

glossar

übErsicHt dEr publikationsrEiHE 

„HandrEicHungEn zur politiscHEn bildung”

50 | 

54 |

56 |

66 |

68 |

70 |

76 |

78 |

80 |

81 |



Europa vor ort |  5

geleitwort

der zusammenschluss europäischer staaten zu einer wachsenden wirtschaftlichen, rechtlichen und 

vor allen dingen politischen gemeinschaft ist weltweit einzigartig. den langen Entstehungsprozess 

des vertrages von lissabon, die aktuelle grundlage der zusammenarbeit in der Europäischen 

 union, durfte ich viele Jahre mitgestalten. dabei habe ich stets für eine vertiefung der zusammen-

arbeit und für eine institutionelle Handlungsfähigkeit in der Europäischen union gestritten.

die Europäische union muss sich als verantwortungs- und wertegemeinschaft begreifen – nicht 

zuletzt, um als solche wahr- und ernstgenommen zu werden. wertegemeinschaften von unschätz-

barer bedeutung sind ganz sicher Europas zahlreiche „lokale demokratien”. sie halten in den 

 gemeinden, städten und regionen unser gemeinwesen zusammen. der vertrag von lissabon  

trägt dem anspruch eines „Europas der regionen” rechnung und unterstreicht, noch deutlicher  

als seine vorgänger, das prinzip der subsidiarität.

aus langjähriger kommunal- und europapolitischer Erfahrung weiß ich um die große, nicht nur 

symbolische bedeutung der europäischen kohäsionspolitik. dieses sinnvolle Förderinstrument 

 verdeutlicht eindrucksvoll, wie virtuos die idee der Europäischen integration mit den prinzipien  

der subsidiarität und der solidarität harmoniert.

in dieser veröffentlichung der kommunalakademie der konrad-adenauer-stiftung erörtert prof.  

dr. volker kronenberg konkret und eindrucksvoll, auf welche weise kommunen von der europä-

ischen Einigung und einer gemeinsamen europäischen Förderpolitik profitieren können. Die Dar-

stellung  juristischer bestimmungen der kohäsionspolitik und die theoretischen befunde der studie 

werden von aussagekräftigen Fallbeispielen veranschaulicht. dabei nimmt der autor sowohl länd-

liche regionen als auch urbane ballungsräume in den blick. zudem beleuchtet er, ebenso prägnant 

wie hoch aktuell, die Förderprogramme der Europäischen union für die kommunale Flüchtlingshilfe. 

das zusammenspiel qualitativer interviews und quantitativer Erhebungen kommunaler Erfahrungen 

mit der Förderpolitik der Europäischen union stellt nicht nur eine lesenswerte bestandsaufnahme 

dar, sondern ermöglicht auch einen spannenden blick „hinter die kulissen”.

in einer zeit, welche die solidarität unter den europäischen mitgliedstaaten in besonderer weise 

herausfordert, schlägt immer auch die stunde der kommunen und regionen. ihre verantwortung 

für die menschen vor ort und ihr Engagement für ein „Europa der regionen” ist von besonderer 

bedeutung für den bestand und die weiterentwicklung der Europäischen union. 

in der reihe „Handreichungen zur politischen bildung” informiert die konrad-adenauer-stiftung 

über aktuelle Entwicklungen, stärkt das interesse an (kommunal)politischem Engagement, bietet 

orientierung in sachfragen und ermöglicht weiterbildung. ganz in diesem sinne gelingt es prof. 

dr. volker kronenberg, die wirkung Europas „vor ort” sicht- und erfahrbarer zu machen. mit der 

veröffentlichung dieser studie ergänzt unsere kommunalakademie zum richtigen zeitpunkt die 

schulungs- und beratungsangebote der politischen bildung. ich empfehle allen interessierten bür-

gerinnen und bürgern, in besonderer weise jenen, die auf kommunaler oder europäischer  Ebene 

verantwortung tragen, die lektüre.

dr. Hans-gert pöttering

Präsident des Europäischen Parlaments a . D .
Vorsitzender der Konrad-Adenauer-Stiftung e . V .
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in zeiten, in denen sich die Europäische union mit verschiedenen krisen – „Flüchtlingsströme”, 

drohender „brexit”, „Euro”, „terror” – konfrontiert sieht, steht nicht zuletzt die Frage im raum, 

wie die EU, wie ihr  Handeln, die Effizienz Ihres Mehrebenensystems, „vor Ort” in den Kommunen, 

seitens der bürgerschaften, wahrgenommen wird. anlässlich der Entgegennahme des interna-

tionalen karlspreis zu aachen 2015 schildert der präsident des Europäischen parlaments, martin 

schulz, in seiner dankesrede die diesbezüglichen Erfahrungen, die er über Jahrzehnte gesam-

melt hat: „die ‚Eu’ – für sie [die bürgerinnen und bürger, v.k.] sind das abstrakte institutionen, 

ganz weit weg von  ihrem alltagsleben, für sie ist die Eu das brüsseler raumschiff, das bürokra-

tiemonster.” 1 tatsächlich hat sich an dieser wahrnehmung bis heute wenig geändert. „brüssel” 

scheint oftmals  abstrakt und „weit weg”, obwohl die unionspolitik den alltag der menschen mehr 

beeinflusst als häufig angenommen wird. 

dabei geht es nicht nur um gesetze und verordnungen, sondern auch um konkrete projekte  

und Fördermaßnahmen, von denen einerseits die bürgerinnen und bürger allzu oft wenig oder  

gar keine Kenntnis haben und die – andererseits – die jeweiligen Kommunen mit spezifischen 

 Herausforderungen der akquirierung und realisierung im europäischen mehrebenensystem kon-

frontieren. nicht zuletzt auch mit der notwendigkeit, die mittels der projekte und Fördermaßnah-

men praktizierte europäische solidarität „vor ort” zu kommunizieren. welche bedeutung dabei 

der europäischen struktur- und kohäsionspolitik zukommt, wird anhand verschiedener Fallbei-

spiele, auch mittels einer befragung größerer und kleinerer kommunen in den blick genommen. 

Die Studie zielt mithin auf die Identifikation Europas „vor Ort”, genauer: der Herausforderungen, 

des wandels und der chancen und des kommunalen Eu-Engagements – wie auch des Eu-Enga-

gements der kommunen. 

dass es dabei ebenso wenig um eine umfassende Evaluation sämtlicher Fonds und aktionspro-

gramme auf europäischer Ebene, wie umgekehrt nicht um eine systematische analyse sämtlicher 

antrags-, Förder- und Evaluationspraktiken auf Ebene der kommunen, der bundesländer und  

des bundes im zusammenspiel mit der Eu gehen kann und soll, sei ausdrücklich betont. die vor-

liegende studie mit klarem Fokus auf die praxis zielt auf eine exemplarische beleuchtung eines 

 zentralen europäischen wie nationalen, regionalen wie kommunalen politik- und Handlungsfelds – 

der kohäsionspolitik – und will dabei Erfahrungen „vor ort” auswerten, Einschätzungen verarbei-

ten und bewerten sowie schlussendlich Herausforderungen benennen und Handlungsempfeh-

lungen formulieren. 

Empfehlungen, die die kommunale praxis im umgang mit „Europa”, mit der regional- und struk-

tur- bzw. der kohäsionspolitik, mit aktionsprogrammen und Förderprojekten erleichtern und effek-

tuieren könn(t)en und die zugleich darauf zielen, das bewusstsein der bürgerinnen und bürger für 

„Europa” vor ort zu steigern. denn die Eu ist nicht nur das große ganze – als Einigungsprozess 

das „größte Friedenswerk nicht nur in der geschichte unseres kontinents, sondern in der ganzen 

welt” 2, sondern ganz alltäglich und als zweite seite der gleichen medaille das konkrete „vor ort”, 

von dem allzu oft nicht bekannt ist, dass es im zusammenspiel von einzelnen gemeinden, städ-

ten, regionen und bundesländern einen beitrag leistet, das leben der menschen zu erleichtern 

und zu verbessern. die beantwortung der Frage, ob letzteres gelingt, setzt die kenntnis der ziele, 

der möglichen methoden und der jeweiligen maßnahmen voraus. Hier besteht erheblicher aufklä-

rungsbedarf. nicht nur auf seiten der bürgerinnen und bürger, auch auf seiten der kommunalen 

verantwortlichen „vor ort”. die vorliegende studie möchte einen beitrag leisten, die kenntnisse 

vorwort
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zu vergrößern und die aufklärung zu erleichtern. offenkundig kann der damit verbundene an-

spruch nur ein bescheidender sein, allein aus gründen des umfangs der untersuchung sowie des 

zeitraums, in dem diese von Herbst 2014 bis Herbst 2015 vorgenommen wurde. 

auch wenn die befunde gemischt sind und das berühmte glas wasser nur „halb voll” scheint,  

ist es dies – so der tenor der studie – immerhin. ob es, um im bild zu bleiben, jemals ganz  

voll werden kann, mag aus verschiedenen gründen, die im nachfolgenden zur sprache kommen, 

bezweifelt werden können. dass es in den vergangenen Jahren dabei voller geworden ist, gilt es 

umgekehrt aber ebenso zu konstatieren. Erhebliche anstrengungen, die darauf zielen, wurden  

und werden im europäischen mehrebensystem aus kommunen, regionen, ländern und nationen 

unternommen: zum einen hinsichtlich einer verstärkten Effektuierung der kohäsionspolitik als 

„legitimations ressource für den integrationsprozess” 3, zum anderen hinsichtlich der partizipa-

tions- und transparenzmaßnahmen, um diese dimensionen von „Europa” den bürgerinnen und 

bürger bekannter zu machen, zu erklären und – idealiter – mit ihnen darüber in einem dialog zu 

treten. ob letz tere das dann auch tut, steht dahin und kann von politik und optimierter kommu-

nikation nicht „erzwungen” werden. was jedoch entsprechend verändert werden könnte und was 

noch  getan werden müsste, gilt es im Folgenden exemplarisch aufzuzeigen und zu bewerten. 

dr. manuel becker, christian botz, Jonas Fehres, nils kleine, kevin medau und Florian schmitt, 

meinen mitarbeitern und Hilfskräften, danke ich von ganzem Herzen für ihre unterstützung des 

projekts, für ihren großartigen Einsatz bei recherche von material, Evaluation von befunden und 

auch beim abfassen des manuskripts. die gesamtverantwortung für die studie, mithin auch für 

etwaige Fehler, liegt bei mir.

dass es möglich war, über monate hinweg „einzutauchen” in die verschiedenen dimensionen  

und Herausforderungen Europas „vor ort”, ist der konrad-adenauer-stiftung zu verdanken.  

ihr, vor allem dem leiter der kommunalakademie, philipp lerch, aber ebenso Frau dr. melanie 

piepenschneider, der Hauptabteilungsleiterin politische bildung der konrad-adenauer-stiftung,  

gilt ein ganz besonderer dank. die zusammenarbeit gestaltete sich bewährt vertrauensvoll und 

fruchtbar. 

bonn, im Frühjahr 2016 

volker kronenberg

1 | Martin Schulz: Rede des Präsidenten des Europäischen Parlaments anlässlich der Entgegennahme des 
 Internationalen Karlspreises zu Aachen am 14 . Mai 2015, in: http://www .europarl .europa .eu/the-president/de/
press/press_release_speeches/speeches/speeches-2015/speeches-2015-may/html/rede-von-martin-schulz-
-prasident-des-europaischen-parlaments-anlasslich-der-entgegennahme-des-internationalen-karlspreises-zu- 
aachen;jsessionid=23912374D29067127E75D3E080948F8B .
2 | Hans-Gert Pöttering: Rede anlässlich der Gedenkfeier „Wiederbelebung der Werte der Europäischen Union” 
am 9 . Mai 2012 in Brüssel, in: http://arc .eppgroup .eu/press/peve12/docs/120509speech-poettering_de .pdf .
3 | Matthias Freise/Matthias Garbert: Abschied von der Gießkanne? Europäische Kohäsionspolitik nach dem 
Vertrag von Lissabon, in: integration 1 (2013), S . 34 - 47, S . 34 .
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Europa, genauer gesagt: die „Eurokrise”, ist seit Jah-

ren ein dauerthema in der zeitgenössischen medialen 

Debatte und wird seit einigen Monaten flankiert, teils 

gar überlagert, durch die akute Flüchtlingskrise, mit 

der die Eu und vor allem einzelne ihrer mitgliedstaa-

ten vor große Herausforderungen gestellt werden. 

Fragen, die im kontext von „Euro-” bzw. „Flüchtlings-

krise”, aber auch durch die bedrohung des islamis-

tischen terrors 1 eindringlich immer formuliert wer-

den, lauten: wie steht es um die „europäische solida-

rität”? 2 zugespitzter: zerbricht die Eu an mangelnder 

solidarität ihrer mitgliedstaaten? 3 der permanente 

Krisendiskurs, flankiert von jenem um die Deforma

tion der demokratien als selbstregierungsformen der 

bürgerschaften zu „postdemokratien”, steht im zen-

trum der berichterstattung über Europa. 4 von Jürgen 

Habermas 5 bis ulrich beck 6, von robert menasse 7 bis 

Hans magnus Enzensberger 8 – in buchpublikationen, 

wissenschaftlichen zeitschriften und großen tageszei-

tungen überbieten sich die intellektuellen wechselsei-

tig mit krisendiagnosen bis hin zu untergangsszenari-

en bei der betrachtung des europäischen integrati-

onsprozesses. 

weitet man den blick über die Feuilletons der tages- 

und wochenzeitungen und über die wissenschaftli-

chen Fachzeitschriften auf die gesamtbevölkerung, so 

scheint es um die Europa-begeisterung der deutschen 

nicht sonderlich gut bestellt zu sein.

zwar liegt die zahl derjenigen, die in der mitglied-

schaft der bundesrepublik in der Europäischen union 

eher vorteile (36 prozent) sehen, nach wie vor deut-

lich höher als die zahl der personen, für die die nach-

teile überwiegen (18 prozent). dennoch zeigt eine Er-

hebung des meinungsforschungsinstituts infratest di-

map vom mai 2014, dass sich vor- und nachteile für 

die meisten befragten eher die waage halten (43 pro-

zent). 9 auch wenn die wahlbeteiligung bei der Euro-

pawahl 2014 um knapp 5 prozent stieg, lag sie letzt-

lich doch nur bei nicht zufriedenstellenden 48,1 pro-

zent. 10 

die Einstellung vieler deutscher zum integrationspro-

zess ist seit einigen Jahren geprägt durch die mediale 

berichterstattung zur europäischen banken-, Finanz- 

und wirtschaftskrise. im zentrum der berichterstat-

tung stehen dabei jene immer neuen rettungsmaß-

nahmen für angeschlagene Euro-länder in süd- und 

süd-west-Europa-, allen voran griechenland, die bis 

dato unvorstellbare summen in Form von garantien 

und darlehen erforderlich machten, aber auch das ge-

nerelle schwächeln des europäischen wirtschafts-

raums sowie eine zunehmende arbeitslosigkeit, vor 

allem unter jungen Europäern. in italien liegt die 

Quote der Jugendarbeitslosigkeit bei 43,9 prozent, in 

kroatien bei 45,9 prozent, in griechenland bei 49,8 

prozent und spanien nimmt in der statistik die trau-

rige spitzenposition mit einer Quote von 53,5 prozent 

ein. 11 

 

diese gemengelage hat in vielen Eu-staaten zu 

wahlerfolgen europaskeptischer und europafeindlicher 

parteien geführt, beispielsweise des „Front national” 

in Frankreich, der „ukip” in großbritannien, den 

„wahren Finnen” in Finnland oder „podemos” in spa-

nien. in griechenland gewann im Januar 2015 das 

linksbündnis „syriza” mit großer mehrheit die parla-

Einleitung

Eher Vorteile

Werte in Prozent

Eher Nachteile Vor- und 
Nachteile halten 
sich die Waage

36

18

43

Bewertung der mitgliedschaft deutschlands 
in der eu

Spanien

Griechenland

Kroatien

Italien

Deutschland

53,5

49,8

45,9

43,9

7,4

Werte in Prozent

jugendarbeitslosigkeit in der eu im Vergleich
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mentswahl und bildete mit den rechtspopulistischen 

„unabhängigen griechen” eine regierung, die im sep-

tember 2015 bestätigt wurde – wenngleich die noch 

aus oppositionszeiten stammende zielsetzung, die 

bisherige Eu-politik fundamental neu zu justieren in-

zwischen realpolitisch eingefangen wurde. in deutsch-

land fehlten der eurokritischen partei „alternative für 

deutschland” im Herbst 2013 nur 0,3 prozentpunkte, 

um aus dem stand heraus in den deutschen bundes-

tag einzuziehen. dabei schien die afd, die zwischen-

zeitlich durch innerparteiliche Querelen und die spal-

tung der partei erheblich geschwächt schien, im zuge 

der aktuellen Flüchtlingsdebatte aber wieder deut-

lichen zulauf erhält, 12 nicht wenigen deutschen aus 

der seele zu sprechen: nicht dezidiert europafeind-

lich, eher europaskeptisch, mit den aktuellen, aber 

nicht näher greifbaren zuständen Europas insgesamt 

unzufrieden und in sorge vor einer schleichenden 

übervorteilung deutschlands. 13 

Europäische „solidarität” klingt für viele – entspre-

chend – wie ein ruf nach deutschem geld, gar nach 

einer „schuldenunion”, obwohl der gedanke der 

 europäischen solidarität – anders verstanden, im 

sinne eines ausgleichs bzw. einer angleichung  

von sozio-ökonomischen disparitäten der regionen  

durch kohäsionspolitik – von anfang an zu einem 

grundpfeiler des integrationsprozesses gehörte.  

im übrigen: Europäische solidarität bedeutet auch – 

 jenseits von kohäsionsbestrebungen – ganz konkrete 

Eu-Förderprogramme für deutsche kommunen zur 

bewältigung der Herausforderungen, die sich mit der 

akuten Flüchtlingskrise verbinden. vom „solid” zum 

„amiF”, den beiden programmen in den Förderperio-

den 2007 bis 2013 und 2014 bis 2020 stellt die Eu 

insgesamt 5,2 mrd. Euro für kommende maßnahmen 

im bereich integration, Flüchtlingspolitik und rück-

kehrförderung zur verfügung. Ein Exkurs zur Funk-

tionsweise des jüngst aufgesetzten „asyl-, migrations- 

und integrationsfonds” (amiF) ergänzt die studie  

zur kohäsionspolitik und gibt zugleich einen ausblick 

auf eine größer angelegte untersuchung zu diesem 

thema, die im Jahr 2016 erfolgen wird.

50 prozent der befragten deutschen antworteten 

jüngst im rahmen einer europäisch vergleichenden 

repräsentativen umfrage, dass das aufkommen von 

euroskeptischen parteien etwas positives sei, 41 pro-

zenten der befragten verneinten dies. in der gleichen 

umfrage erklärten immerhin 59 prozent der befragten, 

dass die europäische integration die heimische wirt-

schaft gestärkt habe, wohingegen der Eu-median mit 

16 prozent niedriger lag. 14

vor dem Hintergrund dieser medialen, demosko-

pischen und politischen großwetterlage droht eine an-

dere perspektive auf die Erfolge des größten Frie-

densprojekts in der europäischen geschichte verloren 

zu gehen: zwar wurde das europäische integrations-

projekt nach dem zweiten weltkrieg bis heute ganz 

entscheidend von politischen Eliten vorangetrieben. 

ohne die bürger jedoch auf diesen weg mitzunehmen 

und auf deren aktive und individuelle gestaltungskraft 

zu setzen, wäre der aus heutiger perspektive unbe-

streitbare Erfolg dieses historisch-politischen großpro-

jekts nicht denkbar gewesen. Europa wächst und ge-

deiht nicht nur durch die politischen und intellektu-

ellen Eliten, sondern ganz wesentlich „vor ort” in den 

kommunen, die eine wesentliche vermittlungsinstanz 

in und von Europa sind. nicht von ungefähr wurden 

das subsidiaritätsprinzip und die kommunale dimen-

sion durch den vertrag von lissabon – ein „meilen-

stein für die deutschen kommunen” 15 noch einmal 

ausdrücklich gestärkt. 16 

„die union achtet die gleichheit der mitglied-

staaten vor den verträgen und ihre jeweilige 

nationale identität, die in ihren grundlegenden politi-

schen und verfassungsmäßigen strukturen einschließ-

lich der regionalen und lokalen selbstverwaltung zum 

ausdruck kommt.” 17 

die vorstellungen von den kommunen als „schulen” 

oder „wiegen der demokratie” 18, wie sie ideenge-

schichtlich bereits im 19. Jahrhundert der liberale 

französische staatsdenker alexis de tocqueville para-

digmatisch formuliert hat, spielen in diesem zusam-

menhang eine ganz entscheidende rolle. denn so 

wichtig die akademische auseinandersetzung über  

die zukunft und die wie auch immer geartete Finalität 

des europäischen integrationsprozesses auch sein 

mag, ohne den fundierenden unterbau eines gelin-

genden „Europa vor ort” wird der „immer engere 

 zusammenschluß der Europäischen völker”, von dem 

schon im „vertrag zur gründung der Europäischen 

wirtschaftsgemeinschaft” von 1957 die rede war, als 
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konkretes politisches projekt letzten Endes nicht die 

notwendige legitimität einwerben können. 19 analysen 

und untersuchungen zur Herausbildung einer gemein-

samen europäischen identität sind mittlerweile legi-

on. 20 Es besteht ebenfalls kein mangel an europapoli-

tischen Grundlagenreflexionen, bei denen entweder 

die metaebene einer Finalisierung des integrations-

projekts entlang der parameter von supranationalität 

und intergouvernementalität oder aber die zeithisto-

rische Fundierung des prozesses entlang des parame-

ters „nie wieder krieg!” im Fokus der arbeiten steht. 

studien dazu, wie „Europa” konkret vor ort, in den 

kommunen wahrgenommen, angenommen und um-

gesetzt wird, sind demgegenüber mangelware. zwar 

mag das thema kommunen in Europa in der europa-

orientierten Forschung mittlerweile etwas mehr be-

achtung erfahren als früher, es steht jedoch nach wie 

vor „im schatten der diskussion um die rolle der re-

gionen.” 21 neben der abhandlung von claudia münch 

über „die Emanzipation der lokalen Ebene. kommu-

nen auf dem weg nach Europa” ist die dissertation 

von markus tausendpfund mit dem titel „gemeinden 

als rettungsanker der Eu? individuelle und kontextu-

elle Faktoren der zustimmung der bürgerinnen und 

bürger zur Europäischen union” eine der wenigen 

studien, die sich mit der kommunalen dimension des 

europäischen integrationsprozesses auseinandersetzt. 

letztgenannte untersuchung wird von folgender prä-

misse geleitet: „gemeinden bilden eine unmittelbare 

brücke zwischen der weit entfernten Eu und den bür-

gern. durch die umsetzung europäischer verord-

nungen, Förderprogramme und städtepartnerschaften 

sind beide politischen Ebenen eng miteinander ver-

bunden.” 22 als befund stellt der autor allerdings 

nüchtern fest: „trotz dieser äußerst günstigen rah-

menbedingungen wird in dieser studie nur ein gerin-

ger Einfluss des lokalen Umfelds auf die politische Un-

terstützung der Eu festgestellt. […] das lokale umfeld 

beeinflusst entgegen den Überlegungen zahlreicher 

autoren die europäischen orientierungen der bürger 

nur in einem sehr begrenzten ausmaß. […] die mo-

dernen informations- und kommunikationsmöglich-

keiten, die mobilität der menschen oder auch die 

wechselnde zugehörigkeit zu sozialen gruppen an 

verschiedenen orten schwächen mögliche kontextu-

elle Effekte des lokalen umfelds ab.” 23 die perspekti-

ve auf „Europa vor ort” ist demnach immens wichtig 

– auch aufgrund des prozentual hohen anteils an För-

dermitteln, der aus dem Eu-Haushalt via kohäsions-

politik „vor ort” eingesetzt wird –, nimmt aber in der 

Forschung einen eher unterprivilegierten status ein. 

nirgendwo sonst ist politik näher am bürger, nirgend-

wo sonst werden politische Entscheidungen sichtbarer 

als auf der gemeindeebene und so greifbar für den 

alltag der menschen. mithin: wo, ja wie ist „Europa” 

vor ort sichtbar, erfahrbar? vor allem: Erkennen die 

bürgerinnen und bürger „Europa” vor ort? sehen sie, 

wie verwoben regionen, städte und selbst kleine ge-

meinden und dörfer mit dem „großen ganzen”, der 

Eu, sind? was wird unternommen, um diese verwo-

benheit erkennbar und verstehbar zu machen? aber 

auch: sind die gemeinden als „rettungsanker der Eu” 

überfordert bzw. auch gar nicht willens, eine solche 

Funktion einzunehmen? 

um sich diesen Fragen und den thematischen zusam-

menhängen zu nähern, setzt die vorliegende studie 

bei einem politikfeld an, das in der medialen rezepti-

on kaum die ihm gebührende aufmerksamkeit er-

fährt: das Feld der regional- und strukturpolitik, auch 

kohäsionspolitik genannt. was für den gemeinen bür-

ger auf den ersten blick zunächst sehr abstrakt und 

möglicherweise auch etwas technisch und bürokra-

tisch klingen mag, entpuppt sich bei genauerem Hin-

sehen als ein viele bürger sehr unmittelbar betref-

fendes Feld. die regional- und strukturpolitik steht 

im zentrum der politischen prozesse des europä-

ischen mehrebenensystems. 24 den kommunen fällt 

innerhalb dieses Mehrebensystems eine spezifische 

rolle zu. 

die auswirkungen der Europäischen integration ha-

ben zu einer veränderung der klassischen kommu-

nalen bezugssysteme geführt: „die kommunen müs-

sen sich zwangsläufig neu orientieren und entwickeln 

neue Handlungsstrategien. begünstigt wird der wand-

lungsprozess durch das europäische mehrebenensy-

stem in seiner Eigenschaft als tendenziell offenes ver-

flechtungs und Verhandlungssystem. Die neu erwor-

benen Handlungsspielräume der kommunen führen zu 

einer aufweichung des territorial begrenzten Hand-

lungsrahmens, zu einer erhöhten Eigenständigkeit 

und einer größeren unabhängigkeit.” 25 im europä-

ischen mehrebensystem besteht insofern eine direkte 

verbindung in der kooperation zwischen subnatio-

nalen gebietskörperschaften und der supranationalen 

Ebene, nicht zuletzt über eigens entwickelte „netz-

werkpfade” 26, an der die nationalstaatliche Ebene nur 

sehr bedingt beteiligt ist. die Europäische kommission 

steht in direkter verbindung mit den vertretern in den 

kommunalen rathäusern, ohne dass weitere umwege 

über nationalstaatliche ministerien oder verwaltungs-

behörden gegangen werden müssen. 27 zwar sind die 

nationalstaaten durch die ko-Finanzierung der ausga-

ben bei der Ausarbeitung der finanzpolitischen Rah-

menbedingungen durchaus an der europäischen ko-
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häsionspolitik beteiligt; bei der konkreten umsetzung 

verschiedener projekte vor ort spielen sie allerdings 

nur eine untergeordnete rolle.

die kohäsionspolitik stellt streng genommen kein in 

sich abgeschlossenes politikfeld dar, sondern weist 

beträchtliche schnittmengen zur wirtschafts- und 

 sozialpolitik, aber auch zur beschäftigungs-, infra-

struktur- und umweltpolitik sowie zu weiteren politik-

feldern auf. 28 „die strukturpolitik stellt in bezug auf 

die Entscheidungs- und implementationsprozesse 

vielleicht die innovativste politik der Eu dar. nicht nur 

staatliche, sondern auch nicht-staatliche akteure auf 

der Ebene der Eu, der mitgliedstaaten und der regi-

onen sollen gemäß dem prinzip der partnerschaft ko-

operieren.” 29 die primären adressaten der regional- 

und strukturpolitik sind die bürger in den regionen 

und kommunen der Eu. und auch wenn sich viele 

bürger dessen vielleicht nicht immer bewusst sein 

mögen, so profitieren viele ganz konkret von Pro-

jekten, die von der Eu gefördert werden: sei es durch 

die sanierung einer maroden straße, sei es durch die 

Finanzierung einer arbeitsmarktpolitischen weiterqua-

lifizierungsmaßnahme oder sei es durch die Unterstüt-

zung einer inklusiven theatergruppe.

bereits diese kursorischen anmerkungen zur regio-

nal-, struktur- und kohäsionspolitik vermitteln einen 

Einblick in die komplexität ihrer umsetzung und 

wahrnehmung. Folgende erkenntnisleitende Frage-

stellungen liegen dieser studie zu grunde:

1 . Welchen Motiven und welcher Philosophie folgt   

die Förderpolitik der Europäischen Union in den 

Kommunen und Regionen – welche Instrumente 

und Methoden gibt es?

2 . Wie hat sich diese Politik im Laufe der Zeit  

entwickelt und vor welchen Herausforderungen 

steht sie heute?

3 . Welche Hürden, Restriktionen und Schwierigkeiten 

ergeben sich bei der Umsetzung konkreter 

 Projekte?

4 . Wie präsent sind die Möglichkeiten und Ergebnisse 

der Projektförderung bei den Bürgerinnen und Bür-

gern und bei den kommunalen Verantwortlichen – 

und wie erfolgt eine diesbezügliche Kommunikation 

dessen, was Europa „vor Ort” leistet?

Eingedenk dieser leitfragen werden in einem ersten 

kapitel zunächst die politischen, historischen und ju-

ristischen grundlagen der kohäsionspolitik dargelegt. 

dabei werden insbesondere die zugrundeliegenden 

leitwerte, ideen, sozusagen die philosophie der 

 Förderung sowie ihre instrumente zu erläutern sein.  

im anschluss daran wird in der gebotenen kürze ein 

knapper überblick über die vergangene und die lau-

fende Förderperiode gegeben. Es folgt eine problem-

orientierte untersuchung der kommunikation der 

 kohäsionspolitik. die Erfahrungen und Einstellungen 

der kommunen abzufragen, ist ebenfalls ein wichtiges 

anliegen der studie. dazu wurde ein Fragebogen 

 entwickelt, der den umgang der kommunen mit der 

regional- und strukturpolitik thematisiert. in diesem 

wurden sowohl Einschätzungen, bewertungen und 

kritik an der operativen umsetzung der kohäsions-

politik als auch grundsätzliche Einstellungen zur euro-

päischen integration abgefragt. abschließend lautet 

die Frage: welche Empfehlungen kann man ausspre-

chen – und an wen? auf der grundlage der analysen, 

betrachtungen und Einordnungen werden befunde 

und thesen für die kommunen, die länder, den bund 

und die Eu formuliert. 30 Flankiert werden die ausfüh-

rungen von einzelnen Fallbeispielen auf der mikro-

ebene, um die konkrete anschaulichkeit zu erhöhen: 

das Förderprojekt „oose lade” der gemeinde grei-

mersburg aus der peripherie in einer eher ländlich 

strukturierten und weniger dicht besiedelten gegend 

in rheinland-pfalz, Erfahrungen mit Förderprojekten 

aus Essen als einer urban geprägten region im 

 besonders dicht besiedelten bundesland nordrhein-

westfalen sowie ein Förderprojekt in ostdeutschland, 

die „produktionsschule moritzburg” in sachsen. 

abgerundet wird die vorliegende studie durch inter-

views mit gesprächspartnern auf den verschiedenen 

Ebenen, die mit der kohäsionspolitik befasst sind: 

 befragt wurden axel voss, mitglied des Europäischen 

parlaments, richard kühnel und dr. stephan koppel-

berg von der vertretung der Europäischen kommissi-

on in deutschland, walter leitermann, der stellvertre-

tende generalsekretär und leiter der geschäftsstelle 

des rats der gemeinden und regionen Europas 

(rgrE) sowie nora Farik, ansgar gellner und stefan 

schulze-trieglaff vom bundesministerium für arbeit 

und soziales. interviewpartner aus dem bereich der 

Fallbeispiele waren petra thetard, die Europabeauf-

tragte der stadt Essen, david meis von der produk-

tionsschule moritzburg, Hans-werner Junglas, orts-

bürgermeister von greimersburg, sowie volker bulitta 

und markus gietzen von der agentur m. punkt rlp, 

die das projekt „oose lade” verantwortet. allen ge-

sprächspartner sei an dieser stelle herzlich für ihre 

mitwirkung gedankt.
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philosophie der förderpolitiK

den Fördermaßnahmen der regional- und struktur-

politik liegt die philosophie einer gerecht(er)en und 

gleichmäßigen verteilung von ökonomischer prospe-

rität und sozialem wohlstand zu grunde – wohl wis-

send, dass eine sozialpolitische „Einmischung” seitens 

der Eu „nur insoweit erwünscht ist, als damit zum 

 einen die ökonomische und politische integration ge-

fördert und ein ‚dysfunktionaler systemwettbewerb’, 

ein ‚race to bottom’, also eine konkurrenz der sozial-

ordnungen verhindert wird.” 1 die mit der europä-

ischen integration einhergehenden ökonomischen 

Entwicklungsprozesse verlaufen je nach land und 

 region ganz unterschiedlich. mit den verschiedenen 

maßnahmen der regional- und strukturpolitik soll 

 diesen divergenzen entgegengewirkt werden. arbeit-

nehmer aus branchen, die durch die entfachte wirt-

schaftliche dynamik negativ betroffen sind, sollen 

ebenso von der europäischen Integration profitieren 

wie strukturschwache regionen. insofern ist die regio-

nal- und strukturpolitik auch die konkrete Einlösung 

des versprechens einer gesamteuropäischen solida-

rität, die in artikel 1a des vertrags von lissabon als 

wesentlicher grundwert des europäischen Einigungs-

werks genannt wird. 2 

diesem anliegen kommt gerade nach den letzten Er-

weiterungsrunden durch die neuen ost- und südost-

europäischen mitglieder, mit denen das soziale wohl-

standsgefälle innerhalb der Eu noch einmal größer 

geworden ist, eine stetig wachsende bedeutung zu. 

im lichte der normativen ziele sollte allerdings auch 

nicht übersehen werden, dass die europäische struk-

turpolitik stets zwischen ökonomischer rationalität 

und politischer macht- und interessensdurchsetzung 

oszilliert(e), 3 wie ein kursorischer blick auf ihre histo-

rische Entwicklung erhellt.

historischer aBriss

bereits mit der vertraglichen geburtsstunde des 

 europäischen integrationsprojekts, den römischen 

verträgen von 1957, wurde der Europäische sozial-

fonds (EsF) beschlossen, der im Jahre 1960 erstmals 

in kraft trat und dem der gedanke der solidarität  

der mitgliedsstaaten untereinander inhärent war. 4 

in artikel 123 heißt es dort: 

„um die beschäftigungsmöglichkeiten der arbeits-

kräfte im gemeinsamen markt zu verbessern und 

 damit zur Hebung der lebenshaltung beizutragen, 

wird nach maßgabe der folgenden bestimmungen  

ein Europäischer sozialfonds errichtet, dessen zweck 

es ist, innerhalb der Gemeinschaft die berufliche 

 Verwendbarkeit und die örtliche und berufliche Frei

zügigkeit der arbeitskräfte zu fördern.” 5 

der EsF ist mithin das älteste wirtschafts- bzw. 

 sozialpolitische instrument des europäischen projekts. 

die regional- und struktur- bzw. die kohäsionspolitik 

galt schon früh als „Joker im politischen kräftespiel” 6 

der europäischen akteure, und zwar im sinne einer 

legitimationsressource für den integrationsprozess. 

dieser von ingeborg tömmel bereits im Jahr 1994 

 diagnostizierte befund ist heute, im lichte der Finanz- 

und schuldenkrise, aktueller denn je. 7 laut artikel 

125 Ewg-vertrag wurden vor allem für die berufsum-

schulung sowie für den beruflich bedingten Ortswech-

sel Fördermittel zur verfügung gestellt. Eine zentrale 

koordination durch europäische institutionen war 

(noch) nicht vorgesehen. Einzelne länder beantragten 

für bereits angelaufene maßnahmen und instrumente, 

die diesen kriterien entsprachen, eine anteilige rück-

erstattung der dafür anfallenden kosten in Höhe von 

50 prozent. 1962 kam der Europäische ausrichtungs- 

und garantiefonds für die landwirtschaft (EagFl) für 

agrarpolitische Förderungsmaßnahmen hinzu.

1974 wurde der Europäische Fonds für regionale 

 Entwicklung (EFrE) gegründet. seiner Einführung   

lag die motivation zu grunde, das neumitglied groß-

britannien nicht zum nettozahler werden zu lassen.  

in den 1960er und 1970er Jahren verfügte die För-

derung von regionalen infrastrukturprojekten und 

 investitionsbeihilfen insgesamt nur über ein recht 

 geringes volumen. Heinz-Jürgen axt datiert aus die-

sem grund den eigentlichen beginn der strukturpoli-

tik erst auf die mitte der 1970er Jahre. 8 während die 

anfängliche regional- und strukturpolitik im zeichen 

von marktstimulierung und ökonomischer anreizpolitik 

stand, wandelte sich ihr charakter insbesondere im 

zuge des beitritts der wirtschaftlich schwachen 

 staaten griechenland, spanien und portugal in den 

1980er Jahren, wodurch die Förderungspolitik stärker 

den charakter einer innereuropäischen „Entwicklungs-

grundlagen der kohäsionspolitik
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hilfe” annahm. auf diese Entwicklungen wurde im 

Jahre 1988 mit einem reformpaket reagiert, mit dem 

die Finanzmittel für die regional- und strukturpolitik 

verdoppelt wurden und die damit ca. 20 prozent  

des Eu-Haushalts ausmachten. die bis dato geltende 

 unterstützung der mitgliedstaatlichen programme 

wurde durch eine eigenständige strukturpolitik mit 

vereinheitlichen verwaltungsregeln und dezentraler 

umsetzung ersetzt. 

mit der vereinheitlichung der regional- und struktur-

politik in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre wurden 

fünf konkrete Ziele definiert:

ziel 1: Förderung der Entwicklung und der struktu-

rellen anpassung der regionen mit Entwicklungs-

rückstand 

ziel 2: umstellung der regionen, grenzregionen oder 

Teilregionen, die von der rückläufigen industriellen 

Entwicklung schwer betroffen sind 

ziel 3: bekämpfung der langzeitarbeitslosigkeit sowie 

Eingliederung der Jugendlichen und der vom aus-

schluss aus dem arbeitsmarkt bedrohten personen  

im Erwerbsleben 

ziel 4: Erleichterung der anpassung der arbeitskräfte 

an die industriellen wandlungsprozesse und an ver-

änderungen der produktionssysteme

ziel 5: Förderung und Entwicklung des ländlichen 

raumes 

– durch beschleunigte anpassung der agrarstrukturen 

im rahmen der reform der gemeinschaftlichen agrar-

politik (ziel 5a)

– durch Erleichterung der Entwicklung und der struk-

turanpassung der ländlichen gebiete (ziel 5b)

1995 wurden die ziele der regional- und struktur-

politik um ein sechstes ziel ergänzt, das die Förde-

rung der Entwicklung von gebieten mit sehr niedriger 

bevölkerungsdichte in den mittelpunkt stellte.

mit dem vertrag von maastricht und der vollendung 

der wirtschafts- und währungsunion wurden im Jahre 

1993 im rahmen eines zweiten reformpakets die mit-

tel erneut erhöht, sodass die strukturfonds bereits 30 

prozent des Eu-Haushaltes ausmachten. im gleichen 

Jahr wurde auch das Finanzierungsinstrument für die 

ausrichtung der Fischerei (FiaF) eingerichtet. zwar 

gab es bei der kohäsionspolitik schon vorher geber- 

und nehmerstaaten, doch wurde mit dem maastricht-

vertrag eine qualitative Erweiterung erreicht, die den 

begriff „transferunion” rechtfertigt. diese termino-

logie ist gleichwohl nicht im sinne einer vergemein-

schaftung von schulden zu verstehen, wie sie im 

 aktuellen politischen diskurs zur Euroschuldenkrise 

thematisiert wird, sondern als „ein interessenaus-

gleich zwischen potenziellen gewinnern und verlierern 

einer vertieften integration” 9 aufzufassen. 1994 wur-

de ein weiterer kohäsionsfonds eingeführt, mit dessen 

Hilfe wirtschaftlich schwächere staaten auf die dritte 

stufe der währungsunion vorbereitet werden sollten. 

Als förderfähig wurden diejenigen EUStaaten defi-

niert, deren bip pro kopf unter 90 prozent des Eu-

weiten durchschnitts lag. die im kontext des vertrags 

von maastricht ebenfalls beschlossene Einführung des 

ausschusses der regionen (adr) wird in der europa-

wissenschaftlichen literatur als meilenstein für die 

subnationale Ebene im kampf um anerkennung auf 

der supranationalen Ebene angesehen. 10 

mitte der 1990er Jahre stand die strukturpolitik im 

mittelpunkt der agenda 2000, mit der die Eu sich auf 

die große Erweiterungsrunde um die osteuropäischen 

staaten im Jahr 2004 vorbereitete. zwischen und in-

nerhalb der Eu-mitglieder hatte es immer schon mehr 

oder minder starke wohlstandsgefälle gegeben, und 

doch wurde die eklatante ungleichheit zwischen den 

reichsten und ärmsten regionen durch die osterwei-

terung noch einmal deutlich verschärft. durch die neu-

mitglieder entstand innerhalb der gemeinschaft eine 

neue gruppe von ländern, in denen das pro-kopf-bip 

signifikant unter dem Unionsdurchschnitt lag. 

die zehn neuen mitgliedstaaten trugen weit mehr  

zum Flächen- und bevölkerungszuwachs der Eu bei, 

als zum gesamt-bip – dieses stieg lediglich um 4,7 

prozent. das durchschnittliche pro-kopf-bip der er-

weiterten union sank um 8,8 prozent. 11 Eine schlichte 

übertragung des bisherigen instrumentariums der 

 Regional und Strukturpolitik wäre damit finanziell 

nicht leistbar gewesen. um die Folgen eines verlusts 

der Förderfähigkeit in bestimmten regionen abzu-

dämpfen, wurden diverse übergangs- und sonderre-

gelungen getroffen. ohnehin war seit einigen Jahren 

kritik an der zunehmend intransparenter und zentra-

listischer wahrgenommenen Förderpolitik geübt wor-

den, die immer mehr nach dem „gießkannenprinzip” 

zu funktionieren schien, anstatt auf eine gezielte 

 verwendung der mittel zu setzen. vor diesem Hinter-

grund avancierten eine stärkere geografische und 

 inhaltliche Konzentration sowie eine effizientere und 

vereinfachte mittelvergabe zu leitprinzipien des 

 reformpakets. Entsprechend wurden die vormaligen 

sechs ziele für die Förderperiode auf drei ziele 

 reduziert und harmonisiert. man erkannte, dass eine 

gleichzeitige Förderung von ziel 1 und ziel 2 nicht im-

mer zeitgleich möglich ist. darüber hinaus wurde das 

ziel 2 mit dem ehemaligen ziel 5b zusammengeführt: 
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ziel 1 fokussierte regionen mit Entwicklungsrück-

stand. Darunter fielen Gebiete, deren BIP pro Kopf 

bei lediglich 75 prozent des gemeinschaftsdurch-

schnitts der Eu lagen sowie regionen in äußerster 

randlage. diese regionen erhielten mit 69,7 prozent 

den löwenanteil aus den strukturfondsmitteln.

ziel 2 adressierte regionen mit strukturproblemen, 

die einem sozioökonomischen wandel vor allem auf 

dem industriellen sektor ausgesetzt waren. ihnen ka-

men ca. 11,5 prozent des gesamten Fördervolumens 

zu gute.

ziel 3 schließlich nahm regionen in den blick, die der 

unterstützung in den bereichen allgemeine und beruf-

liche bildung bedurften, die eine hohe arbeitslosen-

quote sowie einen mangel an arbeitsmarktpolitischen 

Qualifikationen aufwiegen. In diese Regionen flossen 

seinerzeit etwa 12,3 prozent der strukturfondsmittel.

während ziel 1 und 2 erkennbar regionalziele darstell-

ten, verfügte ziel 3 über eine horizontale ausrichtung. 

die strukturfonds stellten für diesen zeitraum zwi-

schen 2000 und 2006 rund 213 mrd. Eur bereit, was 

in etwa einem drittel aller Eu-ausgaben entsprach. 

unabhängig von den strukturveränderungen und 

 reformen im laufe der zeit sowie von dem mit ihnen 

verbundenen bemühen, die kohäsionspolitik stringen-

ter zu gestalten, wird bis heute immer wieder  kritik 

laut, dass regional- und strukturpolitik nach wie vor 

zu sehr nach dem „gießkannenprinzip”  verfahre und 

die zielgerichtetheit der mittelvergabe verbesserungs-

fähig sei. 12 

üBerBlicK üBer die fonds

die zentralen instrumente der regional- und struktur-

politik sind die bereits erwähnten strukturfonds.  

im Einzelnen sind dies: 

n europäischer sozialfonds (esf): der EsF zielt in  

erster linie auf die arbeitsmarkt- und sozialpolitik der 

Eu. mit ihm werden primär maßnahmen unterstützt, 

die beschäftigung erzeugen bzw. die arbeitslosigkeit 

entgegenwirken. in der aktuellen Förderperiode be-

läuft sich das gesamtvolumen auf rund 86,5 mrd. 

Euro. 13 

n europäischer fonds für regionale entwicklung 

(efre): im zentrum des EFrE steht die regionale 

Strukturförderung. Mit ihm werden Projekte finanziert, 

zeittafel

1957: römische Verträge

– Beschluss des Europäischen Sozialfonds  
(Inkrafttreten 1960)

1962

– Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds

1974 

– Europäischer Fonds für regionale Entwicklung
 – Reaktion auf EU-Beitritt Großbritanniens 1973

1980er jahre

– „Innereuropäische Entwicklungshilfe”
 – Beitritt Griechenlands, Spaniens und Portugals

1988

– 1 . Reform und Verdoppelung der Finanzmittel  
auf 20 % des EU-Haushaltes

1993: Vertrag von maastricht

– Wirtschafts- und  Währungsunion  
– „Transferunion”

1993 

– Finanzierungsinstrument für die Ausrichtung  
der Fischerei

 – 2 . Reform: Erhöung der Finanzmittel auf 30 %  
des EU-Haushaltes 

1994

– Kohäsionsfonds zur Vorbereitung  
auf die Währungsunion

 – Ausschuss der Regionen

agenda 2000

– Vorbereitung auf Osterweiterung
 – Zielgerichtetere Mittelvergabe
 – 33 % des EU-Haushaltes

2004: osterweiterung

– Versuch der Abkehr vom „Gießkannenprinzip”
 – Übergangsregelungen für vormals geförderte 

 Regionen

instrumente der regional- und strukturpolitik

europäischer 
sozialfonds 
(esf)

europäischer 
fonds f. regio-
nale entwick-
lung (efre)

Kohäsions-
fonds

Ziel:  

Beschäftigung 

erzeugen und 

Arbeitslosigkeit 

entgegenwirken

Ziel:  

Ausgleich 

 struktureller 

Unterschiede

Ziel:  

Umweltschutz u . 

Verbesserung 

der Verkehrs -

infrastruktur

Volumen:  

86,5 Mrd . Euro

Volumen:  

232 Mrd . Euro

Volumen: 

66,362 Mrd . 

Euro
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die die unterschiede zwischen stärker und schwächer 

entwickelten regionen ausgleichen sollen. in der lau-

fenden Förderperiode werden über dieses Finanzie-

rungsinstrument rund 232 mrd. Euro zur  verfügung 

gestellt. 14 

n Kohäsionsfonds: im rahmen des kohäsionsfonds 

werden maßnahmen des umweltschutzes und der 

verkehrsinfrastrukturpolitik gefördert. das budget  

des kohäsionsfonds beträgt aktuell rund 66,362 mrd. 

Euro. 15 

das gesamtbudget für die kohäsionspolitik aus EsF, 

EFrE und kohäsionsfonds beläuft sich demnach für 

den zeitraum 2014 bis 2020 auf rund 325 mrd. Euro, 

wovon 3,0 mrd. Euro als besondere mittelzuweisung 

zugunsten der beschäftigungsinitiative für junge men-

schen vorgesehen sind. 16 Früher gab es noch zwei 

weitere Finanzierungsinstrumente, die seit 2006 nicht 

länger der strukturfondsverordnung unterliegen und 

somit aus der kohäsionspolitik ausgegliedert und in 

die gemeinsame agrar- und Fischereipolitik überführt 

wurden:

n europäischer ausrichtungs- und garantiefonds 

für die landwirtschaft (eagfl-a): der EagFl-a 

 widmet sich der Harmonisierung der agrarstrukturen 

in den mitgliedstaaten. mit ihm werden projekte zur 

verbesserung der infrastruktur, zur sanierung sowie 

zum tourismus in den agrarisch geprägten regionen 

der mitgliedstaaten unterstützt.

n finanzierungsinstrument für die ausrichtung der 

 fischerei (fiaf): das FiaF hatte die Förderung von 

 fischereipolitischen Maßnahmen zum Ziel.

 

aKtionsprogramme 

neben den strukturfonds stützt sich die Eu-Förder-

politik auch auf eine zweite säule: die sogenannten 

aktionsprogramme, über die zwischen 2007 und  

2013 etwa 22 prozent des gesamten Eu-Fördervolu-

mens verteilt wurden. im vergleich hierzu wurde über  

die strukturfonds in der Förderperiode 2007 bis 2013  

76 prozent des Eu-Förderbudgets verteilt. 17 während 

gelder aus den strukturfonds gebietsbezogen und 

über länderschlüssel verteilt werden, kann sich an  

den aktionsprogrammen gebietsunabhängig jeder ak-

teur beteiligen, der die programmspezifischen Voraus-

setzungen erfüllt. das ziel dieser Förderung ist die 

umsetzung der übergeordneten interessen und ziele 

der Eu. diese ziele sind für die aktuelle Förderperiode 

2014 bis 2020 im mehrjährigen strategieprogramm  

„Europa 2020”, dem nachfolger der von 2000 bis  

2010 verfolgten „lissabon-strategie”, festgelegt. aus 

diesem grund werden die anträge für die programm-

förderungen in der regel nicht bei den zuständigen 

landesbehörden sondern direkt bei der Europäischen 

kommission und ihren Exekutivagenturen in brüssel 

gestellt. diese veröffentlichen im laufe der jeweiligen 

Förderperiode jährlich entsprechende ausschreibungen 

im wettbewerbsverfahren. 18 

die idee hinter den aktionsprogrammen ist die teil-

finanzierung der transnationalen Zusammenarbeit von 

mehreren europäischen projektpartnern bei der bewäl-

tigung gemeinsamer Herausforderungen. programm-

übergreifende bedingungen für die Förderung eines 

eingereichten projekts sind daher die generierung 

eines „europäischen mehrwerts”, der grenzüberschrei-

tende charakter der projektidee und das ver folgen 

eines innovativen ansatzes. darüber hinaus müssen 

weitere jährlich wechselnde und programmabhängige 

schwerpunktthemen bei der antragsstellung berück-

sichtigt werden. 19 das Europabüro der stadt Essen 

schätzt die zahl der Eu-Förderlinien auf ca. 250 20 – 

eine vollständige Auflistung aller Aktionsprogramme  

ist kaum möglich, da sich hinter diesem begriff eine 

vielzahl unterschiedlichster Finanzhilfen verbergen.  

Es bietet sich daher an, die aktionsprogramme the-

matisch nach schwerpunktthemen zu gliedern.

Für städte und gemeinden sind zunächst insbeson- 

dere solche programme interessant, für die sie sich 

auch selbst als Förderempfänger bewerben können. 

wichtige programmlinien im zeitraum 2007 bis 2013  

waren dabei z. b. „kultur” für die europaweite kultu-

relle zusammenarbeit mit dem ziel eines europäi schen 

 kulturraums (budget 2007-2013: 400 mio. Euro);  

das aktionsprogramm „Europa für bürgerinnen und 

bürger”, das insbesondere städtepartnerschaften und 

 bürgerbegegnungen fördert (budget: 215 mio. Euro); 

„liFE+” zur umsetzung der Eu-umweltziele (budget: 

weitere finanzierungsinstrumente

europäischer ausrich-
tungs- und garantie-
fonds für die landwirt-
schaft (eagfl-a)

finanzierungs-
instrument für die  
ausrichtung der  
fischerei (fiaf)

widmete sich der 

 Harmonisierung der 

Agrarstrukturen

Förderung von fischerei-

politischen Maßnahmen

Verbesserung der Infra-

struktur und Tourismus-

projekte in Agrarregionen

2007 durch den Europäi-

schen Fischereifonds (EFF) 

ersetzt
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1,9 mrd. Euro) oder „intelligente Energie Europa”  

zur umsetzung nachhaltiger Energietechnologien  

in Europa (budget: 727 mio. Euro). 21 zum anderen  

sind die kommunen aber auch für weitere potentielle 

Förderempfänger vor ort der zentrale ansprech - 

partner für die Eu-Förderung. dazu zählen unter 

 anderem  aktionsprogramme für lokale bildungs-  

und Forschungseinrichtungen (z. b. „lebenslanges 

lernen” zur För derung von bildungsmaßnahmen  

mit europäischer  ausrichtung, budget 2007 bis 2013: 

6,97 mrd. Euro), für nichtregierungsorganisationen 

(z. b. „progrEss” zur umsetzung der sozialpoliti-

schen agenda der Eu, budget: 743 mio. Euro) sowie 

für kleine- und mittlere unternehmen (z. b. „rahmen-

programm für wettbewerbsfähigkeit und innovation 

(cip)”, budget: 3,621 mrd. Euro). 22 

nicht zu unrecht wird immer wieder kritisiert, dass 

diese komplizierte, historisch gewachsene Fondstruk-

tur für den „gemeinen bürger” kaum zu überblicken, 

geschweige denn zu verstehen ist. so lautet denn 

auch das urteil der integrationsforschung: „viel zu 

komplex ist die ausgestaltung der instrumente zur 

milderung des strukturellen, wirtschaftlichen und 

 sozialen ungleichgewichts zwischen den europäischen 

regionen, als dass sie es regelmäßig in die presse-

berichterstattung schaffen würden.” 23 Ein urteil im 

übrigen, das sich ebenfalls mit den Förderprogram-

men im bereich integration, Flüchtlingshilfe und 

rückkehrförderung verbinden ließe. wer kennt 

 „solid” bzw. „amiF”, sei es durch regelmäßige 

 presseberichterstattung, sei es durch wahrnehmung 

„vor ort”? der folgende Exkurs soll einen kleinen 

überblick über die Förderprogramme der Eu für 

 kommunen zum thema Flüchtlinge geben.

exKurs: 

Förderprogramme der Eu  
für kommunen zum thema 
Flüchtlinge

in der Förderperiode 2007 bis 2013 förderte die Eu 

mit dem start des programms „solidarität und steue-

rung der migrationsströme (solid)” maßnahmen im 

bereich integration, Flüchtlingshilfe und rückkehr-

förderung in allen mitgliedstaaten in einer Höhe von 

insgesamt rund 2,1 mrd. Euro. das programm solid 

bestand aus den drei Fonds Europäischer Flüchtlings-

fonds (EFF), Europäischer integrationsfonds (EiF)  

und Europäischer rückkehrfonds (rF). seit dem Ende 

der Förderperiode 2007 bis 2013 wird das För der pro-

gramm durch den „asyl-, migrations- und integra tions-

fonds” (amiF) in der neuen Förderperiode 2014 bis 

2020 fort gesetzt. 24 die drei Fonds von solid wurden 

und der neue amiF wird zentral durch das bundesamt 

für  migration und Flüchtlinge (bamF) und dort vom 

referat „EuFonds (amiF)” verwaltet. die zielrichtung 

des amiF orientiert sich im wesentlichen an derjeni-

gen des solid-programms.

die verwaltungsrechtliche kette im kontext des euro-

päischen mehrebenensystems sieht dabei wie folgt 

aus: die Eu-kommission zeichnet prinzipiell für die 

grundlagen des amiF verantwortlich. sie formuliert 

die inhaltlichen leitperspektiven und legt diese recht-

lich für die gesamte Förderperiode fest. der bund ar-

beitet auf dieser grundlage ein nationales programm 

darstellung der thematischen Vielfalt  
der förderprogramme

2007 bis 2013 2014 bis 2020

solid amif

verwaltet in Deutschland 

durch das Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge

Kultur

Sicherheit

Umwelt

Soziales

Bildung

Energie

Beschäftigung
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aus, das von der Eu genehmigt werden muss. das 

bamF verantwortet im auftrag des bundes das natio-

nale programm und veröffentlicht einmal pro Jahr in 

der Förderperiode einen so genannten „aufruf”. 

 

Für die durchführung des programms stehen in den 

Jahren 2014 bis 2020 3,137 mrd. Eur zur verfügung. 

davon sind 2,752 mrd. Eur für die nationalen pro-

gramme der mitgliedstaaten und 385 mio. Eur für 

unionsmaßnahmen, soforthilfe, das Europäische mi-

grationsnetzwerk und technische Hilfe der kommissi-

on vorgesehen. 

auf die bundesrepublik entfallen 208 mio. Eur. diese 

summe verteilt sich für die drei Hauptbereiche mit 

unterschiedlichen inhaltlichen schwerpunktsetzungen 

wie folgt: 

(1) auf den bereich asyl entfallen im rahmen der 

umsetzung und vollendung des gemeinsamen Euro-

päischen asylsystems (gEas) 60 mio. Euro. der über-

wiegende teil der mittel ist für projekte im nationalen 

ziel aufnahme und asylsysteme geplant. neben der 

verbesserung der beratung und Erstorientierung steht 

die Identifizierung und Betreuung besonders schutz-

bedürftiger Flüchtlinge im Fokus.

(2) in maßnahmen zur integration von drittstaatsan-

gehörigen und zur legalen Migration fließen 92 Mio. 

Euro. Hier liegen die schwerpunkte im bereich der 

vorintegration, der teilhabe von migranten am ökono-

mischen, sozialen, kulturellen und politischen leben 

sowie der verbesserung des integrationsmanage-

ments gesetzt. 

(3) Für die beratung, unterstützung und reintegra-

tion bei der rückkehr sind 45 mio. Euro vorgesehen. 

im bereich rückkehr liegt der Fokus weiterhin auf  

der freiwilligen rückkehr und stärker als bisher auf 

der reintegration im Herkunftsland.

antragsberechtigt sind nationale, regionale oder 

l okale behörden in den mitgliedstaaten, einschlägige 

internationale organisationen, nichtregierungsorga-

nisationen und sozialpartner. der Fonds trägt über-

wiegend zur Kofinanzierung nationaler Programme  

bei (geteilte mittelverwaltung).

Der EUKofinanzierungsanteil der Projekte beträgt 

grundsätzlich 75 prozent. unter besonderen umstän-

den, insbesondere, wenn ansonsten projekte nicht 

durchgeführt und die ziele des nationalen programms 

nicht erreicht werden können, kann der anteil über 

eine gesonderte ausschreibung bis zu 90 prozent 

 betragen. Die Mittel werden im Wege der Anteilfinan-

zierung vergeben. 25  

die adressaten des bamF-aufrufs sind u. a. kommu-

nen, die dann über das im internet verfügbare amiF-

portal anträge stellen können. 26 das entsprechende 

online-Formular ist nachvollziehbar aufgebaut und 

bietet für den ausfüllenden zahlreiche Hilfestellungen.

 

die Frist zur Einreichung von projektanträgen für  

das Jahr 2014 endete am 25. november 2014. das 

auswahlverfahren dauerte knapp ein Jahr und ist 

nunmehr abgeschlossen. die träger wurden bereits 

über die Entscheidungen informiert. 27 die aufforde-

rung für das Jahr 2015 endete am 16. Februar 2016.

neben dem amiF gibt es auch im kontext des EsF  

ein spezifisch auf die berufsbezogene Sprachförderung 

für personen mit migrationshintergrund aus gerichtetes 

programm, das gleichfalls vom bamF  verwaltet wird. 28  

ganz konkret werden maßnahmen zur integration  

von personen mit migrationshintergrund in den ersten 

arbeitsmarkt zur vermittlung von berufsbezogenen 

kenntnissen der deutschen sprache gefördert. mit-

finanziert werden Maßnahmen für  Personen, die 

 arbeitslosengeld beziehen, die  arbeitslosengeld ii 

 beziehen, die an den bundes programmen „EsF-inte-

gra tionsricht linie bund” oder „EsF-bundes programm 

für bleibe berechtigte und Flüchtlinge ii” teilnehmen 

und solche, die als arbeitsuchend gemeldet sind. 

 antragsberechtigt sind natürliche und juristische per-

sonen des privaten, öffent lichen und internationalen 

rechts sowie lokale kooperationen von unterschied-

lichen Einrichtungen. in der zeit vom 31. märz 2014 

bis zum 24. oktober 2014 hat das bundesamt für 

 migration und Flüchtlinge (bamF) das wettbewerbs-

verfahren durchgeführt und die träger für das EsF-

bamF-programm bis einschließlich 2017 ausgewählt.

EU-Kommission

Bund-EU

einmal jährlich

Umsetzung des
„Nationalen Programms”

Festlegung von 
Grundlagen

Erstellung eines 
„Nationalen Programms”

BAMF

BAMF-Aufruf

Verwaltungsrechtliche Kette  
im europäischen  mehrebenensystem
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 ordentlichen gesetzgebungsverfahren und nach anhö-

rung des wirtschafts- und sozialausschusses sowie 

des ausschusses der regionen die den Europäischen 

sozialfonds betreffenden durchführungsverordnungen 

zu erlassen.

während die beiden ersten ziele der Förderungspolitik 

sich vor allem in den gerade genannten artikeln 162 

bis 164 zum Europäischen sozialfonds widerspiegeln, 

findet sich das dritte o. g. Ziel vor allem unter Titel 

Xviii (artikel 174 -178) wieder, der dem wirtschaft-

lichen, sozialen und territorialen zusammenhalt und 

vor allem dem EFrE gewidmet ist. 29 Artikel 174 defi-

niert die stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und 

territorialen zusammenhalts als wesentliches politik-

ziel. dabei steht vor allem im mittelpunkt, „die unter-

schiede im Entwicklungsstand der verschiedenen 

 regionen und den rückstand der am stärksten be-

nachteiligten Gebiete zu verringern.” Signifikante Auf-

merksamkeit soll dabei den ländlichen gebieten sowie 

denjenigen regionen zu teil werden, die besonders 

vom industriellen wandel betroffen sind und die dau-

erhaft mit schweren natürlichen und demografischen 

strukturproblemen zu kämpfen haben. als konkrete 

beispiele werden die nördlichsten regionen sowie 

 insel-, grenz- und bergregionen angegeben. gemäß 

artikel 175 muss die kommission dem Europäischen 

parlament, dem Europäischen rat, dem wirtschafts- 

und sozialausschuss sowie dem ausschuss der regi-

onen alle drei Jahre bericht über umsetzung dieser 

ziele  erstatten. artikel 176 schreibt dem EFrE die pri-

märe aufgabe zu, „durch beteiligung an der Entwick-

lung und an der strukturellen anpassung der rückstän-

digen gebiete und an der umstellung der industriege-

biete mit rückläufiger Entwicklung zum Ausgleich der 

wichtigsten regionalen ungleichgewichte in der union 

beizutragen.” in artikel 178 werden strukturparallel  

zu den bestimmungen in artikel 164 dem parlament 

und dem rat die aufgabe übertragen, gemäß dem 

 ordentlichen gesetzgebungsverfahren und nach an-

hörung des wirtschafts- und sozialausschusses sowie 

des ausschusses der regionen die den Europäischen 

 sozialfonds betreffenden durchführungsverordnungen 

zu beschließen.

nach demselben verfahren werden gemäß artikel 177 

auch die regeln und bestimmungen für die anderen 

Fonds und vor allem für die koordinierung der Fonds 

untereinander sowie mit weiteren Finanzierungsinstru-

menten auf den weg gebracht. Explizit genannt wird 

an dieser stelle der kohäsionsfonds. lediglich die 

 bestimmungen zum EagFl-a sind in titel iii, der  

sich mit der Fischereipolitik und der landwirtschaft 

 beschäftigt, in artikel 43 geregelt.

juristische einBettung – 

„solidarität” und „suBsidiarität”

die juristischen bestimmungen zur kohäsionspolitik 

der Eu sind aktuell im vertrag von lissabon festgelegt. 

der erste blick richtet sich auf die Einbettung in die 

grundsätzlichen normierungen, die zu beginn des ver-

tragswerks stehen. bei der aufzählung der für die uni-

on verbindlichen werte in artikel 2 wird die solidarität 

genannt. aus dem geiste des solidaritätsprinzips er-

wächst die möglichkeit, mittel aus unterschiedlich stark 

entwickelten regionen umzuverteilen. Eine Ergänzung 

erfährt das solidaritätsprinzip durch das in artikel 5 

normierte subsidiaritätsprinzip, das seit lissabon noch 

einmal deutlich gestärkt worden ist. abs. 1 von artikel 

5 hält unmissverständlich fest, dass die grundsätze 

der subsidiarität und der verhältnismäßigkeit für die 

ausübung der zuständigkeiten der Eu gelten. die idee 

einer gesamteuropäischen verantwortlichkeit für öko-

nomisch benachteiligte regionen auf der einen seite 

(solidarität) und der gedanke, dass die nächst höhere 

politische instanz erst in dem moment eingreift, in 

dem aufgaben nicht mehr auf lokaler Ebene zufrie-

denstellend gelöst und Herausforderungen bewältigt 

werden können (subsidiarität), sind als die beiden 

zentralen juristischen normpfeiler zu betrachten, ent-

lang derer die regional- und strukturpolitik operiert.

Die Bestimmungen zu den einzelnen Fonds finden sich 

an verschiedenen stellen des vertragswerks: die aus-

führungen zum EsF werden in titel Xi in den artikeln 

162 -164 konkretisiert. in artikel 162 heißt es: „um 

die beschäftigungsmöglichkeiten der arbeitskräfte im 

binnenmarkt zu verbessern und damit zur Hebung der 

lebenshaltung beizutragen, wird nach maßgabe der 

folgenden bestimmungen ein Europäischer sozialfonds 

errichtet, dessen ziel es ist, innerhalb der union die 

berufliche Verwendbarkeit und die örtliche und beruf-

liche mobilität der arbeitskräfte zu fördern sowie die 

anpassung an die industriellen wandlungsprozesse 

und an veränderungen der produktionssysteme insbe-

sondere durch berufliche Bildung und Umschulung zu 

erleichtern.” Hierin spiegeln sich die oben genannten 

ersten beiden Förderungsziele deutlich wider: die ver-

besserung der beschäftigungsmöglichkeiten und der 

beruflichen Mobilität sind die zentralen Leitplanken. 

artikel 163 legt die zuständigkeit für die verwaltung 

des Fonds in die Hände der Europäischen kommission, 

die dabei vom ausschuss der regionen unterstützt 

wird, welcher sich aus vertretern der regierungen 

 sowie der arbeitgeber- und arbeitnehmerverbände 

konstituiert und dessen vorsitz ein mitglied der kom-

mission innehat. in artikel 164 werden dem parlament 

und dem rat die aufgabe zugewiesen, gemäß dem 
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exKurs: 

Einordnung in methodische 
Forschungsansätze

spiegelt sich in diesen historisch entwickelten nor-

mierungen der kohäsionspolitik eine bestimmte inte-

grationslogik? im zentrum der Erforschung von gene-

se und Funktionslogik der Europäischen integration 

stand grundsätzlich stets die Frage nach den ursa-

chen und gründen für das phänomen, dass souveräne 

nationalstaaten ihre zusammenarbeit immer weiter 

vertiefen und sich sogar bereit zeigen, institutionelle 

und juristische kompetenzen an eine supranationale 

Ebene abzugeben. mit der gestiegenen bedeutung der 

regional- und strukturpolitik im kontext der agenda 

2000-reformprozesse mitte der 1990er Jahre ist auch 

eine stärkere Hinwendung der Forschung zu diesem 

bereich verbunden. 30 wie ist es zu erklären, so lautet 

eine der leitfragen, dass ein regionales integrations-

system wie die Eu ein quantitativ beeindruckendes 

 finanzielles Umverteilungssystem im Geiste von 

 solidarität und gemeinschaftlichkeit auf die beine  

zu  stellen vermag, ohne dass es zu nennenswerten 

grundsätzlichen Friktionen oder neiddebatten abseits 

tagespolitischer scharmützel kommt? 31 vor allem  

drei wissenschaftliche Erklärungsansätze spielen  

dabei eine zentrale rolle: der neofunktionalismus,  

der intergouvernementalismus sowie die multi-level-

governance-ansätze. 32 

(1) den ersten Erklärungsansatz stellt der klassische 

neofunktionalismus dar. aufbauend auf dem Funk-

tionalismus david mitranys 33 im geiste der liberal- 

institutionalistischen denkschule der internationalen 

beziehungen wurde er 1958 durch die wegweisende 

studie „the uniting of Europe. political, social, and 

Economic Forces” von dem amerikanischen politik-

wissenschaftler Ernst b. Haas 34 formuliert. integration 

ist nach Haas als ein Prozess zu definieren, bei dem 

politische akteure ihre loyalitäten und Erwartungen 

an supranationale instanzen richten und infolgedes-

sen auch ihre aktivitäten in deren kontext koordinie-

ren, wodurch eine übergeordnete politische gemein-

schaft entsteht. 35 im zentrum des neofunktionalismus 

steht die annahme der verselbstständigung von inte-

grationsdynamiken innerhalb eines politikfeldes sowie 

zwischen politikfeldern. so können mit blick auf die 

Eu-integrationsprozesse von der ökonomischen Ebene 

auf die politische und auf die kulturelle Ebene „über-

greifen”, was im neofunktionalismus mit dem begriff 

„spill-over”-Effekte beschrieben wird. im mittelpunkt 

des neofunktionalistischen ansatzes stehen institutio-

nen. dem konkreten Handeln von regierungen wird 

vor diesem Hintergrund tendenziell weniger bedeutung 

für die Erklärung politischer prozesse beigemessen. 

übertragen auf die regional- und struktur- bzw. 

 kohäsionspolitik bedeutet der neofunktionalistische 

 Erklärungsansatz konkret, dass in den mitgliedstaaten 

eine gewisse Erwartung vorherrscht, dass die durch 

die europäische integration ausgelösten dynamiken 

und die damit verbundenen wohlstandsgefälle in ver-

schiedenen regionen auch von der supranationalen 

Ebene aus zu adressieren sind. die intergouvernemen-

talen aushandlungsprozesse zum volumen und zum 

verteilungsschlüssel der aus den kohäsionsfonds zur 

verfügung gestellten gelder können mit diesem ansatz 

nur unzureichend erfasst werden.

(2) als gegenposition zum neofunktionalismus nach 

Haas profilierte sich der so genannte Intergouverne-

mentalismus. 36 wie der begriff bereits impliziert, 

 stellen intergouvernementalistische ansätze in erster 

linie auf das Handeln zwischen regierungen als Erklä-

rungsvariable für politik auf europäischer Ebene ab. 

klassisches beispiel für ein intergouvernementalistisch 

organisiertes politikfeld ist die gemeinsame außen- 

und sicherheitspolitik, die als resultat zwischenstaat-

licher verhandlungen (grandbargains) im ministerrat 

und im Europäischen rat angesehen werden kann.  

im zuge der vollendung des binnenmarktes in den 

1990er Jahren keimte die methodische Forschungs-

kontroverse zwischen neofunktionalistischen und inter-

gouvernementalistischen Herangehensweisen erneut 

auf. 37 der wichtigste vertreter des modernen inter-

gouvernementalismus ist andrew moravcsik. Er vertritt 

die position, dass nationalstaatliche akteure auf supra-

nationaler Ebene durch verhandeln, bargaining, nur 

nach Einigungen auf den kleinsten gemeinsamen nen-

ner suchen und dabei nicht mehr kompetenzen abge-

ben, als es unbedingt erforderlich ist. 38  das wichtigste 

gegenargument, das der intergouvernementalismus 

dem neofunktionalismus entgegensetzt, liegt in des-

sen massiver Unterschätzung des Einflusses von natio-

nalstaatlichen interessen bei der gestaltung des euro-

päischen integrationsprozesses. die interessenslage  

in unterschiedlichen staaten sei so heterogen, dass  

sie nicht durch übergeordnete instanzen, sondern nur 

in einem aushandlungsprozess zwischen den regie-

rungen dieser staaten auf einen nenner gebracht wer-

den könne. 39 mit anderen worten: intergouvernemen-

talistische ansätze betonen die rolle der regierungen 
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bei den aushandlungen für das (für die kohäsions-

politik) zur verfügung stehende Finanzvolumen, für 

die Förderprioritäten und für den verteilungsschlüssel.

(3) neben diesen beiden klassischen, einander entge-

gengesetzten Forschungsansätzen ist der multi-level-

governance- oder mehrebenen-ansatz eher jüngeren 

datums. seit den 1990er Jahren hat sich damit die 

perspektive der integrationsforschung spürbar ver-

lagert. weniger die ursachen als vielmehr die konse-

quenzen des integrationsprozesses werden seither 

verstärkt unter die lupe genommen. claudia münch 

veranschaulicht diesen paradigmenwechsel mit den 

begriffen „immanente” vs. „extensive systembetrach-

tung”: „während mit systemimmanenter Forschung 

nur die untersuchung der supranationalen Ebene – 

also das Entstehen des zusammenschlusses, seine 

Entwicklung und das zusammenspiel der neu entstan-

denen organe – gemeint ist, soll unter systemexten-

siver Forschung jene verstanden werden, die über die 

grenzen des untersuchungsgegenstandes hinausweist 

und seine Einwirkung auf andere systeme analy-

siert.” 40 Das Spezifikum der europäischen Integration 

bestehe ja gerade darin, dass sie mehrere Ebenen 

umfasse, angefangen von der kommunalen über die 

regionale und nationale bis hin zur intergouverne-

mentalen bzw. supranationalen Ebene. dieser um-

stand habe zur charakterisierung der Eu als mehr-

ebenensystem geführt. damit sei zugleich auch eine 

massive Erweiterung des Forschungsgegenstandes 

einhergegangen: nicht nur die institutionellen struk-

turen auf supranationaler Ebene, sondern auch die 

nationalen und subnationalen strukturen müssten in 

die analyse mit einbezogen werden.

in diesem sinne entwickelt der multi-level-gover-

nance-ansatz den neofunktionalismus und den inter-

gouvernementalismus weiter bzw. versucht, zwischen 

den beiden traditionalen ansätzen zu vermitteln und 

dabei gleichzeitig verschiedene Ebenen und neue Ent-

wicklungen mit einzubeziehen. 41 mehrebenenansätze 

unterstreichen die relevanz supranationaler instituti-

onen in der auseinandersetzung mit nationalstaatli-

chen interessen. vertreter dieses konzepts wie gary 

marks gehen davon aus, dass durch die europäische 

integration eine politische struktur entsteht, in der 

Autorität und politischer Einfluss auf verschiedenen 

Ebenen verteilt ist; supranationale organe wie das 

Europäische parlament, die kommission oder der 

 Europäische gerichtshof nehmen dabei eine zuneh-

mend autonome rolle ein, sodass sie nicht mehr nur 

akteure, sondern selbst auch institutionen sind. 42  

Entscheidungskompetenzen werden in einem kom-

plexen Geflecht auf verschiedene Ebenen aufgeteilt 

und nicht von staaten monopolisiert. dabei ist die be-

zeichnung Ebene nicht nur im sinne einer territorialen 

gebietskörperschaft zu verstehen, sondern kann sich 

ebenfalls auf spezifische Politikarenen beziehen, die 

verschiedene territoriale Einheiten übergreifen bzw. 

quer zu ihnen liegen. 43 Eine weitere besonderheit des 

europäischen mehrebenensystems besteht in der tat-

sache, dass die verschiedenen Ebenen im unterschied 

zu einer nationalstaatlichen mehrebenenstruktur kei-

ner strikten Hierarchiekette unterliegen. Das Geflecht 

zwischen handelnden und entscheidenden akteuren 

transzendiert ihre Ebenenzugehörigkeit.

übertragen auf die regional- und strukturpolitik heißt 

dies, dass die mitgliedsstaaten eine effektive verwen-

dung der strukturfonds unter beaufsichtigung der 

kommission grundsätzlich unterstützen. zwar legen 

die nationalstaaten durch ihre verhandlungen auf 

 europäischer Ebene die entscheidenden grundlagen 

für die ausgestaltung der europäischen struktur-

politik, ihre macht wird jedoch wiederum durch die 

interessen der regionen und kommunen als weitere 

 Akteure in diesem heterogenen Interessensgeflecht 

ein stück weit eingeschränkt. so wird man sagen 

können, dass der multi-level-governance-ansatz  

das methodisch flexibelste und damit angemessene 

instrumentarium bereitstellt, um den aktuellen 

 integrationsstand im allgemeinen und das Feld der 

kohäsionspolitik im besonderen adäquat beschreiben, 

analysieren und bewerten zu können.
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die ortsgemeinde greimersBurg

die ortsgemeinde greimersburg gehört der verbands-

gemeinde cochem an, die im landkreis cochem-zell 

in rheinland-pfalz liegt. wie der gesamte landkreis 

ist greimersburg dünn besiedelt: auf einer Fläche  

von 10,16 km² leben derzeit 691 Einwohner, was  

68 personen pro km² entspricht. 1 in den kommenden 

25 Jahren, so die berechnungen des rheinland-pfäl-

zischen statistischen landesamtes, wird die bevölke-

rung in der verbandsgemeinde wie auch im landkreis 

insgesamt noch weiter zurückgehen. verfügte der 

landkreis cochem-zell 2010 noch über 63.409 Ein-

wohner werden es im Jahr 2030 nur noch 55.890 

menschen sein – ein rückgang um rund 12 prozent. 

zugleich wird der anteil der älteren deutlich steigen: 

im Jahr 2030 werden bereits 32,2 prozent über  

65 Jahre alt sein (2010: 23,1 prozent). 2 damit liegt 

cochem-zell ganz im bundestrend: 2030 wird rund 

ein drittel aller deutschen älter als 65 Jahre sein  

und so zu dem personenkreis gehören, der nur noch 

eingeschränkt oder gar nicht mehr mobil ist. 3 

herausforderung nahVersorgung  

im ländlichen raum

gerade für die nahversorgung im ländlichen raum 

 ergeben sich daraus zum teil erhebliche konsequen-

zen. der lebensmitteleinzelhandel, den nach Ende 

des zweiten weltkrieges in westdeutschland vor 

allem kleine „tante-Emma-läden” dominierten, die 

mit einem breiten angebot die versorgung der bevöl-

kerung sicherstellten, hat sich in den zurückliegenden 

Jahren massiv gewandelt. verteilten sich 1999 bereits 

rund 70 prozent des umsatzes im deutschen lebens-

mitteleinzelhandel auf acht Handelsketten (Edeka, 

rewe, schwarz gruppe, aldi, metro, tengelmann, 

wal-mart und spar), so führte ein massiver konzen-

trationsprozess, in dessen verlauf die mehrheit der 

plus märkte von Edeka und ein teil der kaisers ten-

gelmann-Filialen von tegut und rewe übernommen 

wurden – und wal-mart sich 2006 aus deutschland 

zurückzog – dazu, dass nun mehr als 85 prozent  

des gesamtumsatzes von der kleiner gewordenen 

spitzengruppe deutscher lebensmitteleinzelhändler 

erwirtschaftet wird. 4 zugleich verändert sich die 

 strategie der großen lebensmitteleinzelhändler: 

Kleinflächige, meist im Innenstadtbereich gelegene 

geschäftsräume werden zunehmend zugunsten von 

Standorten, die eine größere Verkaufsfläche bieten, 

aufgegeben. 5 mit blick auf die sich schon vor knapp 

zehn Jahren abzeichnenden veränderungen bei  

der nahversorgungssituation in deutschland wurde 

bereits „ein teufelskreis von schrumpfender bevölke-

rung und abnehmender kaufkraft, rückzug des Han-

dels aus der Fläche und verringerung der individu-

ellen sowie öffentlichen mobilität” prognostiziert. 6  

tatsächlich sind nur etwa 25 prozent der knapp 

38.900 lebensmittelgeschäfte in deutschland (2012) 

so genannte kleine lebensmittelgeschäfte, also ge-

schäfte, die zumeist eine Verkaufsfläche von weniger 

als 400m² haben und einen durchschnittlichen ta-

gesumsatz von 1.360 Euro bei 577 kunden generie-

ren. 7 mit blick auf den sich in den kommenden Jahren 

noch verschärfenden demographischen wandel in 

deutschland wird auch die versorgungssituation auf 

dem land einen neuen politisch-gesellschaftlich viru-

lenten stellenwert erhalten, der sich in teilen bereits 

heute bemerkbar macht. denn obwohl sich immer 

mehr nahversorgungseinrichtungen aus dem länd-

lichen Bereich zurückziehen und die häufig familiär 

geführten kleinen lebensmittelgeschäfte mit Eintritt 

der inhaber in das rentenalter aufgegeben werden 

Fallbeispiel: 

unser laden – oose lade greimbersburg

greimbersburg

Bundesland: Rheinland-Pfalz

zugehörig: Verbandsgemeinde 

Cochem

Kreis: Cochem-Zell

Einwohner: 691 

(Stand: 31 .12 .2013)

Fläche: 10,16 km²

Ortsbürgermeister: Hans-Werner Junglas

Quelle statistische Daten: Statistische Ämter des Bundes und der Länder
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(da sich meist keine Nachfolge findet), sind nur etwa  

7 bis 15 prozent der bewohner auf dem land mit der 

versorgungssituation unzufrieden. wie das bundes-

ministerium für verkehr, bau und stadtentwicklung in 

einer jüngsten studie unterstreicht, ist diese relativ 

 geringe unzufriedenheit mit der großen mobilität durch 

die private pkw-nutzung erklärbar. Hinzu kommt ein 

zusätzlicher punkt: viele verbraucher sind gerne bereit, 

auch weitere wege zum Einkaufen zurückzulegen, wenn 

sie hier ein größeres Warensortiment vorfinden. 8 die 

nahversorger auf dem land, also vornehmlich die ver-

bliebenen kleinen geschäfte, stehen zusätzlich vor der 

Herausforderung, dass die verbliebenen weniger mobi-

len bevölkerungsteile zumeist über eine zu geringe 

kaufkraft verfügen, um einen wirtschaftlichen betrieb 

zu garantieren. die verschiebung der kaufstruktur weg 

von der mitte und hin zu Qualitäts- und luxusprodukten 

einerseits und billigware andererseits („post-fordisti-

sches konsummuster”), verschärft die situation zusätz-

lich. 9 Dennoch: Dorfläden haben nach wie vor eine 

hohe bedeutung bei der nahversorgung im ländlichen 

raum, die vor dem Hintergrund des sich verschärfenden 

demographischen wandels in den nächsten Jahren noch 

eher zunehmen als abnehmen dürfte. 

die agentur  

„m. punKt rlp – mach dein dorf”

auch in greimbersburg stand die dorfgemeinschaft vor 

ähnlichen Herausforderungen. als das letzte lebens-

mittelgeschäft aus altersgründen vom Eigentümer ge-

schlossen wurde und sich kein nachfolger fand, nahm 

sich die gemeinde des problems selbst an. im Jahr 

2010 wurde der verein „oose lade” gegründet, der im 

Juli 2011 den gleichnamigen Dorfladen eröffnen konn-

te. der verein konstituierte sich als sogenannter wirt-

schaftlicher verein, um einen grundstock an kapital 

zusammentragen zu können: Jedes mitglied zahlt bei 

beitritt eine einmalige kleinere summe. trotz des im-

mensen Engagements des vereins – der nach angaben 

von Hans-werner Junglas, amtierender ortsbürger-

meister von greimersburg und vorsitzender des trä-

gervereins „oose lade” aktuell rund 90 mitglieder hat 

und damit der größte verein am ort ist – hätte dieser 

eine solche aufgabe wohl kaum alleine stemmen kön-

nen. neben der Einrichtung des ladenlokals, das sich 

in den ehemaligen räumlichkeiten einer aufgegebenen 

Bankfiliale befindet, standen die künftigen Betreiber 

des geschäfts insbesondere vor der Herausforderung, 

ein breites, auf die kunden abgestimmtes warenange-

bot zu erstellen. diese aufgaben, an deren anfang die 

Erstellung einer tragfähigen machbarkeitsstudie stand, 

konnten weder der verein noch die dorfgemeinschaft 

alleine tragen. aus diesen gründen nahm man kontakt 

zur agentur „m. punkt rlp – mach dein dorf” auf, die 

aus dem Projekt „Dorfladen – Dorfleben” im Jahr 2007 

entstand und in trier ansässig ist. diese agentur stellt 

heute die anlaufstelle für alle Fragen rund um die the-

men regionale Nahversorgung, Dorfläden und Gemein-

dezentren dar. 10 dabei steht vor allem die vernetzung 

zwischen den wesentlichen akteuren „vor ort” im vor-

dergrund der Arbeit. Betreiber von Dorfläden, Akteure 

aus der (kommunal-)politik und interessierte bürger 

sollen mit kooperationspartnern, beispielsweise zu-

lieferern, zusammengebracht werden. dass hier nicht 

nur lebensmittelgroßhändler, sondern darüber hinaus 

weitere dienstleister wie banken, krankenkassen oder 

die deutsche post dHl group mit ins boot geholt wer-

den, ist ein wesentlicher ansatz der agentur. denn 

auch wenn der Begriff „Dorfladen” zunächst rein an 

den klassischen „tante-Emma-laden” erinnert, so 

 verbirgt sich hinter dem modernen Dorfladen doch 

deutlich mehr. dieser soll alle bereiche der nahversor-

gung abdecken, sich also nicht nur auf lebensmittel 

beschränken. 11 dazu gehören beispielsweise auch die 

möglichkeiten, briefe und pakete aufzugeben oder 

bankgeschäfte abzuwickeln. im idealfall entwickelt 

sich der Dorfladen zum Dorfzentrum und trägt somit 

zum Funktionieren der dorfgemeinschaft bei. Für Jun-

glas erfüllt der Greimersburger Dorfladen genau diese 

Funktion: „Hier treffen sich in der woche regelmäßig 

verschiedene gruppen zum kaffeetrinken, die so sonst 
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wohl nicht zusammen kommen würden – vor allem 

auch deswegen, weil es bei uns bis Eröffnung des „oose 

ladens” schlicht keinen ort dafür gab. das ist unheim-

lich wichtig, da gerade so etwas das Dorfleben und den 

Zusammenhalt im Dorf enorm stärkt. Der Dorfladen ist 

unser treffpunkt und zugleich unser kommunikations-

punkt.” zudem verfügt der „oose lade” über ein breit 

gefächertes warenangebot. besonders stolz ist Junglas 

darauf, dass der Dorfladen neben den Dingen des täg-

lichen bedarfs vor allem zahlreiche regionale produkte 

bereithält: „Das ist ein Markenzeichen des Dorfladens 

und wird von den kunden auch so gewünscht.”

das zustandekommen dieses projekts, das im wahrsten 

sinne des wortes zum greimersburger dorfzentrum 

 geworden ist, wäre ohne EsF nicht möglich gewesen. 

Der Fonds förderte die Dorfladenagentur M. RLP mas-

siv: so wurden im Jahr 2013 knapp über 100.000 Euro 

an mitteln bewilligt. insgesamt betrug die bewilligungs-

summe für die zurückliegende Förderperiode 2007 bis 

2013 mehr als 470.000 Euro– bei EsF-mitteln in rhein-

land-pfalz von insgesamt 114 millionen Euro. 12 Hinzu 

kamen unterstützungszahlungen für die agentur durch 

das land rheinland-pfalz – beteiligt waren das ministe-

rium für soziales, arbeit, gesundheit und demographie, 

das ministerium des innern, für sport und infrastruktur 

und das ministerium für wirtschaft, klimaschutz, Ener-

gie und landesplanung – allein im Jahr 2013 von insge-

samt 110.000 Euro. 13 Für Junglas war der Erfolg des 

„Projektes Dorfladen” aber nur ein erster Schritt. So 

plant er gemeinsam mit der dorfgemeinschaft, in den 

kommenden Jahren wohnangebote für ältere menschen 

in greimersburg zu schaffen und will versuchen, auch 

hier mittel aus öffentlichen Fonds zu generieren. 

aber ist den menschen im ort überhaupt bewusst,  

was Europa „vor ort” in greimersburg zum aufbau des 

Dorfladens beigetragen hat? Junglas ist da skeptisch, 

zumal der Dorfladen nicht direkt vom ESF, sondern nur 

indirekt über die Agentur M.RLP profitiert hat. So finden 

sich auch keine Hinweise auf den europäischen Fonds – 

etwa in Form von informationstafeln und Hinweisschil-

dern – am Dorfladen. Das ist rechtlich korrekt und nicht 

zu beanstanden, da durch die indirekte Förderung keine 

Verpflichtung besteht, diese auch sichtbar zu machen. 

dennoch: gerade beim blick auf die umfangreichen 

richtlinien der kommunikationspläne bzw. -strategien 

und die diesbezüglichen vorgaben der Eu-kommission, 

die monieren, dass die kohäsionsfonds in der bevölke-

rung nach wie vor zu unbekannt sind und die verlan-

gen, diesen umstand zu ändern, ist es frappierend, 

dass das kommunikative Potential der Dorfläden nicht 

genutzt wird. Hier könnte anschaulich aufgezeigt wer-

den, was das oftmals so ferne und große Europa ganz 

konkret „vor ort” leistet. Hans-werner Junglas ist da 

wiederum skeptisch: „die europäischen Fonds sind 

schwer zu vermitteln und ohnehin verbinden viele mit 

Europa eher die dinge, die alltäglich geworden sind, 

wie das freie reisen und den engen kontakt zu aus-

ländischen mitbürgern, etwa aus Frankreich und Hol-

land. Leider wird über Europa häufig nur noch dann 

intensiv diskutiert, wenn es einmal nicht läuft und es 

schwierigkeiten gibt.”
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welche beweggründe hatten sie, die agentur  

m. punkt rlp zu gründen? 

Bulitta: Wir sind im Jahr 2007 von einem Sozialträger 

angesprochen worden, der damals versuchte, mithilfe 

von ESF Dorfläden zu realisieren, dann aber nicht 

mehr weiter kam und Hilfe brauchte . Das war für  

uns der Grund, sich intensiver mit ESF und den För-

dermechanismen auseinanderzusetzen und wir haben 

dann überlegt, wie man diese Themen weiter befruch-

ten kann . Daraus ist dann die Idee erwachsen, die 

Agentur zu gründen, die zunächst schwerpunktmäßig 

in der Westpfalz, einer ehemaligen Ziel-2-Region, und 

dann seit 2009/10 in ganz Rheinland-Pfalz tätig ist .

wie kann man sich ihre arbeit konkret vorstellen  

und wie viele projekte ließen sich bisher  realisieren?

gietzen: Unsere Agentur hatte bei ihrer Arbeit im 

Laufe der Jahre verschiedene Schwerpunkte .  

Zu Beginn lag ein ganz wesentlicher Fokus auf der 

Qualifizierung von Akteuren – beispielsweise Dorf-

ladenbetreiber oder Kommunalpolitiker, die sich dem 

Thema nähern wollten, um etwas in ihren Gemeinden 

anzustoßen –, so dass wir insgesamt wohl weit über 

1 .000 Personen beraten und weiter gebildet haben . 

Die individuelle Gemeindeberatung von der Erstellung 

eines Konzeptes bis zur  letztlichen Realisierung eines 

Dorfladens folgte etwas später. Wir zeigen die Pro-

bleme, die es bei der Realisierung der Dorfläden ge-

ben kann auf und stellen dann auch den Kontakt zu 

möglichen Lieferanten her. Dorfläden selbst werden 

aber natürlich auch beraten . Ganz konkret haben wir  

etwa 300 bestehende Dorfläden beraten und 30 neue 

Dorfläden realisiert.

wie bewerten sie das antragsverfahren für EsF-mittel 

und wo sehen sie verbesserungsbedarf? 

gietzen: Die eigentliche Arbeit kommt dann, wenn  

sie ausgewählt wurden, ein Projekt durchzu führen . 

Das Vorbereiten und Einreichen der Projektskizze ist 

noch verhältnismäßig einfach . Wir als Projektträger 

mussten in den ersten Jahren unglaublich viele Dinge 

ordnen, die eine Menge Zeit in Anspruch genommen 

haben. So stellte sich beispielsweise häufig die Frage, 

in welche Kategorie bestimmte von uns beantragte 

Mittel – etwa für Personal – eingruppiert werden 

mussten . Teilweise war der Antrag erst fertig, als das 

Projekt schon halb beendet war, ganz einfach weil wir 

so viele Sachverhalte zu klären hatten und die Anträ-

ge zwischen Deutschland und der EU häufig hin und 

her gingen . Das hat sich dann aber deutlich verbes-

sert, auch deswegen, weil die Verwaltungsbehörden 

frühzeitiger darauf hingewiesen haben, was möglich 

und was nicht möglich ist und sich dadurch  

der Bearbeitungszeitraum verkürzt hat . 

Ein wesentliches Problem sehe ich aber darin, dass 

die EU mit ihren Vorgaben relativ viel Interpretations-

spielraum zulässt . Das führt dazu, dass sie von ver-

schiedenen Sachbearbeitern verschiedene Auskünfte 

zum selben Sachverhalt bekommen . Im Extremfall 

haben Sie sich gerade auf einen Sachbearbeiter 

 eingestellt und die Anträge entsprechend ausgefüllt, 

dann bekommen Sie einen neuen Sachbearbeiter, der 

andere Maßstäbe anlegt und Ihnen die Anträge mit 

neuen Vorgaben zur Überarbeitung zurück schickt, 

obwohl sich an den grundsätzlichen Regelungen 

nichts geändert hat . Dieses Phänomen konnten wir 

mehrfach beobachten: Natürlich kamen irgendwann 

die Gelder, die wir benötigten, aber dieses Hin und 

Her hat einfach viel Zeit gefressen .

wissen ihre kunden eigentlich, dass ihre agentur  

mit mitteln des EsF gefördert wird und diese so auch 

indirekt davon profitieren?

Bulitta: Wir weisen natürlich – etwa bei Vorträgen – 

darauf hin, dass wir ESF-gefördert sind bzw . waren, 

denn dazu sind wir als Mittelempfänger ja ohnehin 

verpflichtet. Ob unsere Kunden das zu diesem Zeit-

punkt wirklich realisiert haben, vermag ich nicht zu 

sagen . Das Thema wird aber spätestens dann wieder 

Volker Bulitta und markus gietzen

Geschäftsführung der Agentur M . Punkt RLP

 

im gespräch: 

interpretationsspielräume, centbeträge  
und „der genaue blick” 



Europa vor ort |  27

akut, wenn ein Dorfladen schließlich eröffnet wird. 

Dann kommt natürlich die Sprache darauf, dass hier 

ESF-Mittel an der Umsetzung mitgewirkt haben . 

 Allerdings sehe ich speziell im ländlichen Raum ein 

ganz anderes Problem: Es gibt mittlerweile so viele 

Bund- und  Länderprogramme – etwa das Projekt 

 „Unser Dorf hat Zukunft” –, dass mittlerweile fast  

so etwas wie Konkurrenz zwischen den verschiedenen 

Förderprojekten entstanden ist . ESF ist da nur ein  

Topf von vielen, der zudem nicht zu den prominenten 

gehört und über eine schwache Lobby verfügt . 

 Machen wir uns nichts vor: Die Politik verweist viel 

lieber auf die eigenen Fördermechanismen, die sie 

dann als eigenen Erfolg vermelden kann .

würden sie aus ihrer Erfahrung sagen, dass der 

 aufwand, den man betreiben muss, um EsF-Förde-

rung zu erhalten, im verhältnis zum Ertrag steht,  

den man am Ende raus bekommt?

Bulitta: Ich glaube, für viele Projekte stellt sich  

diese Frage gar nicht, da sie zwingend auf die Finan-

zierung aus ESF oder anderen Fonds angewiesen sind 

und ohne diese Mittel gar nicht existieren könnten . 

Aber es stimmt schon, dass der Abrechnungs- und 

Bürokratieaufwand gigantisch ist . Das ist zuweilen  

ein  Fulltimejob, wo die Frage durchaus erlaubt ist,  

ob das dann überhaupt noch wirtschaftlich ist . Bos-

haft gesagt: Man kann den Eindruck gewinnen, dass 

ein Projekt darin besteht, dieses zu organisieren und 

 abzurechnen . Der Inhalt tritt dahinter stark zurück .

gietzen: Diesen Auswüchsen soll in der neuen 

 Förderperiode gegengesteuert werden. Denn häufig 

lagen die Verzögerungen und der Abrechnungsauf-

wand wirklich an Centbeträgen . Und das steht zum 

Gesamtvolumen der Projekte natürlich in keinem 

 Verhältnis und kann nicht zielführend sein .

sie haben sich in den letzten Jahren sehr intensiv  

mit EsF beschäftigt und – trotz der aufgezeigten 

schwierigkeiten – auch erfolgreich mittel beantragt 

und erhalten. würden sie rückblickend noch einmal 

genau so entscheiden und sich auf das „wagnis  

EsF-Förderung” einlassen?

gietzen: Ja, definitiv, ich würde das wieder machen. 

Natürlich kommen immer wieder Dinge hoch, bei 

 denen man denkt, wie man die wieder gelöst bekom-

men soll . Aber im Grunde ist die Lernkurve im Um-

gang mit ESF enorm, wenn ich an die ersten Jahre 

zurück denke, wo wir nicht sicher waren, was über-

haupt eingereicht werden kann und was nicht . 

Bulitta: Ich bin beruflich sehr viel in Rumänien 

 unterwegs und sehe ja, dass dort, nicht nur mit ESF, 

sondern auch mit den diversen anderen europäischen 

Fonds sehr viel Gutes bewirkt wird . Hier merkt man 

erstmal, dass sich vieles sicherlich nicht so entwickelt 

hätte, wenn es die Fonds nicht gäbe und was für 

 einen Mehrwert sie überhaupt mit sich bringen . Bei 

uns in Deutschland muss man da schon etwas ge-

nauer hinschauen, um zu erkennen, was alles Gutes 

getan wurde . Trotzdem – und das wird Ihnen jeder 

sagen, egal welche Mittel er auch beantragt hat –  

ist das Verfahren ein wahnsinniger Aufwand . Das 

muss sich jeder vor der Beantragung klar machen 

und damit umgehen können .
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richard Kühnel 

Vertreter der Europäischen Kommission in Deutschland

im gespräch: 

„in deutschland besteht hier noch 
 nachholbedarf.”

sie leiten seit Juni 2014 die vertretung der Europä-

ischen kommission in deutschland, sind aber bereits 

seit vielen Jahren für die Eu tätig. aus ihrer sicht als 

vertreter der Eu-Ebene: wie sehr hat die Europäische 

kommission die kommunen im blick?

Kühnel: Meiner Wahrnehmung nach sind die Kom-

munen mehr und mehr in den Blick der  Kommission 

gerückt . Einerseits haben wir von der Kommission 

 zunehmend erkannt, wie wichtig es ist, auch die 

kleinsten Einheiten eines politischen Gemeinwesens 

stärker in das gesamteuro päische Projekt mit einzu-

binden . Die Adressaten der Strukturpolitik sind ja die 

Kommunen,  letztlich kommt das konkrete Geld meist 

direkt den Kommunen zugute . Wir haben zudem jetzt 

eine eigene urbane Agenda für die größeren Kommu-

nen formuliert . Der Ausschuss der Regionen, in dem 

ja auch kommunale Vertreter sitzen, ist durch den 

Lissabon-Vertrag noch einmal zusätzlich gestärkt wor-

den . Andererseits glaube ich aber auch, dass parallel 

dazu in den vergangenen Jahren von vielen Akteuren 

der kommunalen Ebene Europa „entdeckt” wurde .  

Ich würde diesen Prozess also als ein gegenseitiges 

Aufeinanderzugehen beschreiben . 

was tun sie als vertretung ganz konkret in diesem 

zusammenhang?

Kühnel: Wir als Vertretung hier in Deutschland 

 zeichnen für die Etablierung von Netzwerk strukturen 

im Rahmen der „EuropaDirect”-Zentren verantwort-

lich, von denen es über 50 gibt, die für uns ein we-

sentliches Bindeglied zur kommunalen Ebene darstel-

len . Zudem betreiben wir allgemeine Informations- 

und Kommunikationspolitik . Es gibt eine Website mit 

einem eigenen Kommunalportal, wo sich jeder Bürger 

informieren kann .

wie erklären sie sich im lichte dessen, was  

alles  getan wird, die kritik, die von kommunalen 

 vertretern an der europäischen Ebene geübt wird, 

dass man die kommunen noch immer zu  wenig im 

blick habe? sehen auch sie ggf. verbesserungs-

bedarf?

Kühnel: Es besteht natürlich weiterhin Verbesse-

rungsbedarf . Die politische Distanz zwischen der 

 kommunalen und der europäischen Ebene ist nicht  

so leicht zu überwinden . Wenn die Mittel für die 

Strukturpolitik neu verhandelt werden, verhandeln  

wir als Kommission mit den Mitgliedstaaten und  

nicht mit den Kommunen . Es ist dann die Aufgabe 

der  nationalen Regierungen, die regionalen und 

 lokalen Strukturen entsprechend einzubinden . Diese 

Arbeit können wir als Kommission der nationalstaat-

lichen Ebene nicht abnehmen . Dies führt aus Sicht 

der  Kommunen zur Wahr nehmung einer gewissen 

Dis tanz zu Europa .

wo setzt die neue kommission in diesem bereich  

an?

Kühnel: Für die neue Kommission ist es ein wich -

tiges Anliegen, dass wir für alle Gesetzes- und Poli-

tikvorschläge eine so genannte „territoriale Folgen-

abschätzung” vornehmen . Wir stellen uns die Frage, 

was die Auswirkungen einer neuen Richtlinie oder 

 einer neuen Verordnung für regionale und lokale 

 Körperschaften sind . Umgekehrt steht den Akteuren 

auf allen politischen Ebenen der Weg offen, in Kon-

sultationsverfahren ihre jeweiligen Interessen zu 

 artikulieren . Wir nehmen hierbei Anliegen, die über 

den Ausschuss der Regionen oder direkt von einer 

Kommune kommen, genauso ernst wie diejenigen, 

die von der Landesebene oder der nationalstaatlichen 

Ebene  kommen . Aber hier sind natürlich auch die 

Kommunen gefordert, die zur Verfügung stehenden 

Verfahren aktiv zu nutzen .
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können sie die kritik an der überbürokratisierung  

und an der unverständlichkeit der antragsverfahren, 

die insbesondere von verantwortlichen kleinerer 

 kommunen geäußert wird, nachvollziehen?

Kühnel: Ich bin immer wieder mit diesen Sorgen  

und Problemen konfrontiert gewesen . Der bürokra-

tische Aufwand ist gerade für kleinere Kommunen  

ein größeres Problem als für größere Städte, weil 

 einfach dort ganz andere Kapazitäten vorhanden sind . 

Geduld, Beharrlichkeit und die Fähigkeit, sich von 

Rückschlägen nicht aus dem Tritt bringen zu lassen, 

sind gefragt, um bei der Einwerbung europäischer 

Gelder Erfolg zu haben . Auf der anderen Seite gibt es 

natürlich die Rechnungsprüfer und den europäischen 

Rechnungshof, die sehr sorgsam darauf achten, dass 

das Geld des euro päischen Steuerzahlers auch korrekt 

ausgegeben wird . Und dies ist ohne einen gewissen 

bürokratischen Aufwand nun einmal leider nicht si-

cherzustellen . Nicht von ungefähr haben wir auch 

 immer wieder Debatten über fehlerhaft ausgegebenes 

Geld . Sie können sicher sein, dass ein wenig sinn-

volles Projekt, für das Geld aus Europa ausgegeben 

wurde, es sofort in die Schlagzeilen der Medien 

schafft, während die anderen zigtausend gut laufen-

den Projekte kaum Beachtung finden.

welche vorschläge haben sie für kommunale vertre-

ter, um mit der bürokratieproblematik  umzugehen?

Kühnel: Gerade die kleineren Kommunen könnten 

beispielsweise stärker miteinander kooperieren, etwa 

indem sie einen Experten für die Kohäsionspolitik 

 gemeinsam einstellen und sich die Kosten für diesen 

teilen . Man könnte sich in Gemeindeverbänden zu-

sammenschließen, in denen sich  verschiedene Ein-

heiten auf verschiedene Themen spezialisieren, die 

ihre Expertise wiederum auch anderen zur Verfügung 

stellen . So könnte man mit knappen Ressourcen 

 versuchen, das Bestmögliche für alle herauszuholen . 

Im Übrigen versuchen wir als Kommission schon 

 lange, diesem  Problem durch vereinfachte Formulare 

und die Herausgabe von Leitfäden für die Förder-

anträge zu begegnen . Wir haben auch eine Gratis-

Telefonnummer . Aber letzten Endes können wir das 

 konkrete Ausfüllen der Anträge den Kommunen 

nicht abnehmen .

warum ist die kohäsionspolitik, für die ja enorme 

summen ausgegeben werden, so wenig beim bürger 

bekannt?

Kühnel: In jedem Land werden die Kommunikati-

onsmaßnahmen unterschiedlich durchgeführt . Ich 

denke, dass in Deutschland hier noch Nachholbedarf 

besteht . Es gibt nach wie vor eine Mentalität bei 

 vielen Kommunalpolitikern, sich selbst als Urheber 

eines erfolgreichen Projekts darzustellen und weni-

ger auf die europäische Ebene zu verweisen . Wir 

müssen sehr stark an der Einstellung und der Moti-

vation arbeiten, um hier zu besseren Bekanntheits-

werten zu kommen . Dies ist ein Dauerauftrag für 

alle Ebenen .

was antworten sie einem bürgermeister, der sie 

fragt: was bringt meiner stadt „Europa”? 

Kühnel: Europa bietet Ihnen und Ihrer Stadt den 

Rahmen politischer Stabilität und den Rahmen eines 

Friedensprojekts, der es jeder Stadt in Europa über-

haupt erst ermöglicht, sich frei zu entfalten und  

zu entwickeln . „Europa” bietet der Wirtschaft Ihrer 

Stadt den Rahmen, Arbeitsplätze zu schaffen und 

Wertschöpfung zu erzielen . Und es bietet vor allem 

der Jugend in ihrer Stadt eine  Zukunftsperspektive .
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die förderperiode 2007 Bis 2013

im zuge der verhandlungen um den Eu-Haushalt  

in den Jahren 2007 bis 2013 geriet die regional- und 

strukturpolitik erneut auf den prüfstand, da erstmals 

die zehn neuen mitgliedstaaten Estland, lettland, li-

tauen, malta, polen, slowakei, slowenien, tschechien, 

ungarn und zypern mit ihren insgesamt 75 millionen 

Einwohnern in die verhandlungen einbezogen wur-

den. 1 die Eu stand mit diesem „big bang” der fünf-

ten und in ihrer geschichte größten Erweiterung vor 

gravierenden Herausforderungen und „einer Fülle 

unge löster probleme”, wie werner weidenfeld seiner-

zeit betonte: „ökonomische rückständigkeit, eine 

veraltete unterentwickelte infrastruktur, gravierende 

ökologische Schäden sowie zivilgesellschaftliche Defi-

zite, d. h. mangelndes vertrauen in den staat, in die 

institutionen und das rechtssystem. die vergröße-

rung des wirtschaftsgefälles und die divergenz der 

interessenlagen führen insgesamt zu einem hetero-

genen und politischeren Europa. die vorboten der 

 damit verbundenen konfliktträchtigen Folgen lassen 

sich seit geraumer zeit beobachten: Etwa haben sich 

die verteilungskämpfe um die strukturfonds und das 

agrarbudget der Eu verschärft” – so die wahrneh-

mung des Jahres 2004. 2 tatsächlich herrschte im 

 Europa der „15” vor dem beitritt der vergleichsweise 

armen beitrittsländer eine große verunsicherung vor, 

wie sich wirtschaft und arbeitsmärkte durch die Er-

weiterung entwickeln würden – eine verunsicherung, 

die sich in den Folgejahren allerdings im lichte der 

sozio-ökonomischen rahmendaten als weitgehend 

 unbegründet erweisen sollte. in den Folgejahren des 

beitritts wuchs die wirtschaftsleistung über 20 pro-

zent, während sie in den „alten” Eu-mitgliedsstaaten 

im vergleichszeitraum um rund 8 prozent zulegte.  

soziale verwerfungen infolge der transition von plan- 

zu marktwirtschaftlichen strukturen konnten in den 

neuen mitgliedsstaaten nicht zuletzt durch eine modi-

fizierte Kohäsionspolitik der Förderperiode 2007 bis 

2013 vermieden werden. neben den nettozahlern wie 

deutschland, den niederlanden oder österreich, den 

kohäsionsländern wie griechenland, portugal oder 

spanien sowie einer dritten gruppe weiterer Empfän-

ger, zu denen u. a. Frankreich zählte, bildeten nun die 

neumitglieder eine vierte interessengruppe. die ziel-

vorgaben wurden erneut leicht überarbeitet und wie 

folgt definiert:

n Konvergenz (ziel 1): im rahmen des konver-

genzkriteriums geht es um die ökonomische 

dynami sierung schwächer entwickelter regionen. 

als  „konvergenzgebiete” sind solche regionen in 

Europa definiert, deren ProKopfBruttoinlands

produkt weniger als 75 prozent des durchschnitts 

der Eu-25 ausmacht.

n regionale wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-

gung (ziel 2): Hier werden diejenigen regionen   

in Europa adressiert, die nicht mehr unter das kon-

vergenzkriterium fallen, aber deren regionale wett-

bewerbsfähigkeit dennoch ausgebaut werden soll.

n europäische territoriale zusammenarbeit (ziel 3): 

mit diesem ziel werden insbesondere initiativen  

und projekte adressiert, die kooperationen zwischen 

verschiedenen regionen mit ähnlichen vorausset-

zungen, d. h. etwa ländliche, urbane oder küsten-

regionen, vorsehen. 3 

insgesamt standen für die kohäsionspolitik in dieser 

Förderperiode rund 348 mrd. Euro für alle mitglied-

staaten zur verfügung, was eine Erhöhung um rund 

30 prozent im vergleich zur vorangegangenen Förder-

periode bedeutete und einem anteil von 36 prozent 

des gesamten Eu-Haushalts entsprach. 4 auf die 

 Bundesrepublik entfielen dabei 26,4 Mrd. Euro, was 

einem anteil von 7,6 prozent an den ausschüttungen 

für alle länder entsprach. 5 

mit diesen mitteln, die vor allem in die ostdeutschen 

Länder flossen 6, konnten laut Eu-kommission immer-

hin „88.000 arbeitsplätze geschaffen, 6.500 start-ups 

und unternehmensgründungen gefördert und 5.900 

projekte im bereich erneuerbare Energien unter-

stützt” 7 werden. darüber hinaus stellte der Europä-

ische Sozialfonds finanzielle Mittel für ein breites 

spektrum an maßnahmen zur verfügung, worunter 

insbesondere projekte zur steigerung der beschäfti-

gungsfähigkeit sowie zur Qualifizierung sowohl von 

jungen arbeitslosen als auch von langzeitarbeitslosen 

fallen, mit denen armut und ungleichheiten zwischen 

den Geschlechtern bekämpft wurden. Nach offiziellen 

angaben der Eu-kommission haben in der zurücklie-

genden Förderperiode allein in deutschland insgesamt 

über 4,3 millionen personen an mit EsF-mitteln geför-

derten maßnahmen teilgenommen. 8 die im verlauf 

der studie untersuchten projekte in den ausgewählten 

kommunen gehören sämtlich dieser Förderperiode an.

die aktuelle kohäsionspolitik
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die zunächst imposant klingenden zahlen sind seitens 

der kommission jedoch ein stück weit zu relativieren. 

denn wissenschaftler des „mannheimer zentrums für 

Europäische wirtschaftsforschung” fanden in einer 

untersuchung von 3.600 mit den mitteln der Eu-struk-

turpolitik geförderten projekten heraus, dass  gerade 

einmal bei 37 prozent aller untersuchten projekte 

wachstumseffekte nachgewiesen werden konnten. 9 

sicher kann der Erfolg solcher maßnahmen nicht 

 allein rein quantitativ unter monetären aspekten 

 gemessen werden. auch qualitative Faktoren wie die 

integration von menschen mit migrationshintergrund 

oder arbeitsmarktpolitische Weiterqualifizierung stel-

len indikatoren für eine gelungene strukturpolitik dar, 

lassen sich aber nur sehr bedingt mit volkswirtschaft-

lichen parametern einfangen. dennoch stellt die von 

den mannheimer Forschern errechnete Quote eine 

nicht zu unterschätzende Herausforderung für die 

 zukünftige gestaltung der kohäsionspolitik dar.

die förderperiode 2014 Bis 2020

parallel zur vorangeschrittenen Erweiterung der Eu 

auf mittlerweile 28 mitgliedsstaaten hat sich die 

 schere der wirtschaftlichen, sozialen und strukturpoli-

tischen unterschiede weiter geöffnet. die ausgaben 

für die Eu-strukturpolitik belaufen sich mittlerweile 

auf 32,5 prozent im gesamten Finanzrahmen der Eu. 

in der aktuellen periode 2014 bis 2020 werden ins-

gesamt mehr als 351 mrd. Euro für projekte und in-

vestitionen in regionen und städten bereitgestellt. 10 

sie stellen das zentrale instrument zum Erreichen der 

Europa-2020-ziele dar, die die schaffung von wachs-

tum und arbeitsplätzen, die Eindämmung des klima-

wandels sowie den rückgang von armut und sozialer 

Exklusion ins zentrum der politischen anstrengungen 

stellen. 11 

aus den Erfahrungen der vergangenen Förderperiode 

wurde die Förderpolitik in einigen wesentlichen Eck-

punkten reformiert, von denen man sich eine größere 

wirkung der investitionen verspricht. die wichtigsten 

neuerungen der aktuellen kohäsionspolitik betreffen 

etwa den gezielten Einsatz von ressourcen in strate-

gischen wachstumssektoren. strukturell werden die 

regionen entsprechend ihres Förderungsbedarfs nun 

nach folgenden kriterien in drei kategorien eingeteilt:

n weniger entwickelte regionen (Bip kleiner als  

75 prozent des eu-27-durchschnitts): in diesen 

gebieten leben etwa 27 prozent der Eu-bevölke-

rung, für die mit 182 milliarden Euro der löwenan-

teil ausgegeben werden soll.

n übergangsregionen (Bip zwischen 75 prozent 

und 90 prozent des eu-27-durchschnitts):  

in den übergangsregionen sind ca. 12 prozent der 

Eu-bevölkerung beheimatet. auf sie entfallen 35 

milliarden Euro des Finanzvolumens.

n stärker entwickelte regionen (Bip größer als  

90 prozent des eu-27-durchschnitts): Hier leben  

61 prozent der Eu-bevölkerung, für die insgesamt  

54 milliarden Euro veranschlagt werden. 12 

als schlüsselprioritäten im rahmen des EFrE wurden 

dabei die bereiche Forschung und innovation, digitale 

agenda, die Förderung kleiner und mittlerer unter-

nehmen sowie die co2arme Wirtschaft definiert. 13  

neben diesen vier aspekten, die so genannte „inves-

titionen in wachstum” umschreiben, werden auch  

vier aspekte der „investitionen in menschen” genannt: 

beschäftigung und mobilität, verbesserung der bil-

dung, soziale integration und bessere öffentliche 

 verwaltung. 14 

analog zum EFrE gelten als schwerpunkte des EsF 

projekte „in Form von schulungen und lebenslangem 

lernen, bildung und sozialer inklusion”. 15 mindestens 

20 prozent der EsF-mittel in jedem mitgliedstaat 

 müssen obligatorisch für die Förderung von projekten 

mit diesem schwerpunkt ausgegeben werden. die 

 Ergebnisorientierung soll noch stärker in den mittel-

punkt der Förderung rücken, weshalb auch eine neue 

leistungsgebundene reserve eingerichtet wurde. die 

mitgliedstaaten werden ermuntert, die Fördermaßnah-

men wirtschaftspolitisch stärker zu steuern als dies 

bisher der Fall war. 16 Ferner gehört eine stärkung  

der städtepolitischen dimension für die Förderperiode 

2014-2020 zu den kernpunkten der reform, 17 was  

als klares signal für die oben erläuterte wichtige rolle 

der kommunen bei der kohäsionspolitik zu deuten ist.

die bundesrepublik wird von dem 325 mrd. Euro 

schweren paket der Jahre 2014 bis 2020 etwa 19,2 

mrd. Euro erhalten. nach den 26,4 mrd. Euro, die die 

bundesrepublik in der vorangegangenen Förderperio-

de erhalten hat, sind dies nun 7,2 mrd. Euro weniger. 
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die geringere gesamtsumme erklärt sich aus der 

neuen berechnungsgrundlage. der durchschnittswert 

des bip für die Eu ist durch die aufnahme der letzten 

neumitglieder niedriger geworden, sodass deutsch-

land als einem der reichsten Eu-länder proportional 

weniger mittel zur verfügung stehen. 

die mittel aus den struktur- und investitionsfonds 

werden in der aktuellen Förderperiode konkret durch 

15 programme im rahmen des EFrE, 15 programme 

im rahmen des EsF, ein nationales programm des 

Europäischen sozialfonds, ein multi-Fonds-programm 

von EFrE und EsF in niedersachsen, 14 Entwick-

lungsprogrammen für den ländlichen raum sowie 

durch ein nationales programm für den Europäischen 

meeres- und Fischereifonds umgesetzt. 18 die organi-

satorische umsetzung dieser programme mitsamt 

 ihrer vier wesentlichen Förderprioritäten liegt in den 

Händen der bundesländer:

n regionale disparitäten in der wettbewerbsfähigkeit 

reduzieren

n Forschung und innovation fördern

n unterstützung in der Energiewende und verstärkte 

nutzung erneuerbarer Energien

n arbeitsmarktpotentiale nutzen, soziale inklusion 

stärken und bildungserfolge steigern.

Ebenfalls in den Händen der bundesländer, aber auch 

in jenen des bundes bzw. der partizipierenden kom-

munen, liegen die aufgabe und die Herausforderung 

des „story tellings”: die kommunikation der kohä-

sionspolitik.
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7 | Europäische Kommission: Kohäsionspolitik in Deutschland, 
in: http://ec .europa .eu/deutschland/pdf/europawahl/fakten-
check_kohaesionspolitik .pdf .
8 | Ebd .
9 | Vgl . Axt: Finanztransfers, S . 143 .
10 | Vgl . Bundesministerium der Finanzen:  
Der Mehrjährige Finanzrahmen der EU 2014-2020, 
in: http://www.bundesfinanzministerium.de/
Content/DE/Standardartikel/Themen/Europa/EU_auf_einen_
Blick/EU_Haushalt/2012-02-26-mehrjaehriger-finanzrahmen-
der-eu-2014-2020 .html . 
11 | Europäische Kommission: Kohäsionspolitik 2014-2020, 
in: http://ec .europa .eu/regional_policy/what/future/index_
de .cfm .
12 | Vgl . Europäische Kommission: Eine reformierte Kohä-
sionspolitik für Europa . Die Hauptinvestitionsstrategie, in: 
http://ec .europa .eu/regional_policy/sources/docgener/ 
infographic/cohesion_policy_20142020_de .pdf .
13 | Vgl . Europäische Kommission: Neuausrichtung der  
EU-Kohäsionspolitik . Die Reform in 10 Punkten, 
Memo/13/878, Brüssel 2013, in: http://europa .eu/rapid/
press-release_MEMO-13-1011_de .html .
14 | Vgl . Europäische Kommission: Eine reformierte 
 Kohä sionspolitik .
15 | Europäischer Kommission: Neuausrichtung der 
 EU-Kohäsionspolitik . 
16 | Vgl . Europäische Kommission: Kohäsionspolitik  
2014-  2020 .
17 | Vgl . Europäische Kommission: Neuausrichtung der  
EU-Kohäsionspolitik . 
18 | Vgl . Kohäsionspolitik in Deutschland, in: http://presse-
portal.eu-kommission.de/fileadmin/files_ebd /Pressekit/pdf-
dossiers/Fakten_zur_Kohaesionspolitik_in_Deutschland .pdf, 
S . 2 .
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ruhrmetropole im struKturwandel

die kreisfreie großstadt Essen liegt im geographi-

schen zentrum des ruhrgebiets im regierungsbezirk 

düsseldorf. die stadt selbst, mit einer Einwohnerzahl 

von knapp 576.000 Einwohnern 1 an neunter stelle 

 aller deutschen kommunen, weist, exemplarisch für 

die ruhrregion, mit 2.710 Einwohnern pro Quadrat-

kilometer eine hohe bevölkerungsdichte auf, die 

knapp zehn mal so hoch ist wie der bundesdeutsche 

schnitt. Essen ist teil der metropolregion rhein-ruhr, 

die mit einer bevölkerungszahl von rund 10 millionen 

menschen den bevölkerungsreichsten ballungsraum  

in deutschland und den viertgrößten in der Europäi-

schen union bildet. 

die geschichte der stadt Essen ist auf das Engste 

verknüpft mit der montanindustrie: der abbau und 

die anschließende industrielle weiterverarbeitung des 

„schwarzen goldes” kohle prägten die stadtentwick-

lung spätestens seit der gründung der krupp’schen 

gussstahlfabrik 1811, der vorgängerin des späteren 

größten stahlkonzerns Europas. damit wurde die 

grundlage zur Entwicklung der stadt Essen gelegt, 

die von einem „kleinen unbedeutenden landstädtchen 

mit geringer Einwohnerzahl” 2 zum zentrum der wich-

tigsten deutschen industrieregion wurde. der nieder-

gang der über Jahrzehnte prosperierenden und das 

stadtbild Essens prägenden montanindustrie seit den 

1950er Jahren wurde mit der schließung der letzten 

sich in Betrieb befindlichen Zeche Zollverein im De-

zember 1986 final besiegelt. Der „Gründungsmythos 

einer ganzen region, der über Jahrzehnte hundert-

tausende menschen aus ganz Europa anlockte […], 

gehört mit dem geplanten auslaufen der steinkohle-

subventionen bald vollständig der vergangenheit 

an.” 3 

 

die politik reagiert auf diese Entwicklungen mit 

 Maßnahmen, die die eingetretene soziale Schieflage 

zumindest abzufedern versuchen – flankiert durch 

gleichzeitige initiativen, modernere industrie- und 

dienstleistungszweige in stadt und region anzusie-

deln. zwar können dabei durchaus Erfolge konstatiert 

werden, dennoch bleibt auch nach knapp 50 Jahren 

zu konstatieren, dass Essen weiter stark durch den 

noch immer nicht abgeschlossenen strukturwandel 

geprägt ist. mit einer aktuellen arbeitslosenquote von 

knapp 12,2 prozent 4 liegt die kommune weiter deut-

lich über dem bundesdeutschen durchschnitt, obwohl 

das bruttoinlandsprodukt dank der hier ansässigen 

großunternehmen wie rwE, thyssenkrupp und 

 Evonik klar über dem bundesrepublikanischen mittel 

liegt. dennoch: Eine prekäre städtische verschul-

dungslage und eine geringe kaufkraft der durch ar-

beiter geprägten bevölkerung reduzieren die Hand-

lungsspielräume der politischen akteure merklich.  

zu den wirtschaftlichen Herausforderungen kommt, 

auch als deren konsequenz, das problem der abwan-

derung hinzu: aktuelle daten prognostizieren für  

die stadt Essen einen bevölkerungsrückgang bis zum 

Jahr 2020 von 10,8 prozent, was zu einer verschär-

fung der ohnehin schwachen nachfragesituation führt, 

und was für die Kommune geradezu zwangsläufig 

weitere Einschränkungen für ihre Finanzausstattung 

bedeutet. 5 die stadt Essen versucht diesen schwie-

rigen rahmenbedingungen mit dem strategieprozess 

Essen.2030 6 zu begegnen, der im konzeptpapier an 

zahlreichen stellen bezug auf Essen als stadt in Euro-

pa nimmt, nicht nur mit dem verweis darauf, dass 

Essen, stellvertretend für das gesamte ruhrgebiet,  

im Jahr 2010 kulturhauptstadt Europas war. im vor-

wort des konzeptpapiers, das im stadtrat über die 

parteigrenzen hinweg beschlossen wurde, schreibt  

der ehemalige oberbürgermeister (2009 bis 2015) 

reinhard paß, dass die stadt ihre „potentiale künftig 

noch konsequenter […] nutzen” müsse. 

Fallbeispiel: 

die stadt Essen und Europa

essen

Bundesland: Nordrhein-Westfalen

Einwohner: 576 .000 

(Stand: 31 .12 .2013)

Fläche: 210,34 km²

Oberbürgermeister: Thomas Kufen

Quelle statistische Daten: Statistische Ämter des Bundes und der Länder
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essen in europa – europa in essen

dass die potentiale und Herausforderungen Essens  

in vielen bereichen mit den zielen der Europäischen 

Förderpolitik kongruent sind, lässt sich an einer viel-

zahl von EUteilfinanzierten Projekten in der Stadt ab-

lesen. so stellte die westdeutsche allgemeine zeitung 

(waz) im zeitlichen kontext der Europawahl 2014 

pointiert fest, dass die ruhrmetropole „auf vielfältige 

Weise von dem [profitiert], was in Brüssel angerichtet 

wird.” 7 anhand von zahlen lässt sich dies belegen: 

Nach eigenen Angaben fließen derzeit mehr als 10 

millionen Euro aus den Fördertöpfen der Europäischen 

union in konkrete projekte der kommune, die ohne 

Eu-ko-Finanzierung sonst „nicht umsetzbar” 8 wären. 

Für die abgeschlossene Förderperiode 2007-2013 gibt 

die stadtverwaltung die gesamtzahl der geförderten 

projekte in der kommune mit 172 an, wobei der 

größte anteil der erfolgreich  eingeworbenen gelder 

aus dem EsF in projekte des themenfelds „ausbil-

dung und Beschäftigung” fließen. 9 

essen: ein musterBeispiel  

Kommunaler europaarBeit

in vielerlei Hinsicht kann die stadt Essen, die den 

 europäischen integrationsprozess selbstbewusst  

als „Herausforderung und chance” sieht, als muster-

spiel für eine kommune gesehen werden, die ihre 

Europa arbeit professionell und effektiv aufgestellt hat. 

die zahlreichen mitgliedschaften der stadt, beispiels-

weise bei EurocitiEs, im netzwerk europäischer 

groß städte über 250.000 Einwohner oder im rat der 

gemeinden und regionen Europas (rgrE), verweisen 

zudem auf eine interkommunale nationale wie inter-

nationale vernetzung in europäischen angelegen-

heiten. 10 auf landesebene betreibt Essen im Europa-

dialog der staatskanzlei nrw, in den arbeitskreisen 

des wirtschafts ministeriums zur verwaltungsverein-

fachung des EFrE sowie der kommunen zur verwal-

tungsvereinfachung des EFrE wie auch in der Eu-

werkstatt der nrw- kommunen interessenvertretung, 

um der kommunalen  perspektive auf den übergeord-

neten Ebenen gehör zu verschaffen. 

das europaBüro: Koordinierung, 

 KommuniKation, Vernetzung

maßgeblich koordiniert und umgesetzt wird die 

 gesamte kommunale Europaarbeit von dem 2008 

 gegründeten Europabüro der stadt Essen unter der 

leitung der Europabeauftragten. Hauptaufgabe dieser 

mit drei stellen besetzten verwaltungseinheit ist es, 

sämtliche verwaltungsinterne mitarbeiter sowie exter-

ne städtische akteure, die direkt oder indirekt mit 

„Europa” beschäftigt sind, zu vernetzen, und durch 

eine koordinierung synergieeffekte zu generieren. 

ausdruck dieser zentralisierten verwaltungsstelle für 

europäische angelegenheiten ist die leitung und ge-

schäftsführung der 2009 gegründeten Europarunde 

der stadt Essen, einem institutionsübergreifenden, 

 regelmäßig tagenden gremium, dem vertreter der 

meisten geschäftsbereiche der verwaltung angehören 

sowie externe vertreter, zum beispiel der universität 

duisburg-Essen, der regionalagentur oder der wirt-

schaftsförderungsgesellschaft. ziel der Europarunde 

ist es, die Europaarbeit in Essen gemeinsam und 

 abgestimmt zu steuern, die öffentlichkeitswirkung  

zu europäischen themen zu forcieren und relevante 

themen lokal und regional top-down zu streuen. 

darüber hinaus übernimmt das Europabüro die 

 öffentlichkeitsarbeit zu themen der Europäischen 

union allgemein wie auch zu den Förderprojekten  

in der stadt konkret. Quantitativ wie qualitativ setzt 

die stadt Essen bei der kommunikation maßstäbe:  

so wurde beispielsweise im Jahr 2013 anlässlich der 

Europawoche eine öffentliche ausstellung mit dem 

 titel „Essen kann Europa” initiiert und ein zwölfminü-

tiges video mit dem programmatischen titel „Europa 

in Essen – näher als man denkt” erstellt. ausstellung 

wie Film verbildlichen exemplarisch Eu-geförderte 

projekte in der stadt. stets aktuell gehalten ist über-

dies die internetseite mit dem titel „Europa in Es-

sen”, auf der bürgerinnen und bürger weitergehende 

informationen zum themenkomplex sowie termine 

für thematisch einschlägige Veranstaltungen finden. 

Eine Evaluation der kommunikationsmaßnahmen 

 erfolgt über das Essener Europe direct-informations-

zentrum, in dessen Jahresbericht alle aktivitäten und 

auch die erfolgten Evaluationen dokumentiert werden.
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eu-förderung praKtisch: leitfaden, 

förderBauKasten, seminare

 

die informationen und angebote der Europäischen 

 union zu ihren Fonds und programmen sind mannig-

faltig, dennoch hat jede Kommune ihre spezifischen 

strukturellen Eigenschaften und bedarfe. so unter-

schiedlich die jeweiligen rahmbedingungen sind, so 

 unterschiedlich sind auch die Fördermöglichkeiten für 

die einzelnen kommunen. Entscheidend ist es zu wis-

sen, was für Fördermöglichkeiten es gibt und wie ein 

Förderantrag effizient durch wen gestellt werden kann. 

dies veranlasste die stadt Essen, für die nunmehr ab-

gelaufene Förderperiode 2007 bis 2013 erstmals den  

so genannten Eu-Förderleitfaden für den konzern stadt 

Essen herauszugeben, der auf knapp 120 seiten zum 

einen grundlegende Fakten zur Europäischen union er-

läutert und zum anderen eine verständlich aufbereitete 

übersicht der für Essen relevanten Fonds und aktions-

programme bietet. Erklärtes ziel der publikation war  

es, einen durchblick durch die „nebelige Eu-Förder-

landschaft” 11 zu ermöglichen.

die spezielle Filterung des breiten angebotes für die 

 eigene kommune erfolgt auch durch den eigens für 

 Essen entwickelten Förderbaukasten, der auf der Er-

kenntnis beruht, dass ungefähr ein drittel aller anga-

ben, die eine stadt bei beantragung von Fördermitteln 

einzureichen hat, deckungsgleich sind. der stets aktu-

alisierte und verwaltungsintern zugängliche baustein-

kasten vermindert folglich den bürokratischen aufwand 

nach einer erstmaligen Erstellung durch das prinzip 

„copy and paste” deutlich.

 „Erfahrungen und wissen aus der alltagspraxis 

 weitergeben” – so könnte das motto der seit 2010  

vom Europabüro gemeinsam mit dem Essener studien-

institut angebotenen, aufeinander aufbauenden Eu- 

seminare lauten, die sich an mitarbeiterinnen und 

 mitarbeiter von kommunalverwaltungen, potentielle 

projektträger (beispielsweise von Jugend- und kultur-

einrichtungen) sowie an interessierte bürgerinnen und 

bürger richten. ziel der ganztätigen veranstaltungen 

mit titeln wie „Fit für Europa”, „blick in die Fördertöpfe” 

oder „beantragung und verwendung von Fördermitteln 

aus strukturfonds” ist es, das „unerlässliche wissen” 12 

über die Europäische union, ihre Funktionsweise und 

ihre recht lichen vorgaben zu steigern, um die interes-

sierten so in die lage zu versetzen, sich erfolgreich um 

Eu-För derungen zu bemühen. bemerkenswert ist, dass 

die  Seminare, finanziert von den Teilnehmenden über  

einen unkostenbeitrag, von der stadt Essen quasi als 

ein Ehrenamt veranstaltet werden: so hat das land 

NordrheinWestfalen das Angebot zwar zertifiziert, eine 

Förderung dieses sinnvollen angebots, das eine ekla-

tante Lücke schließt, durch EU, Bund oder Land findet 

jedoch nicht statt.

1 | Vgl . Amt für Statistik, Stadtforschung und Wahlen der 
Stadt Essen (Hrsg .): Auswertungen der Einwohnerdatei,  
in: http://www .essen .de/rathaus/statistik/Statistik_ 
Bevoelkerung .de .html .
2 | Daniel Rieser: Essen: Metropole des Ruhrgebiets oder  
Krisenregion?, in: Jugend und Wohnen . Wohnsituation und 
Lebenslage junger Erwachsener in der Stadt, Wiesbaden 
1997, S . 31 - 69, S . 31 .
3 | Gregor Betz: Das Ruhrgebiet – europäische Stadt im 
 Werden? Strukturwandel und Governance durch die Kultur-
hauptstadt Europas RUHR .2010, in: Oliver Frey/Florian Koch 
(Hrsg .): Die Zukunft der europäischen Stadt . Stadtpolitik, 
Stadtplanung und Stadtgesellschaft im Wandel, Wiesbaden 
2011, S . 324 - 342, S . 324 .
4 | Vgl . Bundesagentur für Arbeit (Hrsg .): Bericht für die 
Stadt Essen (Oktober 2014), in: https://statistik .arbeits-
agentur .de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Regionen/ 
BA-Gebietsstruktur/Nordrhein-Westfalen/Essen-Nav .html
5 | Vgl . hierzu u . a . Christoph M . Schmidt/Uwe Neumann: 
Strukturwandel und ökonomische Entwicklungsperspektiven 
des Ruhrgebiets – Ursachen und Folgen des demographischen 
Wandels, in: http://www.vhw.de/fileadmin/user_upload/
Forum_Wohnen_und_Stadtentwicklung/PDF_Dokumente/ 
2004/200403_661 .pdf .
6 | Stadt Essen (Hrsg .): Strategieprozess Essen .2030 .  
Ausarbeitung zum Projektstatus, Essen 2013 .
7 | Gerd Niewerth: Von A bis Z – so viel Europa steckt in 
 Essen, in: Westdeutsche Allgemeine Zeitung v . 7 . Mai 2014, 
S . 7 .
8 | Stadt Essen: EU-Projekte in Essen, in: http://www .essen .
de/rathaus/europa/eu_projekte/ eu_projekte_1 .de .html . 
9 | Vgl . Stadt Essen: Übersicht über die Essener Projekte  
mit EU-Förderung für die Förderperiode 2007 – 2013, 
in: https://media .essen .de/media/wwwessende/aemter/0116/
dokumente_europa/projekte_1/ GesamtlisteEU-Projekte .pdf .
10 | Eine Auflistung weiterer Mitgliedschaften Essens in 
 kommunalen Netzwerken findet sich 
in: http://www .essen .de/rathaus/europa/netzwerke/europa-
eische_netzwerkarbeit_ .de .html .
11 | Stadt Essen: EU-Förderleitfaden, 
in: https://www .essen .de/rathaus/europa/bildungsstandort/
eu_foerderleitfaden .de .html .
12 | Stadt Essen (Hrsg .): EU-Seminare, 
in: http://www .essen .de/rathaus/europa/bildungsstandort/
eu_seminare .de .html .
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Frau thetard, sie sind seit 2009 Europabeauftragte 

der stadt Essen. seit 2010 bieten das von  ihnen 

 geleitete Europabüro die so genannten Eu-seminare 

an. was waren damals die motive für dieses angebot? 

thetard:  Als ich Europabeauftragte wurde, habe ich 

für mich selbst Seminare gesucht, die einen Einblick 

für Kommunen in die EU-Förderpolitik bieten . Das 

Problem war aber, dass die Seminare, die es gab, 

 allesamt eine internationale oder nationale Perspek-

tive hatten, aber kaum oder gar keine Bezüge zur 

kommunalen Ebene . Insofern hatten sie für mich als 

kommunale Vertreterin keinen direkten Nutzen . Und 

im Grunde habe ich dann mit den EU-Seminaren hier 

in Essen das aufgebaut, was ich damals gerne gehabt 

hätte . Meine Idee war, dass ich eine Seminarreihe 

 initiiere, die ausschließlich Informationen vermittelt, 

die für Städte und Gemeinden auch wirklich relevant 

sind .

Ich bin davon überzeugt: Es geht heute vielen noch 

so wie mir damals . Man kann als Kommune bei der 

EU-Förderung wirklich viel falsch machen, und wenn 

man nicht „fit” ist, dann verschwendet man zwangs-

läufig viel Arbeitszeit und Geld, und der Aufwand  

wird viel größer als notwendig . Folglich braucht man 

Kenntnisse, die wir aus unserer praktischen Erfahrung 

heraus in diesen Seminaren vermitteln . 

wie ist die resonanz, vor allem von kommunaler 

 seite, auf das seminarangebot?

thetard:  Leider gibt es bei uns immer die Unsicher-

heit, ob sich genügend Teilnehmer für ein Seminar 

anmelden . Das hat weniger mit dem offensichtlichen 

Interesse der Zielgruppen zu tun, sondern damit, 

dass ganztägige Fortbildungen bei Vorgesetzten 

 generell kritisch gesehen werden . Hinzu kommt,  

dass „Europa” in immer noch zu vielen Fällen bei den 

Verantwortlichen in den Kommunen nicht angekom-

men ist – meist, weil in einem konkreten Fall einmal 

schlechte Erfahrungen gemacht wurden . Daraus folgt 

ein Teufelskreis: Die Mitarbeiter dürfen nicht zu  

den Fortbildungen und dann ärgert man sich später, 

dass die Verfahren bei EU-Projekten angeblich so 

kompliziert sind . Das gilt es zu durchbrechen .

nach ihren Erfahrungen in den seminaren: wie groß 

oder klein ist das vorwissen der teilnehmer aus den 

städten und gemeinden?

thetard:  Der Wissensstand ist ganz unterschiedlich . 

Meine Beobachtung ist aber, dass ganz viele Spezia-

listen kommen, die ein Förderprogramm bis ins Detail 

kennen, und diese Kenntnisse dann auf alle anderen 

Fördertöpfe übertragen wollen . Das geht aber nicht . 

Es macht unbedingt Sinn, den Blick zu weiten und 

einmal alle Förderprogramme zu betrachten . 

schließen sie mit diesen Eu-seminaren nicht eine 

 lücke, die eigentlich die Eu, der bund oder das land 

schließen sollten? überspitzt gefragt: Engagieren sie 

sich, weil andere verantwortliche die kommunen mit 

dem „Förderdschungel” im stich lassen?

thetard:  Ich fühle mich nicht im Stich gelassen,  

ich sehe aber, dass die Kooperation zwischen den 

verschiedenen Ebenen: EU, Bund, Land und Kommu-

nen unbedingt weiter ausgebaut werden muss .  

Die EU zum Beispiel macht ja vieles – es gibt unzäh-

lige Informationen . Das ist aber gleichzeitig auch das 

Problem . Es ist notwendig, dass all die Informationen 

gefiltert und für die jeweilige  Zielgruppe, also die 

 Antragsberechtigten, speziell heruntergebrochen  

und aufbereitet werden . 

 

Auf Essen übertragen bedeutet das: Welche kon-

kreten Möglichkeiten von den verschiedenen Förder-

angeboten seitens der EU zu profitieren hat eine 

Großstadt im Ruhrgebiet? Läge Essen 40 Kilometer 

weiter südlich, und damit in einer anderen Region, 

würden sich diese Möglichkeiten fundamental ändern . 

Fühlen sie sich als kommune eigentlich von der 

 Europäischen union ernst genommen?

thetard: Früher war die EU „kommunalblind”, denn 

sie hat nur bis zur Ebene der Bundesländer gedacht 

und geguckt . Das hat sich deutlich geändert, auch 

petra thetard

Europabeauftragte der Stadt Essen

im gespräch: 

unwissenheit, schulabschlussförderungen 
und „Eu-Junkies”
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und gerade weil die Kommunen die Ebene sind, wo 

die Projekte bürgernah durchgeführt werden .

Das bedeutet aber auch: Wir Kommunen müssen 

 dieser Bedeutung gerecht werden . Wir müssen uns 

„fit” machen, um unsere Interessen durchzusetzen. 

Das tun wir bislang noch nicht in ausreichendem 

Maße . Die Kommunen müssten viel mehr Lobbyarbeit 

beim Thema Europa machen, aber es fehlt oft schlicht 

an der dafür notwendigen Zeit bei den zuständigen 

Mitarbeitern . „Europa” wird viel zu oft noch „neben-

bei” gemacht .

mit stand november 2012 wurden in ihrer stadt 

 insgesamt 172 projekte, zumindest anteilig, von  

der EU finanziert. Können Sie das Abstrakte etwas 

konkreter machen? 

thetard: Ich gebe Ihnen vier Beispiele . Da sind 

 einmal unsere Schulabschlusskurse für Menschen,  

die  einen Bruch in ihrer Bildungsbiografie haben.  

Über 300 Menschen erhalten jährlich einen Schul-

abschluss, der sie fit für den Arbeitsmarkt macht – 

 alles finanziert aus dem ESF. Zweites Beispiel:  

In das Welterbe Zollverein sind rund 65 Mio . Euro  

von der EU geflossen, sodass dort heute eine ehe-

malige Kokerei im Winter als Schlittschuhbahn und  

im Sommer als Swimmingpool genutzt wird . Drittens: 

Die ehemalige Rheinische Bahnstrecke: Wo früher 

Kohle transportiert wurde, teilen sich jetzt Fahrrad-

fahrer und Spaziergänger eine Trasse . Zuletzt noch 

das Schulobstprogramm der EU: Schülerinnen und 

Schüler der Jahrgangsstufe 1 bis 4 an 12 Essener 

Schulen bekommen, finanziert von der EU, mehrmals 

pro  Woche eine kostenlose Portion Obst und Gemüse .

wären diese projekte ohne Eu-gelder möglich 

 gewesen?

thetard: Die Förderquoten bei den genannten Bei-

spielen liegen zwischen 50 und 100 Prozent . Ohne 

EU-Förderung wären diese Projekte nicht möglich 

 gewesen . Das ist vielen Bürgerinnen und Bürger 

 allerdings nicht klar .

die bürgerinnen und bürger in Essen wissen also 

nicht, dass viele projekte nur durch Eu-Förderung 

möglich sind?

thetard: Die Bekanntheit ist viel zu gering . Oft sieht 

man es nur an dem EU-Logo auf den Bauschildern . 

Bei gelungenen Projekten wird meist von den ande-

ren Geldgebern, Bund oder Land, nicht einmal richtig 

kommuniziert, dass EU-Gelder das Projekt möglich 

gemacht haben . Nur der eigene Anteil wird hervor-

gehoben . Das Negative wird hingegen schnell und 

gerne auf „Brüssel” geschoben . Wir als Europabüro 

versuchen das in Essen zu ändern – durch vielfältige 

Informationen, Ausstellungen und Veranstaltungen . 

Aber natürlich haben auch wir da begrenzte Möglich-

keiten . 

die öffentlichkeitsarbeit des Essener Europabüros ist 

tatsächlich sehr breit aufgestellt und liegt weit über 

dem durchschnitt. Essen ist auch eine der wenigen 

kommunen, die ihre kommunikation evaluiert. was 

erhoffen sie sich dadurch? wo sehen sie positive 

 Folgeeffekte, die dieses Engagement rechtfertigen?

thetard: Die Öffentlichkeitsarbeit des Europabüros 

erfolgt in unserem Europe Direct Informationscenter, 

das von der EU-Kommission mit 25 .000 Euro jährlich 

unterstützt wird . Der Sinn liegt darin, dass unsere 

Bürgerinnen und Bürger sachlich und korrekt über  

die EU informieren werden und Ihnen gezeigt wird, 

welche EU-geförderten Projekte es in Essen gibt . Wir 

sind mit weiteren über 480 Europe Direct Centren in 

ganz Europa vernetzt und können alle Informationen 

dorthin verbreiten . Dies ist wiederum ein Kriterium 

bei der Vergabe von EU-Fördermitteln . So schließt 

sich der Kreis für eine erfolgreiche Förderakquise – 

das rechtfertigt den Aufwand . 

ist die Förderpolitik denn aus ihrer sicht überhaupt 

geeignet, um wieder mehr verständnis und akzep-

tanz für „Europa” zu schaffen? 

thetard: Am Ende bleibt es dabei: Informationen, 

 Informationen, Informationen . Die Bürger müssen 

mehr informiert werden . Meine Erfahrung zeigt 

 immer wieder: Je informierter die Bürger, je mehr 

sie wissen, je mehr wir erklären und „erfahrbar”  

machen, desto größer wird die Akzeptanz und Be-

geisterung für „Europa” . 

Viele kommunale EU-Projektverantwortliche sind 

 anfänglich noch skeptisch, werden dann aber vor 

dem Hintergrund ihrer konkreten Erfahrungen immer 

mehr zu „EU-Junkies” . Diejenigen, die an trans-

nationalen EU-Projekten teilgenommen haben, sind 

schlicht  begeistert . 

Das Team des Essener Europabüros . Rechts im Bild: Petra Thetard
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Herr leitermann, welche rolle spielt Europa heute  

für die kommunen in deutschland?

leitermann: Europa spielt eine gewaltige Rolle für  

die Kommunen. Die Zahl ist nicht verifizierbar, aber 

wir schätzen, dass sich zwischen 70 und 75 Prozent 

dessen, was in Brüssel verabschiedet wird, auf die 

Kommunen auswirkt . Diese Zahl soll verdeutlichen, 

was wir auf kommunaler Ebene empfinden: Europa 

bestimmt kommunales Handeln .

Sind die Kommunen denn „fit” für Europa?

leitermann: Ich würde sagen: zunehmend . Das se-

hen wir allein an den Zahlen der Europabeauftragten . 

Die Zahl derer, die die Aufgabe in deutschen Kommu-

nen übernommen hat, Europa zu beobachten und die 

eigene Verwaltung „fit” zu machen, ist in den letzten 

Jahren kontinuierlich gewachsen . Daran kann man 

 erkennen, dass in den Kommunen zunehmend reali-

siert wird, dass Europa wichtig ist und man sich hier 

engagieren oder zumindest damit auseinandersetzen 

muss . Wir sind aber noch weit weg von einer zufrie-

denstellenden Abdeckung beim Thema „Europa und 

Kommunen” . Im internationalen Vergleich stehen wir 

nach meinem Eindruck allerdings nicht schlecht da . 

gibt es nach ihren Erfahrungen einen unterschied 

beim grad der professionalisierung zwischen großen 

und kleinen kommunen?

leitermann: Ja, das glaube ich schon . Wenn man 

sich die Realität anguckt, dann haben die größeren 

Kommunen allein schon numerisch einen Vorteil, weil 

sie mehr Mitarbeiter beschäftigen, die mit „Europa” 

betraut wurden . Auch die Bearbeitungstiefe und Bear-

beitungsintensität dessen, was mit Europa verbunden 

ist, ist eine andere . Für zu viele, vor allem kleinere 

Kommunen, beschränkt sich „Europa” auf kommunale 

Städtepartnerschaftsarbeit, welche auch ein wichtiger 

Aspekt ist . Größere Kommunen gehen hingegen 

 teilweise schon so weit, dass sie auf Konsultationen 

der EU antworten und kommunale Betroffenheit 

 kommentieren und bewerten .

walter leitermann

stellv . Generalsekretär und Leiter der Geschäftsstelle der Deutschen Sektion des Rates  

der Gemeinden und Regionen Europas, im Gespräch

warum sollten kommunen einen Europabeauftragten 

haben?

leitermann: Im Tagesgeschäft der Verwaltung  

kommt „Europa” sonst nicht vor . Die bundes-, landes- 

und kommunalpolitischen Themen nehmen einen so  

in  Beschlag, dass man gar nicht mehr die Muße hat,  

sich auch noch mit dem Thema Europa auseinander-

zusetzen . Deshalb braucht es jemanden vor Ort, der 

 etwas anstößt, informiert, Hinweise gibt und koordi-

niert . Es braucht einfach einen „Kümmerer”, sonst  

geht  „Europa” im Verwaltungsapparat unter .

schenkt „Europa” den kommunen ausreichend auf-

merksamkeit?

leitermann: Die EU-Kommission sollte die Kommunen 

endlich wirklich als Partner auf Augenhöhe anerkennen . 

Die Aufmerksamkeit ist sicher gestiegen . Aber viel zu 

oft behandelt die EU-Kommission die Kommunen nach 

wie vor genauso wie den Verband der Kaffeeröster oder 

der Mineralwasserhersteller . Wir als Kommunen sind 

aber andere Interessensvertreter, denn wir haben eine 

andere Qualität . Erstens vertreten wir keine Geschäfts-

bilanzen sondern das Gemeinwohl, und zweitens sind 

wir Teil des Umsetzungsprozesses von EU-Recht . Wenn 

die Kommission die Kommunen nicht im ausreichenden 

Maße konsultiert, wenn sie etwas vorgibt, was in der 

Praxis nicht händelbar ist, dann hat keiner etwas davon . 

Unsere Rolle wird einfach noch viel zu wenig in Brüssel 

anerkannt . Es wird viel von „Multi-Level-Governance” 

gesprochen, aber wenn ich mir aktuelle Diskussionen, 

beispielsweise zum Transparenzregister anschaue, dann 

sind das alles Worthülsen . 

machen die kommunen also zu wenig lobbyarbeit in 

brüssel? braucht es noch mehr netzwerke und interes-

senvertretungen, um standpunkte deutlich zu machen?

leitermann: Wir brauchen sicher keine neuen Netz - 

wer ke. Eines unserer Probleme im effizienten Lobbying 

besteht darin, dass wir Kommunen inzwischen sehr viel-

stimmig sind – ich spreche in diesem Zusammenhang 

immer von der „Kakophonie der kommunalen Stimmen” 

in Brüssel . Es gibt eine Vielzahl von Verbänden und Ein-

richtungen, zum Teil sehr feingliedrig und spezialisiert . 

im gespräch: 

Lobbyismus, Pfadfinder, Kaffeeröster 



Europa vor ort |  39

Aus der Sicht der EU-Kommission kann man sich ja  

nur wünschen, dass es so viele Stimmen gibt, denn eine 

wird immer das begrüßen, was man gerade plant oder 

umsetzt . Es kommt vielmehr darauf an, dass wir einheit-

licher und damit stärker und wirkungsvoller auftreten . In 

Deutschland haben wir die Bundesvereinigung der kom-

munalen Spitzenverbände, die für die gesamte kommu-

nale Ebene spricht, und die in „Berlin” dann auch gehört 

wird . Davon sind wir in Brüssel noch weit entfernt .

sie bieten ihren mitgliedern viele informationen und 

 angebote zur Eu-Förderung, zum beispiel in Form  

von ausführlichen programminfos und Förderbriefen.  

wie ist die resonanz von kommunaler seite auf dieses 

 angebot? was wären darüber hinaus angebote, die  

für kommunen sinnvoll, aber derzeit, aus welchen 

gründen auch immer, nicht möglich sind?

leitermann: Wir verstehen uns als „Pfadfinder” im 

„Dschungel” der verschiedenen Förderprogramme . 

Wenn jede Kommune das für sich selbst aus den ver-

schiedenen Internetseiten ziehen würde, dann würde 

sie sicher verzweifeln . Insofern ist die Resonanz auf 

 unsere Angebote sehr gut . Was fehlt ist nach wie vor 

eine stärkere Fokussierung des Themas „Europa” in den 

 Curricula der Ausbildung von Verwaltungsmitarbeitern – 

egal ob bei den Beamten oder Angestellten . Man muss 

das europäische System einfach erst einmal verstehen .

was sind aus ihrer sicht die Hauptprobleme für 

 kommunen bei der beantragung und umsetzung von 

projekten, die von der Eu gefördert werden/wurden?

leitermann: Die EU-Aktionsprogramme sind zum Teil 

viel zu kurzfristig aufgelegt – oft beträgt die Frist zur 

Abgabe der Unterlagen nur sechs Wochen . Teilweise 

sind die Ausschreibungen zunächst nicht in Deutsch ver-

fügbar, sondern nur in Englisch. Die Anforderungsprofile 

sind außerordentlich aufwändig – allein was man schon 

bei der Antragstellung abliefern muss . Die Abrechnung 

ist dann noch viel komplizierter als die Antragstellung . 

Ich will deutlich sagen, dass ich für diese Komplexität 

auch ein gewisses Verständnis habe, denn OLAF, die 

 Europäische Rechnungsbehörde, setzt die Kommission 

natürlich unter Druck . Um nicht ständig auf der Ankla-
gebank, wegen fehlgeleiteten oder verschwendeten 

Geldern, zu sitzen, hat die Kommission angefangen,  

die  Bedingungen sehr eng und aufwendig zu gestalten, 

 damit man die Kontrolle des Riesenapparats EU-Förde-

rungen in den Griff bekommt . Aber am Ende ist das 

 einfach kontraproduktiv . Wir als deutsche Sektion des 

RGRE rufen aus diesem Grund keine Fördergelder mehr 

aus Brüssel ab – der Aufwand ist einfach zu hoch und 

mit den begrenzten Personalkapazitäten nicht zu leisten . 

ist es aus ihrer sicht sinnvoll, dass die Förderung aus 

den großen Fonds EFrE und EsF nicht direkt zwischen 

kommunen und der Eu ausgehandelt werden, sondern 

dies über die zwischenebenen bund und land geschieht?

leitermann: Ich bin mir 

relativ sicher: Würden  

die Kommunen tatsäch-

lich direkt mit der EU 

 verhandeln, würde die 

administrative Heraus-

forderung, die gesamte 

Bürokratie für die Städte 

und Gemeinden noch viel 

größer . Ich halte den bestehenden Mechanismus im 

Sinne der Subsidiarität also für sinnvoll . Das setzt aber 

natürlich voraus, dass die kommunale Ebene stärker  

bei der Formulierung der jeweiligen Programme konsul-

tiert und einbezogen wird . Viele Kommunen haben das 

Gefühl, sie bekommen fertige Programme nach dem 

Motto vorgesetzt: Guckt Euch an, ob es Euch gefällt, 

und wenn nicht, dann eben nicht . Hier muss aus meiner 

Sicht der Druck der Kommunen gegenüber den Ländern 

und dem Bund erhöht werden . 

sollte die Förderung von projekten durch die Europäi-

sche union über die rechtlichen vorgaben hinaus bei 

der bevölkerung noch bekannter gemacht werden? 

wenn ja, wie könnte eine verbesserte kommunikation 

aussehen?

leitermann: Ich zögere mit einer Antwort, weil ich nicht 

weiß was es bringen würde . Die EU-Kommission beklagt 

immer, dass in Deutschland viel zu wenig darauf hin-

gewiesen wird, welche Projekte, die der Bürger täglich 

sieht, von der EU gefördert wurden . Ich glaube nicht, 

dass sich mit einem stärkeren Sichtbarmachen dessen, 

was gefördert wird, die Stimmungslage gegenüber der 

EU verbessert . Die schlechte Stimmung speist sich aus 

ganz anderen Quellen . Die Diskussion über die Schul-

denpolitik, das Nicht-Einhalten von Verträgen, der gene-

relle Vertrauensverlust gegenüber Politik – das sind die 

Faktoren, die das Bild von „Europa” bestimmen, und 

nicht die geförderte Renovierung eines Gebäudes in ir-

gendeiner Stadt . Selbst wenn man die EU-Förderung mit 

einer besseren Kommunikation deutlicher machen wür-

de, glaube ich, dass es keinen nennenswerten Einfluss 

auf das Image der EU haben würde . Wir als Kommunen, 

als „bürgernächste” Einrichtungen, haben allerdings 

schon die Aufgabe, „Europa” kontinuierlich den Bürgern 

zu vermitteln, und ich bin der Meinung, dass wir noch 

am ehesten die Chance haben, auf Gehör zu stoßen . 

Herr leitermann, wenn sie ein bürgermeister fragt: 

„was bringt meiner stadt ‚Europa‘? was antworten sie?

leitermann: Ich antworte ihm: Ihre Kommune ist ein 

Teil Europas . Sie haben gar keine Chance ohne „Euro-

pa” zu agieren . Ihre Kommune steht im Standortwett-

bewerb mit Lissabon, Barcelona und Helsinki . Sie müs-

sen sich auf die Realitäten einstellen und wissen, was  

in Europa passiert, um mithalten zu können . Europa 

birgt riesige Chancen – die kann und muss man nutzen . 
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Ein wesentliches problem der europäischen struktur-

politik liegt in der nur sehr geringen bekanntheit der 

Fonds. lediglich ein kleiner teil der Eu-bürger weiß 

überhaupt, dass diese maßnahmen und projekte 

 existieren. Eine befragung des Eurobarometers  

(aus dem Jahr 2013) ergab, dass nur jeder dritte 

 Eu-bürger von der europäischen unterstützung der 

regionen weiß. 1 konkret nach der kenntnis des EFrE 

und des kohäsionsfonds gefragt, geben immerhin  

29 prozent an, EFrE zu kennen, der kohäsionsfonds 

ist gerade einmal 4 prozent bekannt. die Frage, ob 

man selbst in seinem alltag schon einmal von einem 

Projekt aus Mitteln der EURegionalförderung profi-

tiert habe, beantworten 20 prozent mit „Ja”. 2 

 

in deutschland ist der bekanntheitsgrad der Förder-

maßnahmen noch geringer. auf die Frage „Have you 

ever heard about any EU cofinanced projects to im-

prove the areas where you live?” antworteten gerade 

einmal 15 prozent der bundesbürger mit „Ja”. nur in 

dänemark (13 prozent) und dem vereinigten könig-

reich (10 prozent) war die unkenntnis über die euro-

päische regionalförderung noch größer. 3 den EFrE 

kennen zwar 29 prozent, den kohäsionsfonds gerade 

einmal 2 prozent. lediglich 12 prozent gaben an, 

schon einmal von projekten, die von Fördermitteln 

profitiert haben, gehört zu haben. 4 Eine umfrage des 

forsa-instituts zur kenntnis der deutschen über den 

EsF kommt zu ähnlich ernüchternden zahlen und  

hat in diesem zusammenhang zweierlei zu tage 

 gefördert: zwar ist in den vergangenen Jahren die 

bekanntheit des EsF in der bundesrepublik kontinu-

ierlich gestiegen – so gaben im Jahr 2008 30 prozent 

der befragten an, bereits etwas von EsF gehört zu 

haben, 2013 waren es immerhin schon 45 prozent – 

doch ist die kenntnis über die Funktionsweise und 

den auftrag dieses Fonds nach wie vor gering. im 

Jahr 2013 konnten nur 19 prozent eine korrekte ant-

wort auf die Frage geben, was genau der Europäische 

sozialfonds ist bzw. was dieser tut. 5 

diese zahlen korrespondieren mit dem befund, dass 

in umfragen zur zufriedenheit mit der arbeit der 

 Europäischen kommission generell der hohe anteil 

der „weiß-nicht”-antworten empirisch auffällig ist: 

„Offensichtlich sehen sich viele Bürger nicht 

in der Lage, die zentralen Institutionen auf 

europäischer Ebene zu bewerten . Diese Ergebnisse 

stützen damit den bereits häufig in der Forschung 

 dokumentierten Befund, dass die EU für viele Men-

schen ein abstraktes politisches Objekt mit nur wenig 

Relevanz für das  eigene Leben ist . Schon aus demo-

kratietheoretischer Perspektive darf Europa aber  

nicht nur in Berlin, Brüssel oder Straßburg stattfin-

den, sondern muss vor Ort sichtbar, begreifbar und 

beeinflussbar sein.” 6 

tatsächlich sind diese zahlen nicht allein vor dem 

Hintergrund des finanziellen Volumens der Förder-

töpfe – immerhin macht allein der EsF rund  

10 prozent des europäischen gesamthaushaltes  

aus –  besorgniserregend. diese Erhebungen sind  

auch  deswegen unbefriedigend, da die Europäische 

kommission in den vergangenen rund 20 Jahren  

ihre anstrengungen auf dem gebiet der öffentlich-

keitsarbeit massiv verstärkt hat. 7 

„telling the story”. kommunikations - 
herausforderungen der kohäsionspolitik
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Quelle: 
http://ec.europa.eu/public_opinion/flash/fl_384_fact_de_de.pdf, S. 2.

haben sie schon einmal von folgenden fonds 
gehört? 
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grundlagen der europäischen 

 informations- und KommuniKations-

politiK Von den römischen  

Verträgen Bis in die gegenwart

die anfänge einer europäischen kommunikations-

politik lassen sich bereits bis in die 1950er Jahre 

 zurückverfolgen. nach inkrafttreten der römischen 

verträge 1958 sollten die nunmehr drei Europäischen 

gemeinschaften – die Europäische atomgemeinschaft 

(Euratom), die Europäische gemeinschaft für kohle 

und stahl (Egks) sowie die Europäische wirtschafts-

gemeinschaft (Ewg) – auch auf dem gebiet der 

 informationspolitik enger zusammenarbeiten. dazu 

wurde die vormalige sprechergruppe der Egks in  

den neu gegründeten gemeinsamen presse- und 

 informationsdienst umgewandelt und in bestehende 

strukturen übernommen: die außenstellen der Egks 

in paris, den Haag und bonn wurden zu gemein-

samen informationsaußenstellen und neue depen-

dancen in london und washington wurden eröffnet. 8 

der auftrag des gemeinsamen presse- und informa-

tionsdienstes war, trotz vielfacher anlaufschwierig-

keiten in den ersten Jahren nach gründung, durchaus 

modern und zeigte schon in diesem frühen stadium 

der europäischen integration, welche kernpunkte  

eine sinnvolle pr-arbeit in den blick nehmen musste. 

die künftige informationspolitik sollte zum einen nach 

außen gerichtet sein und gegenüber nicht-mitglieds-

staaten über Euratom, Egks und Ewg berichten. 

zum anderen sollte sie sich aber von beginn an auch 

nach innen wenden und versuchen, werbend auf die 

öffentliche Meinung in den Mitgliedsstaaten Einfluss 

zu nehmen. 9 seit beginn der 1960er Jahre wurden 

zusätzlich die Europäischen dokumentationszentren 

(Edz) geschaffen, die, nach wie vor hauptsächlich  

an Lehr und Forschungseinrichtungen und häufig an 

universitären bibliotheken angeschlossen, der interes-

sierten öffentlichkeit einen unkomplizierten zugang 

zu informationsmaterialien zur arbeit und zu amt-

lichen dokumenten der Europäischen gemeinschaften 

bieten sollten. 10 

nach diesen ersten anläufen, eine europäische infor-

mationspolitik zu etablieren, sank die bedeutung der 

pr-arbeit in den 1970er und 1980er Jahren wiederum 

deutlich. Erst als sich mitte der 1980er Jahre die 

 Erkenntnis durchsetzte, dass die Europäer zwar das 

europäische projekt durchaus akzeptierten, zugleich 

aber nicht aktiv an ihm politisch partizipierten, ganz 

deutlich sichtbar an der geringen beteiligung bei den 

wahlen zum Europaparlament, und damit das be-

wusstsein für die bedeutung der institutionen gefähr-

det schien, reagierten die europäischen staats- und 

regierungschefs. in diese zeit fällt die schaffung 

 gemeinsamer, identitätsstiftender symbole wie etwa 

die Einführung der Europahymne oder des Europa-

tages am 9. mai. 11 

Nach den Schwierigkeiten im Ratifizierungsverfahren 

des vertrags von maastricht setzte auch bei den 

 verantwortlichen stellen in Europa ein umdenken im 

bereich pr- und öffentlichkeitsarbeit ein. verfolgte 

die kommission bis dahin vor allem eine marketing-

strategie, die darauf bedacht war, eher „werbend  

und schönfärberisch” 12 zu wirken, wandelte sich diese 

strategie unter kommissar João de deus pinheiro ab 

1993. 13 mit dem von ihm vorlegten pr-konzept sollte 

die demokratische legitimationsförderung in das 

 zentrum der öffentlichkeitsarbeit rücken. 14 wirklich 

entscheidend für die weitere Entwicklung der europä-

ischen pr-arbeit wurde das Jahr 1995, als auf initia-

tive des Europaparlaments das programme prioritaire 

d’information au citoyen européen (programm zur 

 information des Europäischen bürgers – princE) 

 verabschiedet wurde. die drei themen „bürger Euro-

pas”, „Europa gemeinsam gestalten” und „der Euro” 

sollten vordringlich kommuniziert werden, wozu 

 erstmals ein größeres budget zur verfügung gestellt 

 wurde und eine enge absprache von kommission, 

rat, Europaparlament und mitgliedsstaaten erfolgte. 15 

die Einführung von princE war auch mit dafür ver-

antwortlich, dass sich die finanziellen Mittel, die die 

kommission für die bereiche „kultur und audiovisuelle 

medien” sowie „information und kommunikation” zur 

verfügung stellte, innerhalb weniger Jahre mehr als 

verdoppelten und von 1993 bis 2000 auf insgesamt 

209.105.000 Euro anwuchsen. 16 in den gleichen zeit-

raum fallen auch die versuche der Eu-kommission, in 

direkte kommunikation mit den europäischen bürgern 

zu treten. in den mitgliedstaaten wurden informations-

stellen eröffnet und das netzwerk team Europe ge-

gründet. 17 im Jahr 1995 ging schließlich die website 

Europa online. alles in allem waren damit bis Ende 
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der neunziger Jahre die wesentlichen grundvoraus-

setzungen für eine umfangreiche europäische infor-

mationspolitik gelegt. 18 

nach mehreren inhaltlichen neuausrichtungen und 

reformen, insbesondere unter margot wallström 19, 

die von 2004 bis 2010 kommissarin für institutionelle 

beziehungen und kommunikationsstrategie war, 

 stellte die kommission schließlich 2006 zwei entschei-

dende dokumente vor. zunächst präsentierte sie das 

weißbuch über eine europäische kommunikations-

politik. darin bemängelte die kommission eine breite 

„kommunikationskluft” 20, die schon seit geraumer 

zeit zwischen der Eu und ihren bürgern bestehe.  

Eine künftige kommunikationspolitik zwischen der  

Eu bzw. der kommission und den europäischen bür-

gern dürfe daher (1) nicht mehr einseitig, nämlich  

im sinne einer sender/Empfänger-strategie, gestaltet 

sein, sondern eher auf einen wirklichen austausch 

setzen, dabei (2) verstärkt die bürger und weniger 

die institutionen in das zentrum rücken sowie (3) 

 zunehmend dezentral geführt werden, sprich nicht 

mehr ausschließlich aus der europäischen Hauptstadt 

brüssel gesteuert sein. 21 

 

Entscheidend war jedoch eine weitere Erkenntnis,  

die die kommission im weißbuch äußerte und damit 

auch recht deutlich Fehler in der vergangenheit ein-

räumte. denn, so das weißbuch, die Eu habe in den 

zurückliegenden Jahren in kommunikationsfragen vor 

allem die übergeordnete, gesamteuropäische Ebene 

im blick gehabt. dies sei, ebenso wie die nationale 

Ebene, aber zu wenig, funktioniere politik in den 

 mitgliedstaaten doch insbesondere auf kommunaler 

Ebene, zumal hier die themen diskutiert würden, die 

die lebenswirklichkeit der unionsbürger ganz konkret 

beträfen. im weißbuch heißt es dazu:

„Die Politik und Programme der EU werden 

vielfach auf regionaler und lokaler Ebene 

umgesetzt . Die lokalen und regionalen Behörden ha-

ben daher gute Voraussetzungen, um in einen Dialog 

mit den Bürgern zu treten und die Menschen vor Ort 

aktiv in EU-Themen einzubinden . Beispiele für erfolg-

reiche Partnerschaften gibt es bereits . So arbeiten  

die Kommission und die schottische Regierung an 

einem konkreten Projekt, um durch mehrere Initiati-

ven zur Förderung der Interaktion zwischen Bürgern 

und Institutionen ‚Entscheidungen den Menschen 

 näher zu bringen’ .” 22 

daran anknüpfend veröffentlichte die kommission 

 etwas später im Jahr 2006 ihre an den Europäischen 

rat gerichtete denkschrift Eine bürgernahe agenda: 

konkrete Ergebnisse für Europa. darin bekräftigte sie 

noch einmal, dass die bürger in den mitgliedsländern 

weniger an Fragen, die die europäischen institutionen 

betreffen, interessiert seien, als an antworten, inwie-

fern die arbeit der kommission konkrete Folgen für 

ihre persönliche lebenswirklichkeit haben. 23 denn 

 Europa, so stellte die kommission klar, solle sich in 

den augen vieler unionsbürger darauf konzentrieren, 

„seine Energie auf die Hervorbringung konkreter 

 Ergebnisse” zu verwenden. 24 

die puBlizitätsstrategie der 

 struKturfonds

Eine andere Herausforderung ist nicht mit der gene-

rellen kommunikations- und öffentlichkeitspolitik  

der Eu-kommission gleichzusetzen, sondern ergibt 

sich aus der publizitätsstrategie für die verschiedenen 

europäischen Fonds. Hier setzt und setzte brüssel 

zwar den rahmen, die konkrete ausgestaltung dieser 

vorgaben bleibt jedoch den mitgliedsstaaten überlas-

sen. mit beginn der Förderperiode 2014 bis 2020 der 

 Europäischen strukturfonds traten zudem eine reihe 

neuer verordnungen in kraft, die die strategische 

ausrichtung der Fonds, die stärkung von wachstum 

und  beschäftigung im sinne der Europa 2020-strate-

gie, klarer definieren und stärken sollten. Im Zuge 

dieser neujustierungen wurden auch die kommunika-

tions- und informationsmechanismen eingehender be-

trachtet und verbindliche regelungen zur steigerung 

der bekanntheit der verschiedenen strukturfonds 

 definiert sowie bereits bestehende Vorgaben weiter 

ausformuliert.

die am 17. dezember 2013 verabschiedete verord-

nung (Eu) nr. 1303/2013 hält diesbezüglich unter 

 anderem fest:

„Die Öffentlichkeit sollte über die mit den 

Fonds erzielten Ergebnisse und Erfolge infor-

miert und für die Ziele der Kohäsionspolitik sensibili-

siert werden . Die Bürgerinnen und Bürger sollten das 

Recht haben, zu erfahren, wie die Mittel der Union 

 investiert werden . Sowohl die Verwaltungsbehörde als 

auch die Begünstigten sollten dafür sorgen müssen, 

dass die Öffentlichkeit in geeigneter Form informiert 

wird .” 25 
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ganz konkret zählt die verordnung eine reihe von 

maßnahmen auf, die von den mitgliedsländern einzu-

halten sind und die eine sinnvolle umsetzung der 

kommunikationsziele sicherstellen sollen. von zen-

traler bedeutung und wesentlich für die praktische 

umsetzung der informationsmaßnahmen ist dabei  

die Verpflichtung der Mitgliedsstaaten, eine geeignete 

kommunikationsstrategie für die jeweiligen Fonds zu 

entwickeln. bei der konkreten ausarbeitung wird den 

verwaltungsbehörden bzw. den mitgliedsstaaten zwar 

grundsätzlich die Freiheit eingeräumt, eigene schwer-

punkte zu setzen, allerdings geben rat und parlament 

enge spielräume vor. die kommunikationsstrategie 

hat insgesamt neun vorgaben zu umfassen:

„n unter Berücksichtigung der in Artikel  

115 erläuterten Ziele eine Beschreibung  

des gewählten Konzepts mit den wichtigsten vom 

 Mitgliedstaat oder von der Verwaltungsbehörde zu 

 ergreifenden Informations- und Kommunikations-

maßnahmen für potenzielle Begünstigte, Multipli-

katoren und die breite Öffentlichkeit; 

n eine Beschreibung des Materials, das in für Men-

schen mit Behinderungen zugänglichen Formaten 

v erfügbar gemacht wird;

n Angaben zu Art und Weise der Unterstützung, die 

Begünstigte bei ihren Kommunikationsaktivitäten 

 erhalten;

n einen Richtwert für die zur Umsetzung der   Strategie 

vorgesehenen Mittel;

n eine Beschreibung der für die Durchführung der 

 Informations- und Kommunikationsmaßnahmen 

 zuständigen administrativen Stellen und ihrer 

 Personalressourcen;

n die Vorkehrungen für die in Nummer 2 genannten 

Informations- und Kommunikationsmaßnahmen 

 einschließlich Website oder Internetportal, über die 

derartige Angaben abrufbar sind;

n Angaben zu Art und Weise, in der die Informations- 

und Kommunikationsmaßnahmen in Bezug auf 

 Öffentlichkeitswirkung und Bekanntheitsgrad der 

Strategie, der operationellen Programme und 

 Vorhaben und der Rolle der Fonds und der Union 

bewertet werden;

n gegebenenfalls eine Beschreibung, die über die 

 Verwendung der wichtigsten Ergebnisse des voran-

gegangenen operationellen Programms Aufschluss 

gibt;

n eine jährlich aktualisierte Aufstellung der im Folge-

jahr durchzuführenden Informations- und Kommu-

nikationsmaßnahmen .” 26 

Für die angebrochene Förderperiode 2014 bis 2020 

hat die kommission damit die informations-und kom-

munikationsvorschriften leicht verändert und damit an 

die alltäglichen bedürfnisse angepasst. artikel 105 bis 

117 sowie anhang Xii der verordnung nr. 1303/2013 

sind zwar im wesentlichen eine Fortsetzung bereits 

zuvor gültiger richtlinien mit einigen änderungen im 

detail. beispielsweise sollen durch klarer formulierte 

veröffentlichungsvorschriften, welche die „liste der 

Vorhaben” betreffen (in dieser finden sich Projekt

informationen und informationen zu den leistungs-

empfängern), eine größtmögliche transparenz bei der 

Fondsmittelvergabe sichergestellt werden. wirklich 

bedeutend sind jedoch die neuen informations- und 

kommunikationsregeln, die mit der aktuellen Förder-

periode greifen und insbesondere unter dem motto 

vereinfachung und transparenz stehen. im gegensatz 

zum programmzeitraum 2007 bis 2013 müssen die 

kommunikationsstrategien der einzelnen Förderpro-

gramme nicht mehr zentral durch die kommission 

 gebilligt werden, sondern werden durch die jeweiligen 

verwaltungsbehörden bzw. mitgliedsstaaten und den 

überwachungsausschuss koordiniert. darüber hinaus 

wurde eine siebenjährige kommunikationsstrategie 

vereinbart, in der es nicht mehr notwendig ist, die 

 informations- und kommunikationsmaßnahmen in 

einem jährlichen bericht umfassend darzulegen. 

 letzteres ist nur für die Jahre 2017 und 2019 vorge-

sehen, was zusammengenommen zu einer größeren 

Flexibilität und längerfristigen planung führen soll. 27 

in der angebrochenen Förderperiode wird es zur wei-

teren straffung der informationen in den jeweiligen 

mitgliedsländern kommen. so soll es, sehr sinnvoll, 

mit beginn des Förderzeitraums 2014 bis 2020 nur 

noch eine nationale, übersichtlich gestaltete kohä-

sionspolitik-webseite geben, die als startportal für 

 interessenten, beteiligte und öffentlichkeit dient und 

die es leichter als bislang ermöglicht, eine übersicht 

über die verschiedenen projekte je Fonds zu erhalten. 

zusätzlich werden die daten der vorhaben klarer 

 aufbereitet, um so eine bessere vergleichbarkeit und 

letztendlich die angestrebte transparenz zu garan-

tieren. 28 

die vorgaben zur kommunikationsstrategie sind da-

mit eine konsequente weiterentwicklung der bereits 

aus der Förderperiode 2007 bis 2013 bekannten 

 maßnahmen. 29 die für diese Förderperiode einschlä-

gige verordnung (Eg) nr. 1083/2006 vermerkte aus-

drücklich, dass die mitgliedstaaten und die zuständige 

verwaltungsbehörde über die Fonds unterrichten und 

informationen für potentielle begünstigte und die 

bürger aufbereiten. konkret hieß es hier: 
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„Der jeweilige Mitgliedstaat und die für das 

operationelle Programm zuständige Verwal-

tungsbehörde informieren über die Vorhaben und  

die kofinanzierten Programme und sorgen für deren 

Bekanntmachung . Die Informationen richten sich an 

die Bürger der Europäischen Union und an die Be-

güns tigten und sollen die Rolle der Gemeinschaft be-

tonen; außerdem soll dadurch die Transparenz der 

Unter stützung aus den Fondsgewährleistet werden .” 30 

diese informationen sollten dabei zum einen die rolle 

der Eu unterstreichen und zugleich die vergabe der 

Fondsmittel möglichst transparent kommunizieren. 31  

auch wurden die mitgliedstaaten und die verantwort-

lichen Verwaltungsbehörden dazu verpflichtet, einen 

kommunikationsplan zu erarbeiten. allerdings – hier 

zeigt sich, dass den informationsmaßnahmen seit 

2014 noch einmal eine deutlich höhere aufmerksam-

keit zuteil wurde – waren die vorgaben für den kom-

munikationsplan wesentlich geringer und unkonkreter 

gehalten. dieser sollte „mindestens” zu fünf punkten 

informationen enthalten. im Einzelnen zu:

„n den Zielen und Zielgruppen;

n der Strategie und dem Inhalt der Infor-

mations- und Publizitätsmaßnahmen, die vom 

 Mitgliedstaat oder der Verwaltungsbehörde durch-

zuführen und auf potentielle Begünstigte, Begüns-

tigte und die Öffentlichkeit ausgerichtet sind, unter 

 Berücksichtigung des Mehrwerts der Gemeinschafts-

intervention auf nationaler, regionaler und lokaler 

Ebene;

n dem indikativen Budget für die Durchführung des 

Plans;

n den für die Durchführung der Informations- und 

 Publizitätsmaßnahmenverantwortlichen Verwal-

tungsstellen oder Einrichtungen;

n der Art und Weise, in der die Informations- und 

 Publizitätsmaßnahmen in Bezug auf Sichtbarkeit 

und Bekanntheitsgrad der operationellen Pro-

gramme sowie die Rolle der Gemeinschaft bewertet 

werden .” 32 

die mit der verordnung (Eg) nr. 1083/2006 einher-

gehende verordnung (Eg) nr. 1828/2006 zur Fest-

legung der durchführungsvorschriften vom dezember 

2006 wurde in puncto kommunikation ebenfalls deut-

lich und bemängelte, dass die unionsbürger nicht in 

ausreichendem maße über die bedeutung der euro-

päischen Fonds und ihren praktischen nutzen infor-

miert seien. verbunden damit war ein indirektes Ein-

geständnis dahingehend, dass die zurückliegenden 

kommunikationsmaßnahmen offensichtlich zu wenig 

vorzeigbaren Ergebnissen geführt hätten und dies in 

der nun anbrechenden Förderperiode 2007 bis 2013 

verbesserungsbedürftig sei. so gab die kommission 

mit der durchführungsverordnung klare versäumnisse 

in der vorherigen periode zu:

„Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Bürge-

rinnen und Bürger der Europäischen Union 

nicht ausreichend über die Rolle der Gemeinschaft  

bei der Finanzierung von Programmen informiert sind, 

die auf die Förderung der wirtschaftlichen Wettbe-

werbsfähigkeit, die Schaffung von Arbeitsplätzen und 

die Stärkung des inneren Zusammenhalts ausgerichtet 

sind . Es ist daher angebracht, einen Kommunikations-

plan zu erstellen, in dem die Informations- und Publi-

zitätsmaßnahmen, die zur Überbrückung dieser Kom-

munikations- und Informationslücke erforderlich sind, 

im Einzelnen aufgeführt werden . Zu diesem Zweck 

müssen auch die Zuständigkeiten und Rollen festge-

legt werden, die den einzelnen Beteiligten zukom-

men .” 33 

in deutschland entwickelten die 16 bundesländer  

und der bund jeweils eigene kommunikationspläne  

für die unterschiedlichen Fonds. dabei waren die ziel-

größen der verschiedenen papiere natürlich durch die 

einschlägigen Eu-verordnungen vorgegeben; für den 

strategischen ansatz zur umsetzung waren die länder 

bzw. der bund jedoch selbst verantwortlich. so waren 

beispielsweise die in den EsF-kommunikationsplänen 

des bundes und der länder nordrhein-westfalen, 

RheinlandPfalz und Sachsen definierten Kommunika

tionsziele zwar ähnlich, bei einer genaueren betrach-

tung wird jedoch deutlich, dass sie sich in ihrer aus-

formulierung durchaus unterscheiden:

die zielgruppen, die durch die öffentlichkeitsarbeit 

 erreicht werden sollten, waren in den jeweiligen kom-

munikationsplänen des bundes und der länder zu-

meist identisch. sie unterschieden sich nur insofern, 

als einige pläne im detail noch mehr differenzierten, 

während andere pläne weniger feindgliedrig vorgingen. 

der vom bundesministerium für arbeit und soziales 

vorgelegte kommunikationsplan des bundes für den 

EsF hatte drei zielgruppen im Fokus: (1) die allgemei-

ne öffentlichkeit (bürgerinnen und bürger), (2) poten-

tielle und tatsächliche begünstigte, die Fachöffentlich-

keit, weitere multiplikatoren (z. b. wohlfahrtsverbände, 

sozialpartner, unternehmen, ngos, projektträger, 

 politiker) sowie (3) die beteiligten stellen (verwal-

tungsbehörden). 34 dabei sollte eine vielzahl von maß-

nahmen umgesetzt werden, um diese ziele zu errei-

chen. ganz konkret sah der plan anzeigenkampagnen, 
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länder und den bund umfassende öffentlichkeitsar-

beit. dies wäre jedoch gerade in einem land wie 

deutschland, in dem die europäischen Fördermittel 

 bereits zurückgegangen sind und wohl in den kom-

menden Jahren noch weiter sinken werden, durchaus 

angebracht. Es ist eine überlegung wert, auf diesem 

Feld einen grundsatz der strukturfonds zu überden-

ken: denn auch wenn die Fonds dezidiert den euro-

päischen regionen zugutekommen, so dass die 

 durchführung der daraus geförderten programme,  

und damit auch der öffentlichkeitsarbeit, ebenfalls 

der regionalen Ebene – in deutschland der bundes-

länder – obliegt, sollte die kommunikation gezielter 

koordiniert werden. Hiervon fein zu unterscheiden  

ist selbstverständlich die aufsicht der länder bei der 

verwaltung der ihnen zugeteilten mittel. denn dass 

diese für die Erstellung und umsetzung des operatio-

nellen programms zuständig und auch ansprechpart-

ner für begünstigte sind, ist nur folgerichtig und mit 

blick auf die bürokratische und verwaltungstechnische 

abwicklung wohl gar nicht anders umsetzbar. nichts-

destoweniger ist es bei der außendarstellung der 

Fonds, insbesondere vor dem Hintergrund der be-

schriebenen weit verbreiteten unkenntnis der euro-

päischen strukturpolitik, fraglich, ob auch eine dezen-

trale, auf die bundesländer und den bund verteilte 

die bekanntmachung eines corporate designs, die 

nutzung des internets und des zentralen internet-

portals www.esf.de, öffentlichkeitswirksame infor-

mationsaktionen, die Herstellung und verteilung von 

Filmen/dvds sowie Flyern/broschüren, eine gezielte 

pressearbeit, die bessere bekanntmachung der För-

dergrundsätze, die informationen der begünstigten 

und die Erstellung eines begünstigtenverzeichnisses 

sowie die Beflaggung der ESFVerwaltungsbehörden 

in der Europawoche vor. 35 insgesamt sah der kom-

munikationsplan für diese maßnahmen knapp 12 mio. 

Euro vor (7 mio. Euro EsF und 4,77 mio. Euro natio-

nale ko-Finanzierung), welche bis 2015 eingesetzt 

werden sollten. 36

auch diese maßnahmen fanden sich in den kommuni-

kationsplänen der länder in ähnlicher Form und sind 

ebenfalls für die aktuelle Förderperiode 2014 bis 2020 

vorgesehen. bei intensiver analyse der kommunika-

tionspläne bzw. -strategien der zurückliegenden und 

aktuellen Förderperiode wird ein grundsätzliches pro-

blem der öffentlichkeitsarbeit für die europäischen 

Fonds in deutschland jedoch sehr deutlich: aufgrund 

der dezentralen organisation der Fonds gibt es eine 

vielzahl beteiligter in den entsprechenden landes-

ministerien und so gut wie keine gemeinsame, die 

Kommunikationspläne

Bund nrw rheinland-pfalz sachsen

„Bekanntmachung des ESF 

in Deutschland”

„Rolle der Gemeinschaft 

vermitteln”

„Sensibilisierung der 

 Öffentlichkeit zum ESF-OP”

„Den europäischen Gedan-

ken durch die Darstellung 

der positiven Wirkung  

der EU-Mittel für Sachsen 

vermitteln; über die Fonds 

informieren .”

„Sicherstellen  

von Transparenz”

„Partizipation an den 

 Förderangeboten  

gewährleisten”

„Information zu Förder-

möglichkeiten arbeitsmarkt-

politischer Maßnahmen”

„Information über konkrete 

Fördermöglichkeiten”

„Verbesserung  

der Konformität”

„Transfer von Ergebnissen 

aus der Förderpraxis  

bereitstellen”

„Erhöhung der Sichtbarkeit 

der Förderung (Visibilité)”

„Transparenz – nicht nur, 

was den Zugang zu Förder-

mitteln, sondern auch, was 

die Verwendung der Mittel 

an sich betrifft”

„Gewährleistung der  

Transparenz der Umsetzung 

des OP”

„Unterrichtung über  

die Ergebnisse der 

 Interventionen”

„Unterrichtung über  

die Ergebnisse der 

 Informationsmaßnahmen”
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verwaltung der kommunikationsmaßnahmen ziel-

führend ist bzw. erfolgreich sein kann. Eine nationale 

vereinheitlichung dieser maßnahmen, die freilich 

Rücksicht auf regionale und landespezifische Unter-

schiede und bedürfnisse nimmt, sollte rasch, mög-

lichst mit der kommenden Förderperiode ab 2020  

in angriff genommen werden. 

besonders deutlich und auch visuell sichtbar wird die 

vielzahl der unterschiedlichen kommunikationsmaß-

nahmen bei betrachtung der vorgaben zum corporate 

design. die kommunikationspläne in der zurücklie-

genden Förderperiode 2007 bis 2013 erklärten, eben-

so wie die kommunikationsstrategien der aktuellen 

Förderperiode, einheitliche designs und logos ein-

setzen zu wollen. der EsF-kommunikationsplan des 

bundes vermerkte hierzu beispielsweise sehr präg-

nant:

„Zur optischen Ansprache der drei Zielgrup-

pen ist darüber hinaus ein Corporate Design 

mit einem ESF-Bundeslogo entwickelt worden . Das 

neue Logo soll dem ESF in Deutschland in der neuen 

Förderperiode ein ‚Gesicht‘ geben, das bei allen Publi-

zitäts- und Werbemaßnahmen gut sichtbar ist und 

sich daher bei den Menschen einprägt . Auf allen In-

formations- und Kommunikationsmaßnahmen werden 

daher das ESF-Bundeslogo, die EU-Fahne mit dem 

Hinweis auf die Europäische Union sowie das Logo  

der mitfinanzierenden Stelle abgebildet sein.” 37

Ähnliche Passagen finden sich auch in den Kommuni-

kationsplänen der bundesländer, die eigene EsF/

EFrE-logos und ein landeseigenes corporate design 

entwickelten. nichtsdestoweniger scheint es ratsam 

zu sein, diese vielzahl an kommunikationsplänen 

bzw. -strategien, da wo es möglich ist, und insbeson-

dere mit blick auf die außendarstellung der Fonds, 

weitestgehend zu vereinheitlichen. möglich wäre bei-

spielsweise ein gemeinsames, von bund und ländern 

gleichermaßen verwendetes logo für die jeweiligen 

Fonds, dem dann, um die verwaltungszuständigkeiten 

und vor allem ko-Finanzierungen sichtbar zu machen, 

ein bundes- oder landeswappen hinzugefügt werden 

kann.

anspruch und wirklichkeit klaffen in der praktischen 

informationsarbeit trotz intensivierter bemühungen 

seitens der Eu und der nationalen stellen nach wie 

vor auseinander. dabei stehen insbesondere die ver-

waltungsbehörden 38, aber auch die Empfänger der 

Leistungen der Kohäsionsfonds in der Pflicht, der 

 breiten öffentlichkeit, der politik, der wirtschaft und 

den medien den mehrwert und nutzen der Fonds zu 

verdeutlichen. Eine besondere verantwortung kommt 

den verwaltungsbehörden zu, übernehmen sie in 

 diesem zweiklang doch die rolle des koordinators   

der übergeordneten maßnahmen und stehen den 

 leistungsempfängern beratend und unterstützend  

zur seite. sie sind dafür verantwortlich, die zuvor in 

der kommunikationsstrategie vereinbarten informa-

tions- und kommunikationsmaßnahmen einzuführen 

und hierbei vor allem darauf zu achten, dass die im 

rahmen der Fondsförderungen anlaufenden maß-

nahmen die größtmögliche mediale berichterstattung 

erfahren. zudem sollen von den verwaltungsbehörden 

organisierte informationsveranstaltungen (z. b. pro-

gramm-auftaktveranstaltungen oder größere jährliche 

ver anstaltungen) auskunft über die Fonds geben. 

mindestens alle sechs monate sind die geförderten 

vorhaben zu veröffentlichen bzw. die daten über sie 

zu aktualisieren. ausgewählte projektbeispiele sollen 

im internet dargestellt und im sinne eines europä-

ischen best-practice-austausches zudem in einer 

 weiteren Amtssprache der EU, die nicht die offizielle 

sprache des jeweiligen landes ist, erläutert werden. 

Erfolge sollen ebenso aufgeführt und den leistungs-

empfängern Hilfe angeboten sowie praktische unter-

stützung (etwa in Form von werbe-kits) zur verfü-

gung gestellt werden. 39 

auch die leistungsempfänger haben eine reihe von 

kommunikations- und informationsmaßnahmen um-

zusetzen. so gilt es bei der allgemeinen weitergabe 

von informationen zu den jeweiligen projekten sicht-

bar zu machen, dass eine unterstützung aus Fonds-

mitteln besteht. dies soll durch das Einfügen des Eu-

Emblems und den verweis auf den unterstützenden 

Fonds erfolgen. die jeweiligen websites der leis-

tungsempfänger müssen informationen über geför-

derte projekte bieten und dabei besonders die unter-

stützung der Eu bei der realisierung hervorheben. 

zugleich können die verwaltungsbehörden die an-

tragssteller auffordern, bereits in ihren anträgen ge-

plante kommunikationsmaßnahmen vorzuschlagen. 

darüber hinaus sollen plakate die öffentlichkeit über 

das projekt und die europäische unterstützung infor-

mieren. bei infrastruktur- oder baumaßnahmen,  

die aus EFrE- oder kohäsionsfondsmitteln gefördert 

esf-logos für die förderperiode 2014 bis 2020: 
deutschland, sachsen und Baden-württemberg
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telling the story – die zuKunft der 

europäischen informations- und 

 KommuniKationspolitiK „Vor ort”

grundsätzlich ist in den zurückliegenden Jahren in der 

tat die Erkenntnis weiter gereift, dass die zahlreichen 

Maßnahmen der EU, die die Unionsbürger häufig ganz 

unmittelbar und im alltag betreffen, auch in eine pro-

fessionelle informations- und kommunikationsstrate-

gie eingebettet sein müssen, um erkennbar zu ma-

chen, wer für was verantwortlich zeichnet und wofür 

„Europa”, die Eu, eben (auch) zuständig ist. mittels 

der Europe direct-informationszentren, von denen es 

allein in deutschland mehr als 50 büros gibt, versucht 

die Europäische kommissionüber sich und ihre arbeit 

zu informieren. dabei bietet Europe direct auch ein 

umfangreiches informationsangebot zu den unter-

schiedlichen strukturfonds und ihrer beantragung. 

das netzwerk hat sich ausdrücklich zum ziel gesetzt, 

den bürgern „antworten auf Fragen zu ihren rechten 

und zu Fördermitteln in der Eu” zu geben. 41 darüber 

hinaus besteht die möglichkeit, sich über die kosten-

lose Europe direct-Hotline beraten zu lassen und so 

informationen über die tätigkeitsfelder der Europä-

ischen union zu erhalten. im november 2014 startete 

die kommission eine informationskampagne mit dem 

expliziten ziel, den bürgern aufzuzeigen, welchen 

nutzen die Eu für ihren konkreten alltag hat. in sechs 

pilot-ländern, darunter zuerst in deutschland, wurden 

tv-spots gezeigt und printanzeigen geschaltet, die 

 ihrerseits beispiele für europäisches Handeln im alltag 

der bürger illustrieren sollen. Flankiert wird diese 

kampagne von einer eigenen website, auf der infor-

mationen zu ausgewählten projekten der Eu abgeru-

fen werden können. 42

 

trotz dieser sinnvollen informationskampagne steht 

die Frage, wie der konkrete nutzen der verschiedenen 

strukturfonds „vor ort” den bürgern in der Europä-

ischen union erläutert werden könnte, wie also eine 

erfolgreiche öffentlichkeitsarbeit in diesem speziellen 

bereich der europäischen sozial- und wirtschaftspoli-

tik aussehen sollte, wie damit auch idealiter ein bür-

gerschaftliches nachdenken über anlage, zielrichtung 

und umfang der kohäsionspolitik im allgemeinen wie 

im speziellen initiiert und intensiviert werden könnte, 

nach wie vor im raum. die Eu-kommission hat in 

jüngster vergangenheit viel Energie in die reform der 

kommunikationsstrukturen der kohäsionsfonds inves-

tiert. bereits im november 2007 eröffneten danuta 

Hübner, ehemals Eu-kommissarin für regionalpolitik, 

und vladimír Špidla, Eu-kommissar für beschäftigung, 

soziale angelegenheiten und chancengleichheit, in 

werden und deren volumen 500.000 Euro übersteigt, 

ist zudem ein permanentes und weithin sichtbares 

Hinweisschild verpflichtend. 40 viel wichtiger ist je-

doch, dass die leistungsempfänger auch jenseits  

der strikten formalen vorgaben kommunizieren, dass 

das eigene Projekt von europäischen Mitteln profitiert 

und häufig gar nicht ohne diese hätte realisiert wer-

den können. gerade dies scheint von ganz wesent-

licher bedeutung zu sein, sind sich doch oftmals,  

wie sich unter anderem in Hintergrundgesprächen  

mit beteiligten akteuren im zuge dieser studie fest-

stellen ließ, auch die eigenen mitarbeiter unterhalb 

der leitungs ebene in den geförderten projekten kei-

neswegs darüber im klaren, welchen wesentlichen 

anteil die Europäische union zur umsetzung des 

 konkreten projekts leistet. 

dies ist bedenklich, denn wenn hierüber nicht einmal 

in den projekten selbst ein breites, auf allen Ebenen 

angesiedeltes wissen vorhanden ist, ist eine zielfüh-

rende informelle kommunikation – hier sei nur die 

„mund-zu-mund-propaganda” als stichwort genannt – 

abseits der vorgaben der verwaltungsbehörden bzw. 

brüssels nicht realistisch. 

zudem hat „Europa” in Form der Europäischen 

 kommission ein massives personelles wahrnehmungs-

problem. anders als etwa der bund oder die länder, 

die durch geeignete vertreter, beispielsweise minister, 

staatssekretäre, landräte, bürgermeister, bei pro-

jektvorstellungen oder -einweihungen repräsentiert 

werden, fehlen Europa gesichter und personen.  

Eine Personifizierung Europas unterhalb der Ebene 

der  Europäischen kommission (sei es durch die ver-

tretungen der Europäischen kommission, die vorhan-

denen europäischen netzwerke wie Europe direct 

oder die stärkere Einbindung der gewählten Eu-ver-

treter) wäre sehr wünschenswert. die Europäische 

kommission muss noch stärker als bisher und über 

die bestehenden mittel der öffentlichkeitsarbeit hi-

naus im direkten kontakt mit den bürgern den eige-

nen beitrag bei der Förderung der diversen projekte 

darstellen. dabei kann sie durchaus von der natio-

nalen politik lernen, indem sie „gutes” tut – und 

 darüber redet.
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brüssel die konferenz „telling the story: communi-

cating Eu cohesion policy together.” mehr als 400 

kommunikationsbeauftragte aus ganz Europa disku-

tierten strategien, um in ihren mitgliedsstaaten und 

Heimatregionen eine verständlichere informations-

politik über die kohäsionsfonds umzusetzen. danuta 

Hübner hob bei der Eröffnung hervor, wie bedeutend 

die europäischen Fonds „vor ort” seien, um der Eu 

ein gesicht zu geben:

„Es gibt mittlerweile eine überwältigende 

Zahl ermutigender Berichte über den 

 praktischen Nutzen der Kohäsionspolitik aus allen 

 Regionen Europas . […] Für die Bürger wird durch die 

Kohäsionspolitik in vielen Regionen der Nutzen der 

EU-Mitgliedschaft am sichtbarsten und dies bietet uns 

maßgeschneiderte Gelegenheiten, ihnen das Thema 

‚Europa‘ näherzubringen .” 43

 

wie wichtig dieser europaweite austausch war, unter-

streicht die tatsache, dass im Jahr 2013 eine nach-

folgekonferenz stattfand. auf der deutlich  grö ßeren 

veranstaltung – insgesamt nahmen mehr als 800 

teilnehmer aus allen 28 Eu-mitgliedsstaaten teil – 

 beschäftigten sich die kommunikationsexperten bei 

vorträgen und in diversen workshops mit vier leit-

themen. Es galt zu untersuchen, wie man (1) die 

sichtbarkeit von europäischen investitionen auf loka-

ler und regionaler Ebene verbessern und kommuni-

kationsspezialisten ihre positiven Folgen sinnvoll dar-

stellen könnten. zudem sollten (2) ideen entwickelt 

werden, wie die zusammenarbeit zwischen der Eu 

und den auf nationaler und regionaler Ebene in der 

kommunikation agierenden personen verbessert wer-

den könnte. darüber hinaus wollten die anwesen den 

Experten erörtern, wie man (3) noch vor der verab-

schiedung einer künftigen kommunikationsstrategie 

nützliches Fachwissen auf diesem gebiet an die jewei-

ligen ausführenden Einrichtungen weitergeben könnte 

und (4) ideen sammeln, wie richtige und sinnvolle 

kommunikation bei den Fonds dazu beitragen kann, 

Europa und seine bürger enger zusammenbringen. 44

die Ergebnisse der workshops der zweitägigen 

 kon ferenz wurden in kurzform veröffentlicht und  

sind auf den webseiten der Europäischen kommission 

 einsehbar. 45 dabei sind diese ideen und vorschläge 

insgesamt eher unbestimmt gehalten und fokussieren 

sich auf allgemeine, grundsätzlich schon lange be-

kannte kommunikationshinweise wie etwa die Ein-

bindung sozialer medien, die bedeutung ansprechend 

 gestalteter webseiten oder den richtigen umgang  

mit negativer publicity. viel wichtiger erscheint es 

 daher, dass die kommission erkannt hat, dass ein 

 regelmäßiger austausch und eine langfristige planung 

der Fonds-kommunikation mittelfristig das gesamtbild 

der kohäsionsfonds wie der Eu verbessern kann. 

wie nun stellt sich angesichts dieses skizzierten 

 rahmens und der damit verbundenen potentiale  

die kohäsionspolitik „vor ort” konkret dar? genauer:  

was sind Erfahrungen und Einschätzungen von 

 kommunen im verwaltungshandeln bzw. im politik-

prozess des  europäischen mehrebenensystems?
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die gemeinde moritzBurg  

im landKreis meissen

die gemeinde moritzburg liegt 15 kilometer nördlich 

von dresden und gehört dem zentralsächsischen 

landkreis meißen an, der an die landkreise nordsach-

sen, mittelsachsen, sächsische-schweiz-osterzgebirge, 

bautzen, die kreisfreie stadt dresden sowie im norden 

an das land brandenburg angrenzt. in moritzburg 

kommen 8.311 Einwohner auf eine Gemeinde fläche 

von 46,37 km², was einer bevölkerungsdichte von 

181 personen pro km² entspricht. 1 die wirtschaft  

in moritzburg ist aufgrund seines bekannten barock-

schlosses stark vom tourismus geprägt. Ein großteil 

der bewohner arbeitet im umland im großraum 

 dresden, 88,63 prozent der werktätigen moritzburger 

pendeln zu ihrem arbeitsort. 2 der landkreis meißen 

umfasst 19 gemeinden und zehn städte und ver-

zeichnet insgesamt knapp 245.000 Einwohner. der 

landkreis verfügt über eine differenzierte wirtschafts-

struktur: traditionelle branchen neben dem Hand-

werk sind die produktion von porzellan und keramik-

waren, die stahlindustrie, die chemieindustrie und 

der maschinenbau. darüber hinaus haben sich in den 

letzten Jahren unter anderem auch automobilzuliefe-

rer, druckmaschinenbauer und unternehmen aus den 

bereichen der metallverarbeitung, der mikroelektro-

nik, der biotechnologie, der medizintechnik und der 

lebensmittelherstellung niedergelassen. 3 im vergleich 

mit den anderen sächsischen landkreisen verfügt  

der landkreis meißen über eine recht hohe industrie-

dichte. insgesamt existieren 192 betriebe im produ-

zierenden gewerbe. 4 

regionale herausforderungen:  

langzeitarBeitslosigKeit und 

 jugendliche ohne schulaBschluss

die wirtschaftskraft hat im landkreis meißen wie im 

gesamten Freistaat in den letzten zehn Jahren deut-

lich zugenommen und die Arbeitslosenquote fiel von 

18,8 prozent im Jahr 2005 5 auf 7,7 prozent im Juni 

2015 6. sie ist damit auf dem niedrigsten stand seit 

der wiedervereinigung. 7 das ausbildungsangebot im 

Landkreis befindet sich ähnlich wie das Arbeitsange-

bot auf einem recht hohen niveau. 8 auf 1249 bewer-

ber für berufsausbildungsstellen kamen in der ersten 

Hälfte des Jahres 2015 laut arbeitsagentur 1099 freie 

ausbildungsplätze. 9 diese zahlen können jedoch nicht 

darüber hinwegtäuschen, dass im landkreis meißen 

(wie in ganz sachsen) nach wie vor ein überdurch-

schnittlicher anteil an langzeitarbeitslosen sowie eine 

relativ hohe arbeitslosigkeit unter jungen menschen 

festzustellen sind. 10 trotz der positiven Entwicklungen 

auf dem arbeits- und ausbildungsmarkt in den letzten 

Jahren fällt vielen jungen menschen in sachsen der 

schritt ins berufsleben immer noch schwer. die ar-

beitslosenquote der 15 bis 25-jährigen betrug 2013 

im landkreis meißen 8,5 prozent 11, im bundesdeut-

schen durchschnitt lag dieser bei 6,0 prozent. 12 Hinzu 

kommt, dass im landkreis meißen fast 9 prozent 

(2012) aller schüler die schule ohne schulabschluss 

verlassen. 13 die gründe hierfür sind vielfältig – einer 

davon ist, dass sachsen relativ hohe leistungsan-

sprüche an schulabgänger stellt. so kann der Haupt-

schulabschluss, anders als in vielen anderen deut-

schen bundesländern, dort nur nach dem ablegen 

 einer zentralen prüfung erworben werden. 14 

die sächsische landesregierung hat dieses problem 

erkannt und deshalb in den letzten Jahren unter-

schiedliche maßnahmen für schüler ins leben geru-

fen, deren abschluss als gefährdet gilt. nach angaben 

der sächsischen staatskanzlei werden bis 2020 bis zu 

Fallbeispiel: 

produktionsschule moritzburg

gemeinde moritzburg

Bundesland: Sachsen

Kreis: Landkreis Meißen

Einwohner: 8 .311 

(Stand: 31 .12 .2013)

Fläche: 46,37 km²

Bürgermeister: Jörg Hänisch

Quelle statistische Daten: Statistische Ämter des Bundes und der Länder
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10 millionen Euro an Fördergeldern aus dem EsF  

und landesmitteln für projekte zur unterstützung ab-

schlussgefährdeter schüler eingesetzt. 15 damit auch 

diejenigen Jugendlichen, die bereits in der vergan-

genheit die schule ohne abschluss verlassen oder aus 

anderen gründen nach der schule keine arbeits- oder 

ausbildungsstelle gefunden haben, zukünftig chancen 

auf eine integration in den arbeits- und ausbildungs-

markt bekommen, hat der Freistaat sachsen 2008 

den Förderbaustein pros für produktionsschulen mit 

in sein EsF-landesprogramm aufgenommen. in sach-

sen existieren momentan zehn produktionsschulen, 

die eine Förderung durch EsF-mittel erhalten. 16 pro-

duktionsschulen basieren auf einem in dänemark ent-

standenen bildungskonzept und sind Einrichtungen, 

die das Ziel haben, „jungen Menschen mit beruflichem 

Förderbedarf kenntnisse, Fähigkeiten und verhaltens-

weisen zu vermitteln, die für die aufnahme einer be-

rufsausbildung und einer Erwerbstätigkeit notwendig 

sind”. 17 Es handelt sich dabei nicht um schulen im 

engeren sinne – produktionsschulen kombinieren aus-

bildungsbezogenes lernen mit sinnstiftender arbeit 

unter sozialpädagogischer begleitung. das lernen 

 findet dabei in Produktionswerkstätten statt, in denen 

handwerkliche produkte hergestellt oder dienstleis-

tungen angeboten werden. 18 

die neue produKtionsschule 

 moritzBurg

die „neue produktionsschule moritzburg” (npsm) wur-

de 2008 gegründet und damit zum ersten modellpro-

jekt  innerhalb des sächsischen EsF-Förderbausteins 

für  produktionsschulen. träger ist die „produktions-

schule moritzburg ggmbH”, die 2004 aus einem seit 

1998 bestehenden arbeitszweig des diakonenhauses 

moritzburg ausgegründet wurde und nunmehr eine ge-

meinnützige tochtergesellschaft des diakonenhauses, 

der kommune moritzburg sowie der evangelischen 

kirchgemeinden moritzburg und reichenberg ist.

„wir richten uns mit der npsm an sozial benachtei-

ligte Jugendliche, die einfach den anschluss verpasst 

haben. sie haben meistens entweder die schule  

oder ihre ausbildung abgebrochen und anschließend 

eine typische abbrecherkarriere hingelegt”, erklärt 

geschäftsführer david meis. viele teilnehmer kämen  

dabei auch aus  milieus, in denen Fragen wie sucht-

mittelmissbrauch, verschuldung oder prekäre wohn-

situationen eine rolle spielen. „als wir 2008 mit un-

serem projekt begonnen haben, waren arbeitslosig-

keit und fehlende ausbildungsplätze in der region 

noch ein großes thema.  unser teilnehmerfeld war 

damals sehr heterogen. da hat sich viel verändert  

in den letzten Jahren”, berichtet meis. aufgrund der 

Entspannung auf dem arbeits- und ausbildungsmarkt 

im landkreis meißen nimmt  insbesondere der anteil 

an langzeitarbeitslosen Jugendlichen an der npsm 

stark zu. diesen Jugendlichen fällt eine erfolgreiche 

projektteilnahme zum teil sehr schwer und mancher 

kommt auch im anschluss an das projekt für eine re-

guläre berufsausbildung nicht in Frage. meis zufolge 

werden diese Jugendlichen daher zukünftig eher an-

lerntätigkeiten und beschäftigungen auf dem zweiten 

arbeitsmarkt nachgehen: „das ist zwar nicht das 

 offizielle Ziel des ESFFörderbausteins 19 – aber in der 

realität stellt sich das nun mal so dar.”

die teilnehmer der npsm kommen allesamt aus  

dem umland von moritzburg, insbesondere aus dem 

landkreis meißen und hier vor allem aus den städten 

 meißen, coswig und radebeuel. aus moritzburg direkt 

kommt hingegen aktuell niemand. die gemeinde 

selbst gilt als eher wohlhabend; in der vergangenheit 

gab es nur einen einzigen teilnehmer aus dem ort. 

der frühe arbeitsbeginn um acht uhr morgens und  

der lange arbeitstag bis 15.30 uhr von montags bis 

freitags stellt für die pendelnden teilnehmer durchaus 

eine schwelle dar, die es zu überwinden gilt. meis 

sieht das allerdings vor allem positiv: „von anfang an 

werden diejenigen ausgesiebt, die wirklich motiviert 

sind und das projekt hier bei uns auch wirklich durch-

zuziehen.” Für ihre tätigkeit erhalten die projektteil-

nehmer fünf Euro am tag sowie eine leistungsabhän-

gige wöchentliche vergütung. der altersdurchschnitt 

der Jugendlichen liegt bei 21 Jahren.

Ein drittel bis zur Hälfte der projektteilnehmer an der 

npsm hat keinen schulabschluss. aus diesem grund 

bietet die schule für diejenigen, die persönlich und 

 kognitiv dazu in der lage sind, einen mehrmonatigen 

vorbereitungskurs zum nachholen des Hauptschul-

abschlusses an. Der Schulkurs findet dabei an drei 

tagen in der woche für drei bis fünf stunden statt. 

„die verbindung von arbeiten und lernen ist auch 
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hier natürlich zentral”, betont meis, „wenn die teil-

nehmer nachmittags zum beispiel in der gärtnerei 

 arbeiten und dort die Fläche eines beetes berechnen 

müssen, dann sehen sie, warum sie am vormittag 

mathematik gelernt haben.”

die projektdauer an der npsm ist für jeden teilneh-

mer zunächst auf zwei Jahre angelegt und kann im 

Einzelfall verlängert werden. meis schätzt, dass der 

vermittlungserfolg bei etwa 25 bis 35 prozent der 

teilnehmer liegt, die anschließend auf dem regulären 

arbeits- und ausbildungsmarkt unterkommen. im 

 aktuellen projekt arbeiten zurzeit 24 Jugendliche in 

gruppen von jeweils sieben bis acht personen in der 

gärtnerei, der Holzwerkstatt und der metallwerkstatt 

der produktionsschule. im EsF-Förderzeitraum von 

2007 bis 2013 existierten darüber hinaus noch mittel 

für eine zusätzliche lernküche, die jetzt nicht mehr  

in betrieb ist. 

das projekt ist in moritzburg allgemein sehr akzep-

tiert und im landkreis gut vernetzt. immer mehr 

 moritzburger kennen die produktionsschule, die als 

dienstleister auch aufträgen der gemeinde zum 

 Beispiel im Bereich der Landschaftspflege nachgeht. 

im beirat der schule sitzen mitglieder der kommunal-

verwaltung, der dezernent für arbeit des landkreises 

meißen und vertreter der kreishandwerkerschaft. die 

enge zusammenarbeit mit letzterer ist nicht zuletzt 

deshalb wichtig, um Konflikten zwischen dem freien 

markt und der öffentlich geförderten produktions-

schule vorzubeugen. die produktionsschule stellt  

zwar kaum eine konkurrenz für die handwerklichen 

betriebe dar, aber immerhin erwirtschaftet sie mit 

den umsatzerlösen ihrer angebotenen produkte und 

dienstleistungen rund 5 bis 10 prozent ihres budgets  

und steht zumindest theoretisch im wettbewerb mit 

den örtlichen Handwerksbetrieben. diese Eigenmittel-

erwirtschaftung ist auch der punkt, den meis am  

konzept der produktionsschule am interessantesten 

findet: „Da wir von den Erlösen zu einem gewissen 

teil abhängig sind, übt das natürlich auch einen 

 gewissen druck auf uns und die werkstätten aus. 

dies bringt Ernsthaftigkeit und verantwortung für  

alle beteiligten in das projekt, die die arbeit der 

 teilnehmer enorm aufwertet.” 

die EsF-Förderung ist neben den umsatzerlösen und 

den mitteln vom Jugendamt und dem Jobcenter ein 

sehr wichtiges standbein für die produktionsschule 

moritzburg ggmbH und macht ungefähr ein drittel  

der Finanzierung aus. neben der „neuen produktions-

schule” werden auch noch weitere projekte der ge-

meinnützigen gesellschaft im landkreis meißen durch 

EsF-mittel gefördert, darunter die Jugendwerkstatt 

meißen, die auf einem ähnlichen konzept wie die 

npsm beruht.

Erkundigt man sich nach dem verwaltungstechnischen 

aufwand, der für die beantragung der EsF-mittel 

 notwendig ist, verweist meis zunächst auf die größe 

seines betriebes. auf die 30 mitarbeiter der produk-

tionsschule ggmbH kämen zusätzlich 2,5 verwaltungs-

kräfte. „das scheint zunächst enorm im vergleich mit 

mittelständischen unternehmen der gleichen größe”, 

stellt meis fest. „allerdings sind diese stellen hier bei 

uns dringend notwendig – der verwaltungsaufwand 

für die EsF-Förderung ist wirklich groß, das muss man 

leider so sagen.” gerade jetzt zu beginn der neuen 

Förderperiode kämen von der sächsischen aufbau-

bank (sab), die die EsF-mittel in sachsen verwaltet, 

immer noch neue anforderungen und präzi sierungen 

des notwendigen verwaltungshandelns. ob die ursa-

chen dieser komplexen prozesse in brüssel, im säch-

sischen wirtschaftsministerium als Fondsverwalter,  

im sächsischen sozialministerium als inhaltlich ver-

antwortliche stelle oder in der sab zu suchen sind, 

möchte meis dabei nicht beurteilen: „Fakt ist, trotz 

des bemühens um vereinfachung durch pauschalie-

rungen nimmt der verwaltungsaufwand immer stärker 

zu!” dies zeigt sich auch im schwierigen beginn der 

neuen Förderperiode und der bescheidung des pro-

jektes ab 2015. Hier musste die produktionsschule 

moritzburg mit vorzeitigem maßnahmenbeginn zwei-

einhalb monate mit allen zahlungen, löhnen und 

 mieten in vorkasse treten. „das ist einerseits gut, da 

wir so keine Jugendlichen und keine mitarbeiter nach 

Hause schicken mussten und nahtlos weiterarbeiten 

konnten. andererseits stellt es für die träger natürlich 

ein großes wirtschaftliches risiko dar”, so meis.  

„ich würde ihnen deshalb unterschreiben, dass es für 

träger ohne EsF-Erfahrung sehr schwierig sein kann, 

in projekte dieser größenordnung einzusteigen.”
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allerdings lobt meis die umfangreiche ausstattung des 

EsF-programms im vergleich zu anderen Förderlinien: 

„die EsF-Förderung ist wirklich komfortabel. in der 

neuen produktionsschule werden die teilnehmer von 

einem festen anleiter pro werkstatt betreut, für jeden 

arbeitsbereich existiert zusätzlich eine halbe stelle 

sozialpädagogischer begleitung. zusätzlich können wir 

für den schulkurs lehrer auf Honorarbasis anstellen.” 

in vergleichbaren projekten mit anderen Förderpart-

nern kämen zum teil doppelt so viele teilnehmer auf 

die gleiche anzahl an betreuern. „mit den EsF-mitteln 

kann man da natürlich ganz anders arbeiten und 

dementsprechend auch größere Erfolge erzielen.”

aber hat die EsF-Förderung der „neuen produktions-

schule” auch einen Einfluss auf die Wahrnehmung  

der Eu „vor ort” in moritzburg? bei der begehung der 

schule fallen EsF-poster in den klassenräumen und 

die exponiert angebrachten informationsplaketten 

auf. meis ist hinsichtlich der außenwirkung der Eu 

 allerdings eher unsicher: „unsere mitarbeiter sind sich 

natürlich darüber im klaren, dass ihre arbeit von der 

Eu gefördert wird – nicht zuletzt deshalb, weil sie den 

bürokratischen aufwand täglich mittragen müssen. 

die projektteilnehmer selbst werden in der schule 

 natürlich auch darüber aufgeklärt und müssen das 

auch unterschreiben.” ob überhaupt etwas bzw. wie-

viel die moritzburger von der europäischen Förderung 

der schule mitbekommen, könne er allerdings nicht 

sagen.

1 | Vgl . Statistische Ämter des Bundes und der Länder: 
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Statistik-Portal/gemeindeverz .asp?G=moritzburg .
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„Europa” wird in den Feuilletons der großen zeitungen 

ausführlich diskutiert. die Frage, was  „Europa” kon-

kret für die bürgerinnen und bürger vor ort in den 

kommunen  bedeutet, wird  seltener thematisiert. 

 teilen sie diesen Eindruck?

Koppelberg: Bevor ich nach Bonn kam war ich vier 

Jahre lang in der Vertretung der EU-Kom mission in 

Barcelona . Dort war für uns das Thema „Europa und 

die Kommunen” eher nachrangig, vor allem auch des-

wegen, weil die Kommunen in Spanien im Vergleich 

zu Deutschland einen ganz anderen, einen weniger 

wichtigen Status haben . 

Wir, als Vertretung der EU-Kommission hier in Bonn, 

arbeiten seit vielen Jahren an der Kommu nikation 

„Europas vor Ort”, aber es ist ein langer Prozess, und 

ich weiß nicht, ob und wann wir mal sagen können, 

dass wir so weit sind, wie wir das gerne hätten . Denn 

es ist ja so: Es gibt tausende Beispiele für Förderpro-

jekte, nahezu in jeder Kommune in Deutschland, wo 

Projekte  erfolgreich mit europäischen Fördergeldern 

umgesetzt wurden .

Es wird zwar viel im bereich der kommunikation ge-

macht, andererseits hat ein großteil der bevölkerung 

noch nie etwas von diesen Förderungen oder einem 

konkreten kofinanzierten Projekt gehört. Warum sind 

die zahlen, trotz der millionen, die ausgeschüttet 

 werden, so ernüchternd?

Koppelberg: Wenn ein Projekt feierlich eröffnet wird, 

wird oftmals nicht einmal erwähnt, dass EU-Gelder, 

meist ja die Hälfte der Gesamtförderung, in dem Pro-

jekt stecken . Der Landesanteil mag teilweise bei nur 

20 Prozent liegen, aber der zuständige Fachminister 

stellt es so dar, als handele es sich um ein Projekt 

des Bundeslandes . Projekte die gut laufen sind der 

 eigene Verdienst, alles andere wird auf „Brüssel” ge-

schoben . „Europa” fehlen auch einfach die Gesichter .

liegt es nicht genau auch daran? sind vertreter der 

Eu bei Eröffnungen von projekten anwesend?

Koppelberg: Bei den großen Veranstaltungen, wenn 

zum Beispiel die operationellen Programme der Bun-

desländer vorgestellt werden, dann sind wir natürlich 

dabei . Bei den konkreten Projekten vor Ort eher 

nicht, das ist richtig . Dafür haben wir auch gar nicht 

die personellen Möglichkeiten .

Das ist manchmal ein wirklicher Kampf, der von der 

Angst geprägt ist, dass wir als EU in den Feldern der 

Länder oder der Kommunen wildern . Es gibt zwar 

eine vertragliche Verpflichtung, auf die EU als Förder-

geber hinzuweisen, aber es gibt nach meiner Kenntnis 

nur wenige Fälle, bei denen die EU das dann auch 

einmal juristisch durchgesetzt hat . 

Ein weiterer punkt: in deutschland gibt es 17 kom-

munikationsstrategien für jeden einzelnen Fonds,  

also vom bund und den 16 bundesländern. Es gibt  

17 verschiedene logos und cooperate designs für 

 jeden einzelnen Fonds. ist das sinnvoll? 

Koppelberg: Nur am Rande: Wir hatten als Europä-

ische Kommission noch vor wenigen Jahren 400 ver-

schiedene Logos . Heute haben wir ein gemeinsames . 

Aber um ihre Frage zu beantworten: Man muss  

den strukturellen Hintergrund dafür sehen . Die EU-

Kommission ist eine vergleichsweise überschaubare 

 Behörde, die gerade einmal einen Haushalt von  

144 Milliarden Euro verwaltet,  wovon übrigens gerade 

 einmal 0,25 Prozent für Kommunikation vorgesehen 

sind . 80 Prozent  dieser 114 Milliarden Euro werden 

aber letztlich wieder von den Mitgliedsstaaten verwal-

tet, in Deutschland größtenteils von der Länderebene . 

Wir geben das Geld ja quasi nur weiter . Wenn man 

Geld weitergibt, dann kann man Vorgaben machen, 

die aber auch wieder kontrolliert werden müssten . 

Und ehrlich gesagt ist es dann doch eigentlich wich-

dr. stephan Koppelberg 

Leiter der Vertretung der EU-Kommission in Bonn 1

im gespräch: 

„noch vor wenigen Jahren gab es  
400 logos.”
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tiger, dass etwas mit dem Geld  passiert, dass Pro-

jekte erfolgreich umgesetzt werden, als dass man 

ausführlich kontrolliert, ob und wie dies kommuniziert 

wird .

Was aber auch offensichtlich ist: Die Mitgliedsstaaten 

und der Rat hatten eigentlich nie ein  gesteigertes 

 Interesse an Europäischer Kommunikation – sie hat 

keine Priorität . So mussten wir in der Vergangenheit 

auch eher bei den Kommunikationsmaßnahmen 

 kürzen . 

noch einmal ganz allgemein gefragt: wie sehr hat  

die Eu denn die kommunen im blick?

Koppelberg: Wenn wir uns an den Lissaboner Vertrag 

halten, also die Sache rein rechtlich sehen, müssten 

wir gar keinen Kontakt zu den Kommunen halten .  

Die Kommission arbeitet mit den  Mitgliedsstaaten zu-

sammen . Ein direkter Kontakt ist strukturell schlicht 

nicht vorgesehen . In der Praxis sieht das aber natür-

lich  anders aus: Es gibt den Ausschuss der Regionen, 

die direkten  Kontakte, und die Netzwerke wie Europe 

Direct, die einen Kontakt herstellen, der auch drin-

gend notwendig ist .

Die Kommunen kritisieren häufig, dass der gesamte 

prozess der beantragung von Eu-Fördergeldern au-

ßerordentlich aufwendig und schwierig ist. Ein häufig 

genannter kritikpunkt ist die bürokratie …

Koppelberg: … die, wenn man ehrlich ist, bei der  

EU nicht größter ist, als diejenige beim Bund oder  

bei den Ländern . Man muss eben mit Steuergeldern 

verantwortungsvoll umgehen . 

wie sinnvoll ist aus ihrer sicht eine zentrale stelle 

für „Europa” in der verwaltung, die möglichweise 

dieser bürokratie besser begegnen kann? 

Koppelberg: Ein Europabeauftragter ist sehr, sehr 

sinnvoll, übrigens unabhängig von der Größe der 

 jeweiligen Kommune . Größere Kommunen haben 

 natürlich einen strukturellen Vorteil, aber es gibt  

auch Beispiele kleinerer Gemeinden, die hier sehr 

 aktiv sind, und für die es sich heute einfach auszahlt, 

die sehr stark von den Möglichkeiten, die „Europa” 

bietet, profitieren.

Herr dr. koppelberg, ein bürgermeister fragt sie: 

„was bringt meiner gemeinde Europa?”, was ant-

worten sie ihm?

Koppelberg: Jede Stadt, jede Gemeinde in Europa 

hat seit der Gründung der EU Frieden, politische 

 Stabilität und eine erfreuliche wirtschaftliche Ent-

wicklung . Und ganz konkret vor Ort: Ich würde 

 sagen, dass ich in jeder Stadt, in jeder Gemeinde 

eine Projekt finde, dass mit EU-Geldern ermög licht 

wurde . 

1 | Dr . Stephan Koppelberg war bis Ende Oktober 2015 Leiter der Vertretung der Europäischen Kommission in Bonn . 
Zum 1 . November 2015 wechselte er zur Generaldirektion Kommunikation der Europäischen Kommission in Brüssel . 
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Erfahrungen der kommunen mit „Europa”, mit 

 beantragung, verwendung und dokumentation von 

Fördermitteln der regional- und strukturfonds, mit -

hin auch die dafür notwendige zusammenarbeit von 

kommunaler, von landes- und bundespolitischer und 

europäischer Ebene, sind ein wesentliches Erkenntnis-

interesse der vorliegenden studie. um ein möglichst 

genaues bild von wahrgenommenen chancen und 

 potentialen der umsetzung der Förderpolitik vor ort, 

aber auch von deren restriktionen und Hemmnissen 

zu erhalten, wurde ein Fragebogen entwickelt, der 

neben konkreten Fragen zur organisatorischen und 

verwaltungstechnischen abwicklung der kohäsions-

politik auch auf einer ganz basalen Ebene Einstel-

lungsmuster zum europäischen integrationsprozess 

abfragt. Eine ähnliche befragung hat das institut  

für  urbanistik im Jahr 2006 durchgeführt, wenn auch 

in einem anderen kontext und mit anderen zielrich-

tungen. Ein Vergleich beider Umfragen findet sich im 

anhang dieser studie. um diesen empirischen teil der 

studie in einem leistbaren rahmen zu halten, wurden 

die bö gen an insgesamt 45 kommunen versendet. bei 

der auswahl der kommunen musste sich aus gründen  

der machbarkeit auf zwei bundesländer konzentriert 

werden: rheinland-pfalz und nordrhein-westfalen. 

beide länder unterscheiden sich von ihrem kommu-

nalpolitischen Profil her erheblich: Während Nord rhein

westfalen als bevölkerungsreichstes bundesland der 

republik mit seinen großstadtregionen an rhein und 

ruhr ein sehr stark urban geprägtes bundesland 

 darstellt, ist das land rheinland-pfalz mit seinen im 

vergleich zu nrw vergleichsweise kleinen städten 

und seiner spezifischen kommunalpolitischen Eintei-

lung in so genannte verbandsgemeinden deutlich 

stärker ländlich geprägt.

in nordrhein-westfalen wurden die 22 kreisfreien 

städte 1, die aufsummiert auf eine Einwohnerzahl von 

ca. 7,1 millionen menschen kommen, angeschrieben 

(was ca. 41 prozent der bevölkerung des landes 

 nordrhein-westfalen entspricht). in rheinland-pfalz 

wurden die Fragebögen ebenfalls an insgesamt 22 

kommunen versendet, hier aber an die acht großen 

kreisangehörigen städte 2 sowie die 14 verbandsfreien 

städte 3, die in der summe auf eine knappe halbe 

 million Einwohner kommen (was ca. 12 prozent der 

landesbevölkerung entspricht).

von den 22 in nordrhein-westfalen angeschriebenen 

kommunen antworteten 14, was eine rücklaufquote 

von 63,6 prozent bedeutet. 4 von den 22 ausgewähl-

ten kommunen in rheinland-pfalz antworteten zehn, 

womit die Quote des rücklaufs sich auf 45,5 prozent 

beläuft und damit etwas geringer war. 5 aufsummiert 

ergibt sich für die gesamtbefragung daraus eine 

rücklaufquote von 54,5 prozent. die Ergebnisse der 

umfrage können offenkundig nicht den anspruch 

 erheben, statistisch repräsentativ für die kommunen 

in deutschland insgesamt zu sein; doch zweifellos 

lassen sich aus den vorliegenden antworten interes-

sante befunde ableiten. 

grundsatzeinstellung zur eu

Für die leitfragen und das Erkenntnisinteresse des 

projekts war es zunächst wichtig, befunde über die 

grundsatzeinstellung zur Eu der derjenigen personen 

zu generieren, die die Fragebögen stellvertretend für 

die jeweiligen kommunen ausgefüllt haben. was die 

grundsätzliche Einstellung gegenüber dem europä-

ischen integrationsprozess angeht, so zeigt sich in 

der gesamtheit der befragten kommunen ein relativ 

homogenes meinungsbild. mit 83,3 prozent steht die 

deutlich überwiegende mehrzahl der befragten kom-

munen der mitgliedschaft deutschlands in der Eu 

 positiv gegenüber. keine einzige kommune betont 

grundsätzliche nachteile, von vier kommunen wurde 

angekreuzt, dass sich vor- und nachteile die waage 

halten. der tenor der befragung indiziert insofern 

eine klare EUAffinität der Verantwortlichen in den 

kommunen im grundsatz, auch wenn auf der arbeits-

ebene in den konkreten projekten und mit blick auf 

Erfahrungen und Einstellungen der kommunen. 
auswertung einer umfrage

Eher Vorteile

Werte in Prozent

Vor- und Nachteile 
halten sich die Waage

83,33

16,67

allgemein gefragt: sehen sie in der mitgliedschaft 
deutschlands in der Eu eher vorteile, eher nachteile  
oder halten sich diese die waage?



Europa vor ort |  57

die Förderpraxis der kohäsionspolitik nicht wenige 

Herausforderungen und probleme benannt werden, 

auf die im Folgenden noch ausführlich einzugehen 

sein wird. 

 

Ein weiterer wichtiger baustein der umfrage war der 

bereich „kommunikation” in seinen verschiedenen 

 Facetten. was die kommunikation gegenüber dem 

bürger angeht, so wird nahezu einhellig der bedarf 

bejaht, die bürger stärker über die Eu zu informieren. 

21 von 24 kommunen (87,5 prozent) geben dies in 

den Fragebögen an. mit bendorf und boppard halten 

nur zwei kommunen die informationsmaßnahmen 

 gegenüber den bürgern für ausreichend. Etwas 

 spe zifischer danach befragt, ob die Bürger stärker 

über ganz konkrete, kofinanzierte Projekte der EU  

in den kommunen informiert werden sollten, wird 

dies von drei vierteln der kommunen bejaht, aller-

dings von fünf kommunen verneint. neben bendorf 

und boppard, die auch keinen bedarf mit blick auf die 

Eu  generell gesehen hatten, geben nun auch krefeld, 

mühlheim a. d. r. und wörth am rhein an, dass sie 

keinen weiteren informationsbedarf sehen. Es drängt 

sich die vermutung auf, dass vielleicht der erwartbare 

aufwand, der mit zusätzlichen kommunikationsmaß-

nahmen für die kommunalen verantwortlichen ver-

bunden ist, dieses meinungsbild zu erklären vermag. 

möglicherweise schlägt sich an dieser stelle aber auch 

die generelle unzufriedenheit mit der bemängelten 

überbürokratisierung der antragsverfahren nieder und 

vermag die diskrepanz zwischen den beiden Frage-

stellungen in ihrer jeweiligen zielrichtung zu erklären. 

ansiedlung und Kompetenzen in der 

jeweiligen stadtVerwaltung

darauf aufbauend war es weiterhin wichtig, sich  

einen überblick darüber zu verschaffen, an welcher 

stelle europabezogene themen in der jeweiligen 

kommunalverwaltung bearbeitet werden. die bewusst 

allgemein formulierte Frage, ob es in der verwaltung 

der jeweiligen kommune eine eigens mit Eu-angele-

genheiten befasste stelle, beispielsweise ein Europa-

büro oder einen Europabeauftragten, gibt, wurde von 

der Hälfte der befragten kommunen bejaht: aachen 

(stadt), andernach, bonn, dortmund, düsseldorf, 

 Essen, Herne, köln, krefeld, mühlheim a. d. r. und 

münster. wenig überraschend ist die Erkenntnis, dass 

es nahezu ausschließlich die größeren kommunen 

sind, in denen eine solche eigene stelle existiert.  

die sich an diese Frage anschließende bitte, die 

 konkrete verwaltungsstelle zu benennen, offenbarte, 

wie unterschiedlich die abwicklung von Eu-angele-

genheiten von kommune zu kommune gehandhabt 

wird. denn auch bei den größeren kommunen, die 

angeben, über eine eigene verwaltungsstelle zu 

 verfügen, zeigen sich beträchtliche unterschiede: 

Eine wirklich ausnahmslos für Europaangelegen - 

hei ten zuständige verwaltungsstelle gibt es in den  

allerwenigsten Fällen, wie etwa die Europabüros in 

Essen und krefeld oder die koordinierungsstelle Eu-

Förderung in Herne. in bonn, düsseldorf, dortmund,  

köln und münster ist die Europaarbeit in ämtern 

ange siedelt, die zusätzlich auch für internationale 

 beziehungen zuständig sind. gelegentlich gibt es  

auch Fachbereiche, die die Europaarbeit mit dem 

 thema wirtschaftsförderung allgemein verknüpfen, 

wie beispielsweise in aachen (stadt). diese büros 

sind in den allermeisten Fällen direkt bei den jewei-

ligen oberbürgermeistern angesiedelt und arbeiten 

zum teil themenbezogen mit anderen verwaltungs-

stellen wie mit dem „referat stadtförderung” (bonn) 

oder dem „umwelt- und verbraucherschutzamt” 

(köln) zusammen. 

daneben gibt es eine weitere gruppe von kommunen, 

in denen andere stellen die Europaarbeit mit erledi-

gen bzw. in denen verschiedene stellen gleichzeitig 

für Europaangelegenheiten zuständig sind. so ist in 

bielefeld ein referent aus dem stab dezernat planen 

und bauen auch für Eu-kontakte zuständig. der Fach-

bereich wirtschaftsförderung und stadtentwicklung 

Ja

Werte in Prozent

Nein

47,83
52,17

gibt es in ihrer verwaltung eine eigene stelle,  
die sich ausschließlich mit Eu-angelegenheiten befasst  
(z. b. Europabüro, eine/n Europabeauftragte/n)?
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zeichnet in alzey für den Europabereich verantwort-

lich. in bottrop wiederum beschäftigen sich sowohl 

das amt für wirtschaftsförderung als auch das stadt-

planungsamt und der Fachbereich stadterneuerung 

und tiefbau sowie das Jugend- und sozialamt mit der 

Europaarbeit. wenn viele verwaltungsstellen an die-

sen prozessen beteiligt sind, kann es naheliegender 

weise zu reibungsverlusten kommen. diese proble-

matik wird von mancher kommune auch erkannt.  

so erfolgt beispielsweise auch in remscheid die ab-

wicklung über den zentraldienst stadtentwicklung, 

wirtschaft und liegenschaften in kooperation mit dem 

für die EsF-Förderung zuständigen sozialdezernat. 

 allerdings wird im Fragebogen aus remscheid auch 

die angabe gemacht, dass man gerade dabei sei, ein 

zentrales Fördermanagement aufzubauen. in den mit-

telgroßen und kleineren kommunen sind es zum teil 

die bürgermeister selbst bzw. deren mitarbeiter, die 

sich mit der abwicklung von Europaangelegenheiten 

befassen.

was die person eines eigenen Europabeauftragten 

 angeht, so ließ sich aus dem rücklauf rekonstruieren, 

dass bonn, krefeld und Essen über einen eigenen 

 Europabeauftragten verfügen. in vielen kommunen 

wird diese Funktion zwar dem namen nach vergeben, 

ist de facto aber in der verwaltungshierarchie an 

 unterschiedlichen stellen angesiedelt und wird mit 

weiteren aufgabenbereichen verknüpft. in münster 

fungiert der amtsleiter des büros für internationales, 

Europa und städtepartnerschaften als Europabeauf-

tragter. in leverkusen ist eine referentin des stadt-

kämmerers mit der aufgabe der Europabeauftragten 

betraut. in andernach übernimmt eine büroleiterin 

dieses amt. in den allermeisten kleineren kommunen 

und mittelgroßen städten gibt es keine person, die 

diesen titel führt.

die antwort der stadt mühlheim a. d. r. stellt einen 

interessanten ausnahmefall dar: der bereich Europa-

angelegenheiten wurde hier an ein public private 

partnership zwischen der stadt und dem mühlheimer 

unternehmerverband ausgelagert, der sogenannten 

„wirtschaftsförderung mühlheim a. d. r. & business 

gmbH”. öffentlich-private partnerschaften sind ver-

traglich vereinbarte kooperationsprojekte zwischen 

öffentlichen stellen und privatwirtschaftlichen unter-

nehmen. die arbeitsteilung solcher projekte sieht in 

der regel so aus, dass die privatwirtschaftliche seite 

für die inhaltliche und leistungsorientierte bearbeitung 

von prozessen die verantwortung trägt, wohingegen 

die öffentliche seite sicherstellt, dass die gemeinwohl-

orientierte zielsetzung berücksichtigt wird. die public 

private partnerships stellen in vielen bereichen ein 

 bewährtes instrument zur Entlastung des öffentlichen 

sektors dar. das outsourcing von komplizierten an-

tragsverfahren in solche public private partnerships 

könnte gerade für kleinere kommunen mit weniger 

gut geschultem personal eine sinnvolle möglichkeit 

darstellen, um besser organisiert mehr projektmittel 

abrufen zu können.

neben der verwaltungstechnischen lokalisierung von 

Europakompetenzen wurden die kommunen auch  

dazu befragt, inwiefern sie ihr Personal für „fit” in 

 europäischen angelegenheiten (beispielsweise bei  

der beantragung von Eu-Fördergeldern) halten. das 

meinungsbild zu dieser Frage erbrachte als Ergebnis, 

dass mit elf knapp die Hälfte von 24 kommunen die 

eigenen verwaltungsmitarbeiter für nicht „hinreichend 

fit” halten. Ein Viertel der Kommunen gab sich in 

 dieser Frage indifferent und nur sieben kommunen 

halten ihre mitarbeiter in diesem bereich für kompe-

tent aufgestellt: aachen (stadt), bonn, boppard, 

 dortmund, Essen, krefeld und mühlheim a. d. r. mit 

der ausnahme boppards sind es vor allem die größe-

ren Städte, die ihr Personal für ausreichend qualifiziert 

in der Europaarbeit erachten. da man bei der gleichen 

Fragen stets davon ausgehen darf, dass das phäno-

men der sozialen Erwünschtheit bei der beantwortung 

eine gewisse  rolle spielt, ist dieses Ergebnis doch  

sehr frappierend und verweist auf ein offenkundiges 

Kompetenzdefizit in den Kommunen mit Blick auf die 

Fördermöglichkeiten der Eu. 

auf die Frage hin, wie sich die verwaltungsmitarbeiter 

über die Fördermöglichkeiten der Eu informieren, 

konnten in einem freien Feld angaben gemacht wer-

den. diese möglichkeit wurde von den allermeisten 

kommunen genutzt. die mit zwölf nennungen am 

häufigsten angeführte Informationsform war die Teil-

nahme an vorträgen, netzwerktreffen, seminaren und 

Fortbildungen. weiterhin elf mal wurde angegeben, 

Ja

Werte in Prozent

Weder nochNein

29,17

45,83

25,00

Halten sie die mitarbeiter in ihrer verwaltung insgesamt 
für „fit” in europäischen Angelegenheiten  
(wie z. b. bei der beantragung von Fördergeldern)?
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dass sich die mitarbeiter direkt an ihre ansprech-

partner und kontaktpersonen auf den verschiedenen 

 Ebenen, sei es national, beim land oder bei der 

 bezirksregierung wenden. interessanterweise wurde 

kein einziges mal eine direkte kontaktierung der 

 europäischen Ebene erwähnt. Ebenfalls elfmalige Er-

wähnung fanden die begriffe websites/internet, auf 

denen sich die mitarbeiter durch klassische recherche 

kundig machen. neun mal wurden behördeninterne 

oder von außen kommende newsletter angegeben, 

die als hilfreiche informationsquelle dienen. relativ 

selten fanden amtsleiterkonferenzen und andere 

 besprechungsrunden Erwähnung. in Essen erfolgt 

eine auswertung des pressedienstes der Eu. Essen  

ist auch die einzige aller befragten kommunen, die  

in diesem Feld auf die leitfäden der Eu zur Förder-

politik hinwies. dies scheint bislang ein kaum bis gar 

nicht genutztes mittel für die allermeisten kommunen 

zu sein. auffallend ist darüber hinaus, dass in der 

tendenz vor allem die größeren kommunen ihre 

 mitarbeiter über seminare, vorträge und ähnliche 

Fortbildungsformate schulen lassen; bei den mittleren 

und kleineren der befragten kommunen überwiegen 

demgegenüber die direkten kontakte zu den regio-

nalen und überregionalen dienststellen. 

Bedeutung der KohäsionspolitiK

von der grundsätzlichen Ebene der überwiegenden 

zustimmung zum europäischen integrationsprozess 

und dem heterogenen bild bezüglich der jeweiligen 

verwaltungstechnischen ansiedelung von Europaange-

legenheiten mit den entsprechenden kompetenzpro-

filen wurden die Kommunen sodann spezifischer nach 

der bedeutung der Förderpolitik als solcher befragt.

 

15 kommunen geben an, dass der stellenwert der 

Europäischen union in inhaltlicher Hinsicht in den 

 vergangenen Jahren eher gestiegen sei, was einem 

prozentanteil von 62,5 prozent entspricht. sechs 

kommunen waren der auffassung, der stellenwert  

sei eher gleich geblieben. lediglich zwei ausreißer  

aus rheinland-pfalz weichen von diesem generellen 

meinungsbild ab und geben an, dass der stellenwert 

eher gesunken sei, wobei wenig überrascht, dass es 

sich bei den beiden ausnahmen nicht um größere 

städte handelt, für die das thema Europa, so der 

 tenor der umfrageergebnisse insgesamt, doch eine 

deutlich größere rolle zu spielen scheint. im lichte 

dieses meinungsbildes danach befragt, ob mit dem 

gestiegenen stellenwert der Europäischen union in 

 inhaltlicher Hinsicht auch ein aufwuchs in personeller 

Hinsicht verbunden gewesen sei, bejahten dies nur 

noch 25 prozent der kommunen. mit 14 kommunen 

gab eine mehrheit von 58,3 prozent an, dass der mit 

Europa befasste personalbestand gleich geblieben ist. 

insgesamt lassen die umfrageergebnisse den vorsich-

tigen schluss zu, dass die personelle ausstattung der 

in den kommunen mit Europa befassten mitarbeiter 

der inhaltlich gestiegenen bedeutung von Europa ein 

stück weit hinterherhinkt.

auf die Frage hin, wie sich die aufmerksamkeit der 

Eu in richtung kommunaler Ebene in den vergange-

nen Jahren entwickelt habe, ergibt sich ein hetero-

genes bild: ungefähr ein drittel gibt an, die aufmerk-

samkeit habe zugenommen, ein weiteres drittel gibt 

an, die aufmerksamkeit habe abgenommen und das 

letzte drittel ist der auffassung die aufmerksamkeit 

sei gleich geblieben. offenkundig handelt es sich 

 hierbei um eine Frage, die sehr stark auf den indi vi-Große
Bedeutung

Werte in Prozent
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welche bedeutung messen sie den Fördermitteln  
der Eu für die Entwicklung ihrer kommune bei? 
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27,27
9,09
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ist der stellenwert der Eu in ihrer kommune  
in den vergangenen 5 bis 10 Jahren eher gestiegen,  
eher gesunken oder gleich geblieben? 
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duellen, subjektiven Eindruck des jeweiligen 

 antwortenden abstellt, wodurch keine generellen 

schlussfolgerungen gezogen werden können. 

erfahrungen mit der Kohäsions-

politiK

im lichte der Erkenntnisse zur grundsätzlichen 

 bedeutung der kohäsionspolitik waren ein weiterer 

zentraler bestandteil der umfrage die Erfahrungs-

werte mit den verschiedenen Förderinstrumenten  

in der vergangenheit. dazu war es zunächst wichtig, 

herauszufinden, welche der angeschriebenen Kom

munen möglicherweise noch nie Fördergelder von der 

Eu erhalten haben. immerhin 22 von 24 kommunen 

konnten bereits mindestens einmal Fördergelder der 

Eu akquirieren. Es gab hier lediglich zwei ausnah-

men: zum einen die kommune wörth a. r., die zwar 

schon einmal Fördermittel beantragt, jedoch nicht 

 erhalten hat und zum anderen die stadt remagen, 

die als einzige noch nie Fördermittel beantragt hat.  

in dem entsprechenden Fragebogen heißt es dazu: 

„wir befassen uns damit bisher nicht.” insofern muss 

die stadt remagen im rahmen der untersuchungser-

gebnisse als ausnahmefall betrachtet werden. immer-

hin lässt sich aus der umfrage bei aller gebotenen 

 vorsicht der stichprobenziehung der befund ableiten, 

dass zwar die allermeisten kommunen mit den Förder-

möglichkeiten der Eu vertraut sind, dass es aber auch 

heute, in der Förderperiode 2014 bis 2020, noch immer 

kommunen gibt, die mit den möglichkeiten der euro-

päischen kohäsionspolitik entweder nicht vertraut sind 

bzw. diese europäische Förderpolitik sogar für sich ab-

lehnen. immerhin deutet das wörtchen „bisher” darauf 

hin, dass die stadt remagen es für die zukunft nicht 

ausschließt, sich an Förderprogrammen zu beteiligen.

gefragt nach der inanspruchnahme der verschiedenen 

Förderinstrumente ergibt sich in der verteilung ein 

recht eindeutiger befund: Fördermittel aus dem EsF 

und dem EFrE wurden mit jeweils 83,3 prozent von 

den allermeisten kommunen in anspruch genomme-

nen, womit diese beiden Fonds deutlich an der spitze 

liegen. danach folgen mit einem gewissen abstand die 

aktionsprogramme, an denen die Hälfte der befragten 

kommunen schon einmal partizipiert hat. von unterge-

ordneter bedeutung scheint der ElEr zu sein, aus dem 

mit bitburg, bonn, boppard und krefeld lediglich vier 

der befragten kommunen schon einmal mittel bezogen 

haben. dies erklärt sich einerseits aus der tatsache, 

dass es sich mit ausnahme von bonn sämtlich um 

kommunen handelt, die größtenteils in tendenziell  

eher ländlich geprägten regionen mit einem starken 

agrarsektor beheimatet sind, und andererseits damit, 

dass der ElEr, nachfolger des Europäischen ausrich-

tungs- und garantiefonds für die landwirtschaft, erst 

seit dem Jahr 2007 gelder ausschüttet. 

Einige kommunen benannten konkrete programme,  

die für ihre zwecke von besonderer relevanz sind: 

 diese beziehen sich zum allergrößten teil auf die 

 bereiche bildung und Forschung, wie etwa Horizon 

2020, ein Förderprogramm für Forschung und inno-

vation, oder Erasmus+ und Jugend in aktion, die die 

persönliche und berufliche Entwicklung von Jugend-

lichen adressieren, sowie auf den bereich klima und 

Energie, wie beispielsweise das programm intelligent 

Energy Europe. interessanterweise sind es vor allem 

die rheinland-pfälzischen, mithin also die im vergleich 

etwas kleineren kommunen, die in dem hier zur ver-

fügung stehenden freien Feld kaum angaben gemacht 

haben. dies könnte ein Hinweis darauf sein, dass das 

verzweigte Geflecht der Fördermöglichkeiten in den 

größeren kommunen eher bekannt ist als in kleineren 

kommunalverwaltungen.

Ja

Gesamt – Werte in Prozent

Beantragt, 
aber nicht erhalten

Noch nie 
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91,67

4,17 4,17
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Nein

86,96

13,04
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Fördermittel aus EFRE-Fonds erhalten:

Nein

86,96

13,04

Hat ihre kommune in der vergangenheit schon einmal 
Fördergelder der Eu erhalten (z. b. aus den Fonds EFrE, 
EsF, ElEr)?
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proBleme mit den antragsVerfahren

bei der Frage nach den Erfahrungen mit den antrags-

verfahren sticht ein klarer befund sofort ins auge:  

Es überwiegen eher negative Einschätzungen. 62,5 

prozent der kommunen geben an, dass sie die ver-

ständlichkeit des antragsverfahrens als eher negativ 

bewerten. mit bonn, dortmund und krefeld hält ledig-

lich eine bescheidene anzahl von drei kommunen die 

antragsverfahren für verständlich. 

noch deutlichere kritik entzündet sich am zeitauf-

wand und den vorgegebenen Fristen. dieser aspekt 

wird von 83,3 prozent der kommunen eher negativ 

beurteilt und lediglich zwei kommunen bewerten den 

vorgesehenen zeitaufwand als eher positiv. Es sind 

auch hier wieder die städte bonn und dortmund, die 

den antragsverfahren ein gutes zeugnis ausstellen, 

krefeld beurteilt diesen aspekt anders als bei der 

 verständlichkeit eher negativ. die antragsbearbeitung 

durch die Eu wird von 41,7 prozent eher negativ 

 eingeschätzt; auch in diesem Fall sind es lediglich 

zwei kommunen, die ein eher positives urteil fällen: 

bonn und krefeld. dortmund, das die beiden vorge-

nannten items positiv bewertet hatte, antwortete 

diesbezüglich „weder positiv noch negativ”. bonn ist 

somit die einzige aller befragten kommunen, die an-

gibt, in sämtlichen der drei erfragten bereiche des 

antragsverfahrens positive Erfahrungen gemacht zu 

haben. gemeinsam mit krefeld und dortmund, die 

 jeweils einen bzw. zum teil mehrere der abgefragten 

items eher positiv bewerten, sind es sämtlich eher 

größere kommunen, die (verhalten) positiv auf diese 

Fragen reagiert haben. dies könnte möglicherweise 

darauf hindeuten, dass im grunde nur größere kom-

munalverwaltungen wirklich „zufriedenstellend” bis 

„gut” mit den antragsverfahren zurechtkommen. 

noch viel deutlicher zeichnet sich als befund jedoch 

ab, dass keine der kleineren befragten kommunen 

sich auch nur bei einem der abgefragten teilaspekte 

zu einer positiven Einschätzung durchringen konnte. 

Fokussiert auf die Frage „sehen sie konkrete pro-

bleme für kommunen mit den Fördermitteln der Eu?” 

wurde von 20 der 24 kommunen in den zurückge-

sandten Fragebögen ein „Ja” angekreuzt. diejenigen 

kommunen, die die Frage nach konkreten problemen 

bejahten, wurden in einem offenen Feld darum 

 gebeten, diese kurz zu benennen bzw. zu skizzieren. 

20 kommunen machten von dieser möglichkeit ge-

brauch: das bild, das sich aus den antworten ergibt, 

ist dabei relativ eindeutig: 

1. der unverhältnismäßig hohe bürokratische auf-

wand bei der beantragung und abrechnung von För-

dermitteln scheint das vordringlichste ärgernis für  

die Kommunen zu sein. 19 Kommunen identifizieren 

diesen bereich als das zentrale problem, das in den 

allermeisten Fällen auch an erster stelle genannt 

wird. interessant ist auch, dass diese problematik in 

den allermeisten der rückgesandten bögen in knapper 

Eher positiv

Verständlichkeit – Werte in Prozent

Weder positiv 
noch negativ

Eher negativ

13,04

65,22

21,74
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wie würden sie ihre Erfahrungen in den verschiedenen 
schritten des antragsverfahrens für Eu-Fördermittel 
 bewerten?
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sehen sie konkrete probleme für kommunen  
mit den Fördermitteln der Eu?
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Form substantiviert und ohne weitere Erläuterungen 

angegeben wird. bei den anderen problemen wird 

häufiger der ausführliche Hintergrund erläutert.  

der ärger über den hohen bürokratischen aufwand 

scheint insofern den status eines common sense in 

den meisten der befragten kommunen zu genießen. 

Es wird beklagt, dass die inhaltliche projektarbeit 

 unter den unverhältnismäßig hohen formalen anfor-

derungen zu leiden habe. aufwand (bei der antrag-

stellung) und Ertrag (in der zuschusshöhe) stünden  

in keinem angemessenen verhältnis zueinander.  

Allzu kleinteilig erscheint die Dokumentationspflicht, 

die verfahren werden wahlweise als „überbürokra-

tisiert” (remscheid), „komplex” (Herne) und „um-

ständlich” (wittlich) angesehen. ganz besonders 

deutlich fällt das verdikt im Fragebogen aus alzey 

aus: „Eu-Förderung ist ein bürokratischer moloch!”

2. Das am zweithäufigsten genannte Problem ist  

der personalaufwand bei der antragsstellung und der 

verfahrensbegleitung, auf das immerhin noch zehn 

kommunen verweisen. damit verbindet sich auch  

das grundsätzliche Problem, dass gerade den finanz-

schwachen Kommunen häufig das Geld fehlt, um 

 ausreichend qualifiziertes Personal zu beschäftigen, 

das vor allem oder bestenfalls ausschließlich mit  

dem Fördermittelmanagement betraut ist bzw. das 

vorhandene personal dazu zu motivieren, sich in  

diese komplexe thematik einzuarbeiten. gleiches gilt 

für die bereitstellung von mitteln für entsprechende 

schulungsangebote. viele Handbücher und leitfäden 

der Eu, so liest man in der antwort aus köln, seien  

in sehr bürokratischem Englisch verfasst. gerade 

 größere programme wie Horizon 2020 oder interreg 

erforderten umfangreichere personelle kapazitäten 

und hervorragende Fremdsprachenkenntnisse, was 

für kleinere kommunen nicht leistbar sei. die stadt 

münster klagt in diesem zusammenhang gar über 

„Begriffserfindungen” in komplexem BürokratieEng-

lisch. diese Herausforderungen führen in der summe 

bei den meisten kommunalverwaltungen zu einer 

 Haltung, die im antwortbogen der stadt bonn präg-

nant auf den punkt gebracht wird: „Europa-projekte/

mitarbeit in europäischen projekten erscheinen oft 

 unter der rubrik ‚nice to have’ statt ‚must do’ ”.

3. weiterhin geben sieben kommunen an, die not-

wendigkeit der KoFinanzierung für finanzschwache 

kommunen stelle eine große Herausforderung dar. 

vielen hochverschuldeten kommunen ist es schlicht 

nicht möglich, die erforderlichen Eigenanteile bei der 

Finanzierung aufzubringen. ganz besonders proble-

matisch ist es für kommunen, die unter Haushalts-

sicherungskonzepten stehen, einen 50-prozentigen 

 Eigenanteil für projekte aufzubringen. in der theorie 

steht die idee der ko-Finanzierung ja durchaus im 

 Einklang mit den die Förderpolitik tragenden grund-

prinzipien der solidarität und der subsidiarität, aller-

dings bewirken diese regelungen in der konkreten 

 Praxis, dass es finanzschwachen Kommunen schlicht-

weg unmöglich gemacht wird, an den vorteilen der 

 kohäsionspolitik partizipieren können. aus sicht der 

betroffenen kommunen muss dies wie eine doppelte 

bestrafung wirken, da sie sich als vermutlich beson -

ders bedürftige vor allzu hohe zugangsbarrieren zu 

den europäischen Fördertöpfen gestellt sehen.

4. das abrechnungsverfahren beurteilen sechs 

 kommunen als problematisch. die stadt aachen weist 

in diesem  zusammenhang auf die problematik von 

 entstehenden Finanzierungslücken zwischen zwei För-

derperioden hin. Eine weitere Herausforderung wird 

von der stadt remscheid ausführlich skizziert: „[d]ie 

Bereitstellung der Mittel aus EU und der Kofinanzie-

rungsmittel von bund und land werden projektbezogen 

nicht über die programmjahre verteilt so zur verfügung 

gestellt, dass sie bedarfsgerecht und zeitnah von den 

kommunen abgerufen werden können. Ein direkter mit-

telabruf nur von Eu-mitteln für ein projekt ist aufgrund 

der Fördersys tematik nicht möglich. Es sind immer 

auch gleichzeitig die prozentualen Kofinanzierungsmit-

tel von bund und land abzurufen. daraus erfolgt ein 

anstau von aus zahlungsresten beim land, da erst die 

Vorfinanzierung durch die Kommune bis zum Schluss 

der projektabschnitte erfolgen und nachgewiesen sein 

muss.” Hier zeigt sich, dass der teufel im detail steckt. 

auch hier führt die grundsätzlich gute idee der ko- 

Finanzierung durch den proportionalen mittelabruf zu 

schwierigkeiten bei der konkreten umsetzung.

neben diesen vier Hauptproblemen wurden noch 

 weitere aspekte genannt: so beklagen dortmund und 

Essen die anpassung der Förderrichtlinien an landes-

recht. vorschriften des landes nrw, so wird von Essen 

ausgeführt, behinderten zum teil die Eu-Förderung, 

etwa durch die nichtanerkennung von personalkosten 

im rahmen der EFrE-beantragung. aus Essen wird 

 ferner auf probleme bei der umsetzung der integrierten 

Handlungskonzepte hingewiesen, da es bei diesen 

 wegen der sektoralen bearbeitung durch verschiedene 

ministerien zu reibungsverlusten kommt. von der 

kommune andernach wird die mindestbetragsregelung 

bei rückförderungen kritisiert, in bitburg hält man die 

sanktionsregelungen im rahmen der schlussabrech-

nung für nicht notwendig und von wittlich wird das 

umständliche monitoring während der Förderphase 
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 moniert. der Frust vieler kleiner kommunen wird 

 exemplarisch in einer meinungsäußerung aus ingel-

heim a. r. deutlich, in der es heißt, die kommunen 

hätten in der Eu-bürokratie keine lobby und würden 

dementsprechend behandelt.

von den verschiedenen problemen, die sich aus der 

konkreten umsetzung der antragsverfahren ergeben, 

zu trennen ist die Frage nach der grundsätzlichen 

sinnhaftigkeit der Fördermaßnahmen als solchen. um 

auch in diese richtung ein meinungsbild zu erheben, 

enthielt der bogen, bewusst im anschluss an das auf-

zählen der probleme auch die nachfrage, welche be-

deutung die jeweilige kommune den Fördermitteln der 

Eu für die Entwicklung ihrer kommune beimisst. zwölf 

der 24 kommunen gaben an, dass sie den Fördermit-

teln eine eher große bedeutung beimessen, weitere 

zehn kommunen setzten ihr kreuz bei „eher klein”. 

selbst wörth a. r., das ja als eine von zwei kommu-

nen noch nie Fördermittel erhalten hat, misst den Eu-

Fördertöpfen zwar nur eine eher kleine, aber immer-

hin doch eine bedeutung bei. lediglich eine kommune 

aus rheinland-pfalz gab an dieser stelle an, dass die 

Eu-mittel keine relevanz für ihre Entwicklung hätten. 

dieser statistische ausreißer vermag den gesamtbe-

fund kaum zu trüben, dass, ungeachtet aller probleme 

im detail, die prinzipielle nützlichkeit der Eu-kohä-

sionspolitik nicht ernsthaft in Frage gestellt wird.

KommuniKation im europäischen 

 mehreBenensystem

die kommunikation mit den zuständigen stellen auf 

der Ebene der Eu wird von aachen (stadt), bielefeld, 

bonn, köln und krefeld positiv beurteilt, was ca. 

einem Fünftel der befragten kommunen entspricht. 

Ein viertel bezeichnet sie als eher negativ, die übri-

gen elf kommunen geben an, sie hätten keinerlei 

kommunikation gehabt. auch hier ist wieder augen-

fällig, dass es in der tendenz größere städte sind, die 

die kommunikation mit der Eu als positiv beurteilen. 

die kommunen, die angeben, keine kommunikation 

gehabt haben, sind überwiegend die mittelgroßen und 

kleineren. in diesen scheint eine deutlich größere 

 Ferne zur brüsseler bürokratie empfunden zu werden.

mit blick auf die Ebene der bundesrepublik deutsch-

land fällen mit bitburg, bonn, bottrop, köln, krefeld 

und wörth a. r. sechs kommunen ein eher positives 

urteil. Fünf kommunen stellen der bundesebene ein 

eher negatives zeugnis aus: auch hier sind es in der 

tendenz eher die kleinen kommunen, die erneut an-

geben, keinerlei kommunikation mit der Eu gehabt  

zu haben. 

der kommunikation mit dem jeweiligen bundesland 

wird insgesamt ein deutlich besseres zeugnis ausge-

stellt: Hier ist es immerhin die Hälfte der kommunen, 

die im Fragebogen die option „eher positiv” ange-

kreuzt haben. die meinungen halten sich also quer  

zu den bundesländern die waage: sowohl rheinland-

pfalz als auch nordrhein-westfalen bekamen sowohl 

eher positive als auch eher negative beurteilungen, 

aus denen sich keinerlei statistische Häufungen ab-

leiten lassen. 

Eher positiv

Ebene der EU – Werte in Prozent

Keine 
Kommunikation 

Eher negativ

21,74
26,09

52,17

Eher positiv

Ebene des Bundes – Werte in Prozent

Keine 
Kommunikation 

26,09

52,17

Eher positiv

Ebene des Bundeslandes – Werte in Prozent

Keine 
Kommunikation

54,55

18,18

Eher negativ

21,74

Eher negativ

27,27

Eher positiv

Ebene der Regierungspräsidien – Werte in Prozent

Keine 
Kommunikation 

52,17

30,43

Eher negativ

17,39

wie würden sie die kommunikation mit den  
zuständigen stellen auf den verschiedenen Ebenen  
beim antragsverfahren für Eu-Fördermittel bewerten?
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in teilen kongruent ist das bild auf der landesebene 

mit der Ebene der regierungspräsidien: auch hier 

 urteilt etwa die Hälfte der kommunen eher positiv; 

aachen (stadt), alzey, köln und mühlheim a. d. r.  

sehen die kommunikation als eher negativ an und 

andernach, bielefeld, düsseldorf, Herne, ingelheim 

a. r., mayen und wittlich haben keine kommunikation 

mit den regierungspräsidien gehabt. auch in diesem 

bereich konnten keine unterschiede zwischen den 

beiden bundesländern festgestellt werden. 

 

aus dem insgesamt recht heterogenen bild zur beur-

teilung der kommunikation mit den verschiedenen  

mit der Förderpolitik befassten Ebenen kann unter 

dem strich als vorsichtiger befund formuliert werden: 

Je näher die zur rede stehende Ebene den kommu-

nen steht, desto positiver wird die kommunikation 

beurteilt. umgekehrt: Je weiter die jeweilige Ebene 

von den kommunen entfernt ist, desto größer ist die 

wahrscheinlichkeit, dass überhaupt keine kommuni-

kation stattgefunden hat. 

KommuniKation mit den Bürgern

neben der kommunikation zwischen den kommunen 

und den verschiedenen stellen im europäischen mehr-

ebenensystem ist die kommunikation mit den bürgern 

von zentraler bedeutung. 17 kommunen gaben an, 

dass sie ihre Bürger über die EUkofinanzierten Pro-

jekte informieren. von der möglichkeit, im rahmen 

des Fragebogens, die konkreten kommunikations-

formen zu benennen und kurz zu skizzieren, machten 

viele Kommunen Gebrauch. Die am häufigsten ge-

nannten antworten waren veranstaltungsformate wie 

bürgerversammlungen, runde tische, projektinfo-

veranstaltungen oder die repräsentation auf messen. 

immer wieder wird auch auf die presseberichterstat-

tung in den lokalen medien hingewiesen, die zum teil 

über schlichte pressemitteilungen, gelegentlich auch 

über eigens anberaumte pressekonferenzen mit infor-

mationen versorgt werden. auch die zurverfügung-

stellung entsprechender informationen im internet, 

sei es auf den seiten der jeweiligen kommunalverwal-

tung, sei es in eigens dafür eingerichteten websites, 

wird häufig angegeben. Neben den Möglichkeiten des 

internets sind klassische Flyer, plakate, aushänge  

und Broschüren nach wie vor häufig verwendete Kom-

munikationsinstrumente. Ebenfalls oft werden ange-

brachte Hinweisschilder und tafeln an der konkreten 

baumaßnahme bzw. dem jeweiligen infrastrukturpro-

jekt genannt. Hinzu kommt auch die von der Eu vor-

geschriebene verwendung von logos in verschiedenen 

publikationen wie etwa in Jahresberichten und in 

 werbematerialien. in einem Fall (remscheid) wurde 

auch die bearbeitung direkter anfragen aus der bür-

gerschaft unter die einschlägigen kommunikations-

maßnahmen subsummiert. besonders professionell 

aufgestellt scheint das kommunikationsmanagement 

der stadt Essen: neben einer eigenen Homepage mit 

dem link www.europa.essen.de und eigens konzi-

pierten ausstellungen, wie zum beispiel „Essen kann 

Europa”, werden hier auch Filme über die EUkofinan-

zierten projekte erstellt sowie vortragsformate an 

schulen und anderen Einrichtungen angeboten. ins-

gesamt fällt ins auge, dass vor allem die größeren 

kommunen sich im bereich der informationsveranstal-

tungen engagieren, während sich die kleineren kom-

munen zumeist auf das anbringen von projekttafeln 

und, wenn überhaupt, auf die Herausgabe von presse-

mitteilungen beschränken.

in sechs kommunen gaben die verantwortlichen an, 

keine kommunikation gegenüber den bürgern vorzu-

nehmen. Hier lässt sich nun kein spezifisches Muster, 

etwa entlang der lage oder hinsichtlich der größe der 

kommunen ausmachen. sowohl größere als auch klei-

nere städte in rheinland-pfalz und in nordrhein-west-

falen verfügen entweder nicht über die notwendigen 

ressourcen für adäquate kommunikationspolitik, oder 

aber sind von deren sinnhaftigkeit nicht überzeugt.

im anschluss an die Frage nach den verschiedenen 

kommunikationsformen wurde auch erhoben, ob eine 

Evaluation des kommunikationsmanagements erfolgt. 

dies war lediglich in vier kommunen der Fall, wobei zu 

konstatieren ist, dass es sich nicht bei allen genannten 

maßnahmen im engeren sinne um Evaluationen han-

delt. die stadt Essen scheint hier wie in vielen ande-

ren bereichen sehr professionell organisiert zu sein. in 

der ruhrmetropole erfolgt eine Evaluation im rahmen 

des Europe direct-informationszentrums. der Jahres-

bericht dokumentiert und evaluiert alle aktivitäten. 

mühlheim a. d .r. wiederum gab in dem Fragebogen 

an: „die resonanz auf die kommunikation über Eu-

aktivitäten durch die medien wird in Form eines pres-

sespiegels bei der stadtverwaltung und bei der wirt-

schaftsförderung erfasst.” in krefeld tauscht sich der 

Europabeauftragte mit den projektverantwortlichen 

aus und es werden der ablauf und die Ergebnisse von 

veranstaltungen besprochen, was unter die kategorie 

regelmäßiges monitoring sowie super- und intervision 

gefasst werden kann. wie oben geschildert, ist mühl-

heim a. d. r. die einzige der befragten kommunen, die 

ihre Europaarbeit an eine öffentlich-private partner-

schaft übertragen hat, welche für sie die Evaluations-

arbeit übernimmt. Ein pressespiegel ist zur resonanz-
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erfassung von projekten sicher ein probates mittel, 

müsste jedoch noch um weitere flankierende Evalua

tionsmaßnahmen ergänzt werden. 

in diesem bereich scheinen also in den allermeisten 

Kommunen Defizite zu bestehen. Es vermag kaum zu 

überraschen, dass es einmal mehr die größeren kom-

munen, und von diesen bei weitem nicht alle, sind, 

die eine regelmäßige Evaluation betreiben. Es fehlen 

an dieser stelle, wie in vielen anderen bereichen 

auch, die notwendigen ressourcen, um Evaluations-

prozesse, die naturgemäß aufwändig im bereich der 

Erhebung und schwierig im bereich der maßnahmen-

ableitung sind, sinnvoll durchführen zu können.

zuKunft der Beantragung

der bogen schloss mit der bilanzierenden Fragestel-

lung ab: „nach den Erfahrungen, die sie bei der 

 beantragung oder dem Erhalt von Eu-Fördermitteln 

gemacht haben: würden sie wieder Eu-Fördermittel 

beantragen?” 14 kommunen (58,3 prozent) beant-

worteten diese Frage für sich mit einem deutlichen 

„ja, bestimmt”. weitere sechs kommunen (25 pro-

zent) setzten ihr kreuz bei der etwas abgeschwächten 

antwortmöglichkeit „ja, vermutlich”. Eigentlich war 

bei den antwortmöglichkeiten in den Fragebögen an 

dieser stelle kein offenes Erläuterungsfeld vorgese-

hen. Es ist dennoch interessant, dass einige verant-

wortliche diese Frage dazu nutzten, ihre grundsätz-

liche bejahung mit einem einschränkenden Hinweis zu 

versehen. so wurde auf dem Fragebogen aus münster 

neben „ja, vermutlich” noch zusätzlich handschriftlich 

ergänzt: „in der Hoffnung auf einen erfolgreichen 

lernprozess”. noch deutlicher wird der bogen aus al-

zey, auf dem neben „ja, vermutlich” die Hinzufügung 

– „wenn auch mit fadem beigeschmack” – erfolgte.

 

lediglich drei kommunen verneinen diese Frage: 

remscheid, wittlich und ingelheim a. r. die beiden 

letztgenannten kommunen haben auf die Fragen nach 

der beurteilung der Erfahrungen mit dem antragsver-

fahren sowie der kommunikation mit den verschie-

denen stellen auf den unterschiedlichen Ebenen na-

hezu durchweg „eher negativ” bzw. „keine kommuni-

kation gehabt” angekreuzt, sodass hier der Frust über 

die umständlichkeit der antragsverfahren wohl dafür 

verantwortlich ist, dass die betreffenden kommunen 

in zukunft keine mittel mehr beantragen wollen. die 

stadt remscheid ist weiter oben ja bereits in bezug 

auf die probleme, die sich aus dem abruf der mittel 

von den unterschiedlichen stellen ergeben, ausführ-

lich zitiert worden. dies scheint für die verantwort-

lichen vor ort der Hauptgrund dafür zu sein, sich in 

zukunft nicht mehr an der Förderpolitik beteiligen zu 

wollen. remagen, das sich ja nach eigenem bekunden 

als einzige kommune mit der zur rede stehenden 

thematik bisher nicht befasst, verzichtete auch in 

 diesem Fall auf die antwort.

alles in allem ist das sich aus den zahlen ergebende 

meinungsbild durchwachsen. zwar spricht sich unge-

achtet aller problematischen Erfahrungen in der ver-

gangenheit letztlich eine deutliche mehrheit der kom-

munen für eine Fortsetzung der beteiligung an der 

 Kohäsionspolitik aus. Dabei wird jedoch häufig eine 

gewisse skepsis spürbar. dass immerhin drei kommu-

nen auf die finanziellen Potentiale aus der Kohäsions-

politik aufgrund der vielfältigen probleme (und oftmals 

Frustrationen) gleich ganz verzichten wollen, sollte in 

jedem Fall nachdenklich stimmen. gerade in zeiten,  

in denen nicht wenige Kommunen massive finanzielle 

probleme haben, erscheint es äußerst bedenklich, dass 

finanzielle Potentiale von beträchtlichem Umfang nicht 

ausgeschöpft werden – oder, im Falle eines nothaus-

halts, nicht ausgeschöpft werden können. 

1 | Aachen (Stadt), Bielefeld, Bochum, Bonn, Bottrop, Dort-
mund, Duisburg, Düsseldorf, Essen, Gelsenkirchen, Hagen, 
Hamm, Herne, Köln, Krefeld, Leverkusen, Mönchengladbach, 
Mühlheim a . d . R . an der Ruhr, Münster, Oberhausen, Rem-
scheid und Wuppertal . 
2 | Andernach, Bad Kreuznach, Bingen am Rhein, Idar- 
Oberstein, Ingelheim a . R ., Lahnstein, Mayen und Neuwied .
3 | Alzey, Bad Dürkheim, Bad Neuenahr-Ahrweiler, Bendorf, 
Bitburg, Boppard, Germersheim, Grünstadt, Kirn, Remagen, 
Schifferstadt, Sinzig, Wittlich und Wörth am Rhein .
4 | Aachen (Stadt), Bielefeld, Bonn, Bottrop, Dortmund, Düs-
seldorf, Essen, Herne, Köln, Krefeld, Leverkusen, Münster, 
Mühlheim a . d . R . an der Ruhr und Remscheid .
5 | Alzey, Andernach, Bitburg, Bendorf, Boppard, Ingelheim 
a . R ., Mayen, Rema

Ja, 
bestimmt

Werte in Prozent

Nein, 
eher nicht

Ja, 
vermutlich

60,87

26,09

13,04

nach den Erfahrungen, die sie bei der beantragung  
oder dem Erhalt gemacht haben:  
würden sie wieder Eu-Fördermittel beantragen?
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Europaskeptische und europafeindliche parteien ha-

ben in der Europäischen union in den vergangenen 

Jahren verstärkt zulauf erfahren. Hat die Eu ein 

 problem zu vermitteln oder zu erklären, welche 

 positiven Folgen – wirtschaftlich, kulturell, sicher-

heitspolitisch – das „projekt Europa” ganz konkret  

für die bürger hat? 

Voss: Ja, dieses Problem hat die EU . Von 1994 bis 

2000 war ich Bürgerberater der EU-Kommission in 

Bonn, und seitdem setze ich mich ganz zwangsläufig 

mit der Vermittlung und dem Erklären von „Europa” 

auseinander . Meine Beobachtung war damals und  

ist heute: Die allermeisten Bürger finden „Europa” 

 irgendwie gut und nehmen die Annehmlichkeiten 

auch als selbstverständlich wahr . Aber am Ende 

braucht es doch meistens einen konkreten Anlass, 

eine unmittelbare Betroffenheit des Bürgers, damit 

sich dieser mit „Europa” auseinandersetzt . 

Die EU macht sehr viel Öffentlichkeitsarbeit, und  

die Mehrheit der Europaabgeordneten tut auch was 

sie kann, sei es nun über Newsletter, Facebook oder 

Twitter . Es bleibt allerdings dabei: Man erreicht 

 eigentlich immer nur diejenigen, die ohnehin bereits 

interessiert sind . 

Dies ist ein allgemeines Phänomen politischer 

 Öffentlichkeitsarbeit, aber im Kontext „Europa”  

wird es noch deutlicher .

Es gibt viele städte und gemeinden in deutschland, 

die kritisieren, dass die Europäische Ebene die kom-

munale Ebene nicht im blick habe, und ihr zu wenig 

aufmerksamkeit schenke. sehen sie das als jemand, 

der in brüssel politik macht, auch so? 

Voss: Das scheint bei manchen Themen tatsächlich 

so zu sein, ja . Beim Prozess der Gesetzgebung wird 

nach meinem Eindruck zu wenig darauf geachtet,  

ob und wie das Diskutierte und Beschlossene nun  

auf die kommunale Ebene durchschlägt . Das liegt 

 gewiss auch daran, dass immer noch zu wenig 

 Lobbyarbeit von kommunaler Seite gemacht wird . 

Wir als Abgeordnete wissen um die Probleme bei  

uns „zu Hause” in den Kommunen, und dennoch  

bin ich der Meinung, dass die Städte und Gemeinden 

selbst noch deutlicher und lauter bei Angelegenheiten 

vorsprechen müssten, die sie betreffen . Wer sich 

nicht äußert, dem kann auch nicht geholfen werden . 

Dass die kommunalen Strukturen in den europä-

ischen  Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich sind, 

macht die Sache allerdings nicht einfacher . Ich emp-

fehle vor diesem Hintergrund übrigens nicht, dass 

jede Kommune Europas ein Büro in Brüssel haben 

sollte . Das ist die Aufgabe von Netzwerken und den 

jeweiligen Landesvertretungen .

welche bedeutung messen sie den europäischen 

strukturfonds für das zusammenwachsen der euro-

päischen regionen bei? sehen sie hier reform-

bedarf?

Voss: Die Grundidee, die wirtschaftlich schwachen 

Gebiete in der Union zu fördern, ist in jedem Fall 

sinnvoll und sie funktioniert grundsätzlich auch gut . 

Natürlich gibt es dabei trotz aller Kontrolle der  

hohen Summen, die ausgeschüttet werden, auch 

Missbrauch, der sich aber im Rahmen hält . 

Die großen Ziele der Strukturförderungen sind  

vor jeder Förderperiode hart umkämpft, weil sich 

letztlich daraus die Höhe der Gelder für das jeweilige 

Mitgliedsland ableiten lässt . Aber das ist ein zwangs-

läufiger Prozess.

Ich glaube, dass wir bei der Strukturpolitik insgesamt 

zu guten Ergebnissen im Sinne eines europäischen 

Zusammenwachsens kommen .

axel Voss mdep 

Stellvertretender Vorsitzender des Rechtsausschusses im Europäischen Parlament 

Berichterstatter der EVP-Fraktion für Datenschutz 

im gespräch: 

„nicht jede kommune sollte in brüssel  
ein büro haben.” 
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Erachten sie es eigentlich als sinnvoll, dass die Eu, 

außer bei den aktionsprogrammen, nicht direkter 

 ansprech- und verhandlungspartner für die kommu-

nen ist, sondern die bundes- und landesebene quasi 

zwischengeschaltet sind?

Voss: Ich sehe hier Reibungsverluste, ja, insbeson-

dere was die unterschiedlichen Vorstellungen und 

Ziele von EU und den verschiedenen Bundesländern 

angeht . Am Ende „treffen” diese Reibungsverluste  

die kommunale Ebene . Deswegen halte ich es ganz 

grundsätzlich für sinnvoll einmal darüber nachzuden-

ken, ob nicht mehr Verantwortung von der Bundes- 

und Landesebene direkt auf die Kommunen über-

tragen werden kann .

brauchen kommunen eine eigene verwaltungsstelle 

für Europaangelegenheiten?

Voss: Die Antragsstellung für Fördermittel ist eine 

Wissenschaft für sich und im Grunde braucht man 

ein eigenes Studium, um all die Möglichkeiten zu 

kennen, die sich Kommunen in diesem Kontext 

 bieten . Ein Europabeauftragter kann hier für eine 

Kommune zweifelsfrei ein echter Gewinn sein, denn 

es braucht einfach jemanden, den diese Komplexität 

nicht schreckt . 

Nach meinem Eindruck gibt es noch sehr große 

 Unterschiede zwischen den Kommunen, was das 

 Engagement und das Ausschöpfen von Mitteln 

 angeht .

stellen sie sich vor, ein bürgermeister einer  

deutschen kommune kommt auf sie zu und fragt: 

Herr voss, was bringt Europa meiner gemeinde?  

was würden sie ihm antworten? 

Voss: Das hängt entscheidend davon ab, woher  

er kommt . Dem Bürgermeister einer Kleinstadt  

am Rhein antworte ich, dass die EU u .a . den Hoch-

wasserschutz bei ihm vor Ort mit ermöglicht . Dem 

Ortvorsteher eines Touristenortes würde ich sagen, 

dass er sich durch die EU einen neuen Rad- oder 

Wanderweg kofinanzieren lassen kann. Dem Ober-

bürgermeister einer Großstadt zeige ich auf, dass 

die EU massiv Projekte in der Aus- und Weiter-

bildung fördert . Das sind nur drei Beispiele aus  

der Vielzahl an Möglichkeiten, die „Europa” zur 

 Verfügung stellt . Die Kommunen müssen diese 

 Möglichkeiten nutzen!
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welche rolle spielen die kommunen bei ihrer arbeit 

auf der bundesebene?

farik: Ganz grundsätzlich: Der ESF wird ja vom Bund, 

also uns, und den Ländern umgesetzt . Die grundsätz-

liche Absprache lautet: Der Bund sorgt dafür, dass 

ohnehin benachteiligte Zielgruppen flächendeckend 

von der ESF-Förderung partizipieren können, während 

die Länder gezielt spezifische regionale Problemstel-

lungen adressieren .

Bei den Schwerpunktsetzungen der Förderperioden, 

also den Partnerschaftsprogrammen zwischen der EU 

und Deutschland, spielen die Kommunen insofern für 

uns eine Rolle, als dass wir sie bei der Ausarbeitung, 

besonders in der aktuellen Förderperiode, sehr eng 

eingebunden haben . Es wurden diverse Konsultatio-

nen mit kommunalen Spitzenverbänden durchgeführt 

und um konkrete Stellungnahmen und Ideen insbe-

sondere auch zum Operationellen Programm des 

Bundes gebeten . Das war ein Angebot von Bundes-

seite, das nicht von allen, aber von den meisten 

 angenommen wurde . Ferner sind die Kommunen 

 natürlich bei bestimmten ESF-Bundesprogrammen  

als Zuwendungsempfänger ein wichtiger Akteur und 

Partner, beispielsweise bei der ESF-Integrationsricht-

linie Bund . 

dennoch gibt immer noch viel kritik von kommunaler 

seite, die sich zu wenig gehört und  eingebunden 

fühlt. verstehen sie diese ansicht?

farik: Nein, das sehen wir als Bund anders . Die Pro-

blemlagen und Bedürfnisse der Kommunen sind doch 

sehr unterschiedlich . Wir müssen ja bundesweite 

Richtlinien verabschieden und für ganz Deutschland 

Schwerpunkte entwickeln . Natürlich versuchen wir 

diese so flexibel wie möglich zu gestalten, bspw. über 

Förderrichtlinien bzw . in den Antragsverfahren, damit 

die Antragsteller genügend Spielraum haben, um 

auch den spezifischen regionalen Problemlagen in der 

Umsetzung der Vorhaben vor Ort gerecht zu werden . 

Zudem erfolgt eine konkrete Einbindung relevanter 

Partner auf regionaler und kommunaler Ebene  

im Rahmen des partnerschaftlichen Abstimmungs-

prozesses in der Vorbereitungsphase einzelner ESF-

Programme, wie zum Beispiel BIWAQ und  Jugend 

stärken im Quartier .

gellner: Mit einem Bundesprogramm sind die Pro-

blemlagen der Kommunen einfach schwer zu adres-

sieren . Deswegen ja auch die grundsätzliche Arbeits-

teilung zwischen Bundes- und Landes-ESF . Da sehen 

wir die Länder schon näher an den Problemlagen  

der Kommunen . Man darf den ESF aber auch nicht 

überschätzen. Sicher fließt hier viel Geld, aber im 

Vergleich zu den anderen EU Mitgliedstaaten und 

 nationalen Arbeitsmarktintegrations-Töpfen ist der 

Anteil des ESF doch eher gering . Der ESF hat in 

Deutschland, unter anderem wegen niedriger Arbeits-

losenquote und guter Wirtschaftsdaten, aus finan-

zieller Sicht nicht die Bedeutung wie in anderen 

 EU-Ländern .

sie sind, vor allem weil sie die nationalen programme 

erarbeiten und abstimmen, so etwas wie eine schnitt-

stelle im mehrebensystem von Eu, bund, land und 

kommunen. wir gut funktioniert dieses zusammen-

spiel der Ebenen? 

farik: Die Kooperation zwischen Bund und Ländern 

funktioniert sehr gut . Wir tauschen uns  regelmäßig 

aus, insbesondere was die Abstimmung der jeweiligen 

Förderprogramme untereinander angeht, das heißt 

Vermeidung von Überschneidungen und Gewinn von 

Synergieeffekten . 

schulz-trieglaff: Man muss feststellen, dass sich  

das gesamte europäische Fondssystem immer mehr 

regionalisiert . Die Tendenz ist: Immer weniger Natio-

nalstaat und mehr Regionalisierung . Das kommt auch 

von der EU-Kommission selbst: Sie hat mutmaßlich 

einen größeren Einfluss gegenüber einer Region als 

nora farik, ansgar gellner und stefan schulz-trieglaff 

Mitarbeiter im Referat Europäischer Sozialfonds des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales

im gespräch: 

„die tendenz ist: immer weniger 
 nationalstaat und mehr regionalisierung.”
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gegenüber dem großen Mitgliedsstaat . Beim EFRE 

mag diese Regionalisierung auch sinnvoll sein, aber 

beim ESF, also im Endeffekt eine Regionalisierung  

von Arbeitsmarktpolitik, ist das problematisch . 

die kommunen sagen nach wie vor: die gesamte 

 bürokratie der Förderverfahren ist zu kompliziert,  

gar ein „moloch”. Finden sie das auch?

schulz-trieglaff: Dieses „Moloch” gab es, aber ich 

glaube diese Einschätzungen speisen sich vor allem 

aus Erfahrungen in der Vergangenheit . Wir als Bund 

haben gelernt und lernen weiter dazu . Es wurde 

 sicher über die Jahre, zum Schutz vor Missbrauch,  

ein komplexes, engmaschiges Begleitsystem aufge-

baut . Aber gerade bei der neuen Förderperiode 2014 

bis 2020 haben wir, im Sinne von Bürokratieabbau 

und Vereinfachung, auch noch einmal einen großen 

Schritt gemacht . Hier spielen die Pauschalierungen 

eine ganz große Rolle . Man muss jetzt nicht mehr, 

wie früher, jede einzelne Fahrkarte abrechnen –  

das ist jetzt vom Tisch . 

gellner: Ja, die Abrechnung ist für Fördernehmer  

bei vielen Programmen deutlich vereinfacht worden, 

vor allem da sich die Abrechnung oft auf Personal-  

und Honorarkosten beschränkt und alles Übrige über 

Pauschalen abgerechnet wird . Allerdings muss der 

 Fördernehmer heute mehr als früher kontinuierlich  

Rechenschaft über den Erfolg oder auch Misserfolg  

seines Projekts ablegen . Das ist schon ein Paradig-

menwechsel: Heute geht es viel stärker um die Er-

fassung von Ergebnissen, um den konkreten Output 

der Projekte . 

Der ESF hatte leider übrigens immer schon den Ruf, 

dass er ein Fonds für Spezialisten ist . Es gibt sicher 

einige ESF-Besonderheiten, die es für Antragsteller 

komplizierter machen, aber wenn man die Systematik 

und vor allem die Unterschiede zum normalen deut-

schen Zuwendungsrecht einmal begriffen hat, dann 

sollte es nicht so schwerfallen . Die Anforderungen 

 gehen eigentlich nicht groß über diejenigen hinaus, 

die es bei jedem anderen deutschen Zuwendungs-

projekt auch gibt . Die Prinzipen, die rechtlichen An-

forderungen, sind nicht gar nicht so unterschiedlich .

farik: Ein Problem für Kommunen ist sicher, dass  

wir beim ESF das Erstattungsprinzip haben, das 

heißt, dass Ausgaben erst einmal entstehen müssen, 

bevor eine Erstattung erfolgen kann . Das schließt 

 natürlich einige potentielle Fördernehmer aus, die 

mit der Vorfinanzierung Schwierigkeiten haben. Das 

ist aber das geltende Prinzip beim ESF, auch wenn 

wir dies durch Anschubfinanzierungen und Vorschüs-

se etwas ausgleichen wollen . 

kommen wir abschließend noch zum thema kommu-

nikation. Es gibt in ihrem Haus ein referat, das sich 

ausschließlich um öffentlichkeitsarbeit und kommu-

nikation für den EsF kümmert. dennoch sprechen  

die bekanntheitszahlen des EsF nicht dafür, dass die 

kommunikation wirklich gut funktioniert. was läuft 

hier schief?

gellner: Das ERP-Programm kennen vermutlich  

auch nur wenige Bundesbürger, aber unter dem 

 Begriff Marshallplan kennen es die meisten . Keiner 

weiß, was der Eingliederungstitel ist, Hartz IV kennt 

hin gegen jeder . Was ich sagen will: Der ESF ist ein 

 Finanzinstrument, und das zu kommunizieren ist 

 immer schwierig . Wahrscheinlich ist dies auch der 

falsche Ansatz . Man kann viel einfacher Programme 

kom munizieren, mit denen man dann eine Assozia-

tion herstellen kann . 

schulz-trieglaff: Ja, es geht darum, die einzelnen 

Programme zu kommunizieren, als auch den ESF  

als Ganzes . Und dann gilt es, diesen Programmen 

 „Gesichter zu geben”, so wie wir es beispielsweise  

mit der Seite „ESF-Meine Geschichte” machen . 



70  |  Europa vor ort

die Kohäsionspolitik ist ein  wesentlicher teil der 

idee und realität „europas”.

die Kohäsionspolitik füllt die idee einer gesamt-

europäischen solidarität in der politischen praxis 

mit leben.

gegenwärtig wird die solidarität unter den mitglied-

staaten der Europäischen union viel diskutiert und  

ist in teilen heftig umstritten. im kontext der an-

dauernden Flüchtlings- sowie der Finanz- und wirt-

schaftskrise ist die idee einer gesamteuropäischen 

Solidarität häufig in Frage gestellt worden. Nicht 

 zuletzt viele rechtspopulistische und zum teil rechts-

extremistische parteien verstehen es, die klaviatur 

der nationalen Eigeninteressen  egozentrisch zu spie-

len und daraus ihr attraktivitätspotential zu beziehen. 

tatsächlich ist solidarität über nationalstaatliche 

grenzen hinweg immer ein kons titutiver bestandteil 

des europäischen integrationsprozesses gewesen und 

zwar bereits seit seinen anfängen nach dem zweiten 

weltkrieg. die klassische  regional- und strukturpolitik 

folgte der logik einer europäischen integration zum 

ausgleich unterschiedlicher wirtschaftlicher und struk-

tureller leistungspotentiale. Ebenso wie die heutige 

kohäsionspolitik stellt sie das vielleicht aussagekräf-

tigste beispiel dafür dar, dass es sich bei der idee der 

gesamteuropäischen solidarität nicht lediglich um ein 

aus gesinnungsethischen motiven heraus formuliertes 

idealbild handelt(e), sondern dass so etwas wie ge-

lebte soli darität zwischen den verschiedenen ländern 

und  regionen Europas schon lange ein wesentlicher 

teil der realität in der Europäischen gemeinschaft 

bzw. union war und ist. Es erscheint ratsam, nicht 

zuletzt in krisenzeiten wie den aktuellen, wo es um 

eine gemeinsame abwehr islamistischen terrors, oder 

auch – anders gelagert – um eine gemeinsame euro-

päische strategie zur bewältigung der akuten Flücht-

lingskrise geht, an diese fundamentale tatsache zu 

erinnern.

„europa” prägt das alltagsleben der menschen 

 stärker, als es den meisten bewusst ist. 

auch wenn die wahrnehmung vieler bürger eine an-

dere sein mag, so prägt Europa in vielerlei Hinsicht 

das alltagsleben der menschen. Europa erschöpft sich 

eben nicht in der brüsseler bürokratie. Europa ist 

nicht abstrakt und „weit weg”, sondern vor ort, 

gleichsam vor der Haustür der bürger in ihren kom-

munen präsent und greifbar. dies wird insbesondere 

mit blick auf die Förderprojekte der kohäsionspolitik 

sicht- und erfahrbar. auf die Frage eines bürgers aus 

einer beliebigen deutschen kommune, gleich ob in 

 einer großen metropole oder in einem kleinen dorf, 

was denn Europa konkret für sie oder ihn tue, wird 

man auf mindestens eines, in vielen Fällen sogar auf 

eine vielzahl an projekten verweisen können, von 

 denen dem bürger meistens gar nicht bewusst ist, 

dass sie aus europäischen Fonds und programmen 

 finanziert werden. Dabei ist nicht nur das quantitative 

volumen beträchtlich, sondern auch die inhaltliche 

bandbreite sehr groß: angefangen bei arbeitsförder-

maßnahmen und sozialpolitisch ausgerichteten pro-

jekten über bildungs- und inklusionsangebote bis hin 

zu infrastrukturellen projekten existiert ein großes 

spektrum an möglichkeiten, wie Europa das alltagsle-

ben der menschen prägt und verbessert. diese Fakten 

sollten in zeiten permanenter krisenberichterstattung 

in Erinnerung gerufen werden. 

die Kohäsionspolitik ist im öffentlichen 

 Bewusstsein der Bürger kaum präsent.

in der medialen berichterstattung zum europäischen 

Integrationsprozess existieren zwei Schieflagen: 

 Erstens überwiegen sowohl in informationsformaten 

wie auch in feuilletonistischen betrachtungen zumeist 

die ganz großen linien. naturgemäß fristen die „nie-

derungen” der Europapolitik eher ein nischendasein  

in der öffentlichen aufmerksamkeit. Hinzu kommt 

zweitens, dass nicht selten der überkritische blick  

und vorwiegend negative Einschätzungen dominieren. 

zwar ist eine unabhängige und mediale begleitung 

und kommentierung ein wesentlicher bestandteil 

 aufgeklärter und demokratischer gesellschaften.  

nur auf der basis von kritik ist eine Fortentwicklung 

zum besseren möglich. dennoch sind es diese beiden 

Schieflagen – der abgehobene Blick auf das große 

ganze zu ungunsten des kommunal konkreten sowie 

die oft einseitig kritische perspektive zu lasten der 

konstatierbaren Erfolge und verbesserungen – die 

dazu führen, dass heute im öffentlichen bewusstsein 

vieles positive im rahmen des europäischen integra-

tionsprozesses nicht wahrgenommen wird. dies gilt 

nicht zuletzt für den bereich der kohäsionspolitik:  

bilanz und Handlungsempfehlungen
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in den intellektuellen debatten über die Finalität  

oder die Erweiterung und/oder vertiefung des euro-

päischen Projekts findet dieser Bereich kaum bis gar 

keine Erwähnung, obwohl er bei jeder Erweiterung 

der gemeinschaft wesentlich ist. wie vor sechs Jahr-

zehnten, so auch heute.

die konkrete umsetzung der Kohäsionspolitik und 

die inhaltliche kommunale Beteiligung an diesem 

prozess sind noch stark verbesserungsbedürftig.

probleme und hürden in der förderungspraxis  

sind evident.

die grundsätzliche sinnhaftigkeit und die bedeutung 

der kohäsionspolitik auf einer ganz basalen Ebene 

nachdrücklich zu unterstreichen, bedeutet nicht, dass 

die vielfältigen probleme, die sich bei der konkreten 

umsetzung ergeben, übersehen werden sollen. wie 

die studie insbesondere im Ergebnis der umfrage 

festgestellt hat, gibt es eine ganze reihe solcher He-

rausforderungen und Hürden, mit denen die europä-

ische Förderpolitik konfrontiert ist. so konnten, neben 

den noch gesondert darzulegenden Defiziten in der 

kommunikationspolitik, im grunde vier wesentliche 

Problemkreise identifiziert werden:

1. kenntnisse und verpasste möglichkeiten auf kom-

munaler Ebene: Es ist unzweifelhaft zu beobachten, 

dass sowohl das Europa-bewusstsein als auch der 

grad der professionalisierung im umgang mit den 

Förderverfahren auf kommunaler Ebene in den letzten 

Jahren gewachsen sind. dennoch: zu viele städte 

und gemeinden scheinen noch nicht den grundlegen-

den wissenstand wie auch die verwaltungsinterne 

professionalität vorweisen zu können, um sich im 

„Förderdschungel” zu Recht zu finden. Sie verpassen 

so geradezu zwangsläufig die mannigfaltigen, in die-

ser studie ausführlich erläuterten möglichkeiten, die 

sich durch die Eu-Förderungen ergeben. 

2. verständlichkeit der antragsverfahren/überbor-

dende bürokratie: bürokratische prozesse sind immer 

mit einer gewissen komplexität verbunden. wenn es 

um die ausschüttung von mitteln geht, die letztend-

lich vom europäischen steuerzahler aufgebracht wer-

den, so zieht dies notwendigerweise einen gewissen 

bürokratischen aufwand nach sich. dies schlägt sich  

in der komplexität der antragsverfahren nieder, für 

die oftmals die notwendigen kapazitäten und das 

 personal fehlen. das problemspektrum erstreckt sich 

dabei von sprachlichen Hürden über finanzpolitische 

grundlagenkenntnisse bis hin zur unkenntnis der 

 vielfalt an kohäsionspolitischen Fördermöglichkeiten. 

in der konsequenz führt das zurückschrecken vor der 

bürokratie dazu, dass viele prinzipiell zur verfügung 

stehende  mittel nicht abgerufen werden und somit 

 potentiale und ressourcen verschenkt werden.

3. strukturelle benachteiligung kleinerer kommunen: 

nach wie vor ist eine diskrepanz zwischen größeren 

und kleineren kommunen bei der Einrichtung einer 

zentralen stelle für „Europa” festzustellen. die ursa-

chen hierfür liegen offenkundig vor allem in den unter-

schiedlichen strukturellen ressourcen der kommunal-

verwaltungen, seien sie finanzieller oder personeller 

natur, was, so die Ergebnisse der vorliegenden studie, 

durchaus zur konsequenz hat, dass eine erfolgver-

sprechende antragsstellung je nach größe der kom-

mune in der praxis stark variieren kann. Es bleibt 

 unbestritten: die kapazitäten einer großstadt oder 

eines stadtstaates sind mehrheitlich größer als die 

 einer kleinen ortsgemeinde. 

4. Strukturelle Benachteiligung finanzschwacher 

 Kommunen: Die dramatische Unterfinanzierung vieler 

kommunen ist seit Jahren ein problem. nicht wenige 

Kommunen befinden sich im Nothaushalt bzw. sind  

von mittelsperrungen betroffen. Ein großteil der För-

derprojekte auf europäischer Ebene funktioniert aber 

über das prinzip der ko-Finanzierung, demzufolge  

also ein Eigenanteil von i. d. r. 50 prozent bei einem 

projekt aufgebracht werden muss. dieser ist bereits 

für finanzschwache Kommunen kaum aufzubringen; 

für Kommunen, die sich im Nothaushalt befinden, 

 erscheint dieses unterfangen als nahezu unmöglich. 

aus sicht der betroffenen kommunen müssen sich 

diese gewissermaßen in doppelter Hinsicht bestraft 

vorkommen: gerade jenen, die die partizipation an 

den europäischen Fonds und programmen besonders 

nötig hätten, ist der weg dazu besonders verbaut. 

 damit wird den der Förderpolitik zu grunde liegenden 

prinzipien der solidarität und der subsidiarität nur 

 unzureichend rechnung getragen.
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insbesondere im Bereich der Kommunikationspoli-

tik sind Defizite offensichtlich.

die Kommunikationsmaßnahmen der fonds haben 

nur einen begrenzten wirkungskreis. 

gute kommunikations- und öffentlichkeitsarbeit kann 

ohne zweifel dazu beitragen, die europäischen struk-

turfonds bekannter und ihren sinn und nutzen in der 

breiten öffentlichkeit verständlicher zu machen. aller-

dings dürfen von diesen kommunikationsmaßnahmen 

keine wunder erwartet werden. denn die europäische 

kohäsionspolitik ist insgesamt eher ein thema, das in 

europapolitischen Expertenzirkeln diskutiert wird und 

trotz öffentlichkeitsmaßnahmen im medialen und ge-

sellschaftlichen diskurs über Europa so gut wie keine 

rolle spielt. dies liegt vor allem an der komplexität 

der Förderstruktur, an der aufteilung auf verschie-

dene Fonds, aber auch daran, dass die allermeisten 

bundesbürger noch nie bewusst mit einem aus mitteln 

der europäischen kohäsionsfonds geförderten projekt 

in berührung gekommen sind. 

europa fehlt es „vor ort” an gesichtern.

die Europäische kommission verfügt auf der großen 

bühne über einige wenige bekanntere persönlich-

keiten (wie kommissions-, Eu-ratspräsident oder den 

präsidenten des Europäischen parlaments). die jewei-

ligen abgeordneten des Europäischen parlaments sind 

den allermeisten bürgern unbekannt. die Eu „vor ort” 

ist damit ohne „gesicht”, was beispielsweise dann 

zum nachteil wird, wenn konkrete, mit unterstützung 

der europäischen kohäsionsfonds realisierte projekte 

der öffentlichkeit vorgestellt werden: bund, länder 

oder kommunen sind selbstverständlich durch reprä-

sentanten vertreten und werden so auch wahrgenom-

men. „Europa” aber fehlt bei diesen veranstaltungen 

und steht so gewissermaßen als anonyme, gesichts-

lose größe im Hintergrund. auch plaketten oder oft-

mals allzu dezente Hinweise auf schildern vermögen 

diese anonymität kaum wettzumachen.

die öffentlichkeitsarbeit ist in deutschland zu divers.

in deutschland existieren zuweilen pro Fonds bis  

zu 17 unterschiedliche kommunikationsstrategien 

bzw. -pläne, 16 länderstrategien und eine bundes-

strategie. was bei den operationellen programmen  

im sinne einer möglichst effektiven arbeitsteilung und 

der Kenntnis der spezifischen Umstände in den jewei-

ligen Fördergebieten noch sinnvoll und durchdacht 

 erscheint, ist im kommunikationsbereich nicht ziel-

führend. beispielhaft zeigen sich die auswüchse des 

nebeneinanders der diversen kommunikationsmaß-

nahmen darin, dass die Fonds, etwa des EsF, von 

land zu land mit unterschiedlichen logos beworben 

werden und der bund zudem abermals ein eigenes 

logo verwendet. das ist nicht nachvollziehbar, 

 verwirrt den adressaten und trägt nicht zu einer 

 konsistenten, effizienten Kommunikation bei.

Vom land über den Bund bis zu europa haben  

die verschiedenen instanzen im europäischen 

 mehrebenensystem eine holschuld gegenüber den 

Kommunen.

Kontinuierliche Verbesserung ist notwendig.

unzweifelhaft ist das bemühen der Eu zu erkennen, 

die kohäsionspolitik funktional, prozessoral und kom-

munikativ zu verbessern. konkret wurde zum beispiel 

an folgenden punkten in der laufenden Förderperiode 

im vergleich zur vorangegangenen angesetzt: das 

neu eingeführte prinzip der „territorialen Folgenab-

schätzung”, im lichte dessen nun neue verordnungen 

und richtlinien beurteilt werden, trägt zu einer besse-

ren berücksichtigung der kommunalen problem- und 

interessenlagen bei. Ferner wurde die abrechnungs-

praxis vereinfacht: während früher jeder einzelne 

personalkostenbetrag, jede einzelne dienstreise sowie 

jede einzelne maßnahme separat ausgewiesen werden 

musste, wird nun mit pauschalen gearbeitet. die 

kommunen müssen nicht mehr jeden einzelnen pos-

ten ausweisen, sondern die leistungen können nun 

pauschaliert mit einem durchschnittswert abgerech-

net werden. Für den EsF wurde eine zentrale Home-

page geschaltet und professionalisiert, über die sich 

alle informationen und ansprechpartner abrufen las-

sen. doch nicht nur zwischen zwei Förderperioden, 

sondern innerhalb einer Förderperiode, die in der 

 regel sechs Jahre dauert, sollte ein kontinuierlicher 

monitoring- und Evaluierungsprozess der verfahren 

auf allen Ebenen angedacht werden. 

so viel Kontrolle wie nötig, so wenig Bürokratie  

wie möglich.

die rechtliche ausgangslage ist eindeutig: die Euro-

pabetroffenheit der kommunen steigt, und die Eu 

hebt im vertragswerk von lissabon stärker als bisher 

hervor, das prinzip der „regionalen und lokalen 

selbstverwaltung” zu achten. diese herausragende 

rolle der kommunen muss die Eu bei der Erarbeitung 

von programmen und den damit verbundenen verfah-

renswegen noch deutlich stärker als bisher im blick 
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haben. die verfahrenswege bei Förderungsmaß-

nahmen für kommunen müssen vereinfacht werden. 

die von den bundesländern verantworteten antrags-, 

prüfungs- und abrechnungsverfahren scheinen zumin-

dest teilweise für die kommunen unpraktikabel zu 

sein. Hier gilt es für die bundesländer unbedingt, 

 änderungswünsche der kommunen in reformen 

 einfließen zu lassen. Die prinzipielle Maßgabe muss 

dabei lauten: so viel kontrolle wie nötig, so wenig 

büro kratie wie möglich.

die zusammenarbeit zwischen Kommunen und 

Bundesländern ist verbesserungsbedürftig.

im rahmen der Eu-strukturförderung müssen der 

austausch und die zusammenarbeit zwischen der 

Ebene der kommunen und der Ebene der bundeslän-

der verbessert werden. die städte und gemeinden 

müssen wesentlich stärker als bisher an der kon-

zeptionierung der operationellen programme der 

 jeweiligen bundesländer für EsF und EFrE beteiligt 

werden. die kommunale Ebene, die letztlich für die 

umsetzung der programme „vor ort” verantwortlich 

ist, hat in den meisten bundesländern noch zu wenig, 

in manchen bundesländern gar keinen direkten Ein-

fluss auf die Ausarbeitung und Konkretisierung der 

 jeweiligen programme. 

die förderkomponenten der eu-aktionsprogramme 

sollten gegenüber denjenigen der klassischen 

 Kohäsionsfonds gestärkt werden.

die Förderphilosophie der aktionsprogramme unter-

scheidet sich in dreierlei Hinsicht deutlich von der-

jenigen der klassischen Fondsförderinstrumente. Er-

stens werden die gelder wettbewerbsorientiert und 

weniger gebietsbezogen nach gleichheitsgrundsätzen 

ausgeschüttet. zweitens wird hier direkt zwischen 

kommunaler und europäischer Ebene verhandelt und 

die aufwändige zwischenschaltung der regionalen  

und der länderebene umgangen. drittens werden die 

kommunen dazu ermuntert, sich partnerkommunen 

aus anderen ländern Europas für eine gemeinsame 

antragsstellung zu suchen. während es mit blick auf 

die erstgenannte komponente zweckmäßig erscheint, 

wettbewerbsorientierung und gleichheitsgrundsätze 

in ein angemessenes, austariertes verhältnis zu brin-

gen, so erscheint es erstrebenswert, die beiden ande-

ren komponenten, d. h. direktere kommunikations-

wege zwischen kommunaler und europäischer Ebene 

sowie die Ermunterung zu kommunaler kooperation 

über landesgrenzen hinweg, im sinne des europä  -  

i schen solidaritätsgedankens in der strukturpolitik 

 insgesamt zu stärken.

eine weiterentwicklung der Kommunikationspolitik 

ist unabdingbar.

durchdachte kommunikationsmaßnahmen für ein 

 politisches projekt sind immer eine wichtige grundlage 

für die akzeptanzgenerierung und -steigerung in der 

bevölkerung. aus dieser Einsicht heraus sollte die Eu  

in ihrem eigenen interesse die projekte vor ort öffent-

lichkeitswirksamer und durch stärkere präsenz beglei-

ten. allein als geldgeber aufgeführt zu werden, wird  

im sinne eines stärkeren bewusstwerdens der Eu-ko- 

Finanzierung in der bevölkerung nicht reichen. dies 

sollte flankiert werden durch eine zentrale Bündelung 

der kommunikationsmaßnahmen. die bereits proble-

matisierte koexistenz von bis zu 17 verschiedenen 

kommunikationsstrategien für einen Fonds muss not-

wen digerweise zu reibungsverlusten führen. Hier gilt 

es, neue synergien schaffen und dazu beizutragen, dass 

die ohnehin begrenzten mittel in diesem bereich ergeb-

nisorientierter eingesetzt werden. Ein weiterer baustein 

einer gelingenden kommunikation der kohäsionspolitik 

besteht in einem sensibleren verständnis für sprach-

barrieren nicht nur älterer mitbürger in einer sich glo-

balisierenden welt. mit strukturfondsmittel geförderte 

projekte in ländlichen gebieten mit englischsprachigen 

online-videos zu bewerben, kann nicht funktionieren.

der adressatenkreis der Kommunikationsmaßnahmen 

sollte überdacht werden.

die deutschen sind in der großen mehrheit überzeugte 

Europäer – und dennoch interessiert Europa nur einen 

teil der bürger. was zunächst paradox klingt, ist bei 

 genauerem Hinsehen eine tatsache, die bei analyse der 

kommunikation der europäischen Fonds und möglichen 

überlegungen zu ihrer weiterentwicklung eine entschei-

dende rolle spielt. denn so klar ein großteil der bundes-

bürger die vorteile eines geeinten Europas, wie das freie 

reisen, die zollfreiheit und die gemeinsame währung, 

sieht und wertschätzt, so sehr ist die Europäische union 

doch für viele nach wie vor ein fernes und größtenteils 

unbekanntes abstraktum. Es wäre vermessen zu glau-

ben, dass ausgerechnet die kommunikations- und öf-

fentlichkeitsarbeit von EsF, EFrE etc. daran ernsthaft 

etwas ändern könnte. daher muss die Frage gestellt 

werden, ob der anspruch der Europäischen kommission, 

über die kohäsionsfonds eine positivere Einstellung in 

der bevölkerung gegenüber der Eu insgesamt zu errei-

chen, überhaupt umsetzbar ist. Es sollte darüber nach-

gedacht werden, ob die kommunikationsstrategie nicht 

noch gezielter und stärker als bisher auf ein Fachpubli-

kum (bürgermeister, landräte, städtische verwaltungen 

etc.) auszurichten ist, das dann seinerseits als multipli-

kator dienen könnte.
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aber auch die Kommunen haben eine Bringschuld 

gegenüber den anderen ebenen im europäischen 

mehrebenensystem.

hol- und Bringschuld sind zwei seiten derselben 

medaille.

verbesserungen zugunsten der kommunen auf den 

anderen Ebenen können jedoch nur die eine seite der 

medaille für eine künftig besser organisierte kohäsi-

onspolitik darstellen. neben der Holschuld des bundes, 

der länder und Europas gibt es auch eine bringschuld 

der kommunen. auch die kommunen müssen in pro-

zeduraler, inhaltlicher und kommunikativer Hinsicht 

„liefern”, um komplementär zu den anderen Ebenen 

gleichfalls ihren beitrag zu einer gelingenden kohäsi-

onspolitik zu leisten. konkret bedeutet dies: 

die Kommunen sollten stärker als bislang auf ihre 

Bedürfnisse und probleme durch eine besser ab-

gestimmte interessenpolitik aufmerksam machen. 

die kommunen müssen ihrer rolle als adressat der 

struktur- und regionalförderung gerecht werden und 

auf europäischer Ebene, trotz aller disparität von 

kommunalen strukturen und interessenlagen in den 

28 mitgliedstaaten, geschlossener auftreten. die kom-

munen nehmen im europäischen mehrebensystem 

insgesamt und bei der Förderpolitik im speziellen eine 

besondere rolle ein. diese rolle müssen sie allerdings 

auch aktiv annehmen. durch Erfahrungsaustausch 

und gemeinsame lobbyarbeit könn(t)en die kommu-

nen auf nationaler Ebene insgesamt ihre position ge-

genüber dem bund und den bundesländern stärken. 

auch bei der kommission in brüssel könn(t)en die 

kommunen gemeinsam druck ausüben. Hier steht 

jede einzelne kommune in der verantwortung, für  

sie geeignete unerlässliche netzwerkstrukturen aufzu-

bauen und sich in bestehenden netzwerken, wie den 

rgrE und EurocitiEs, einzubringen. EurocitiEs  

ist ein netzwerk europäischer großstädte, das 1986 

gegründet wurde und die zusammenarbeit von mitt-

lerweile mehr als 130 großstädten in 35 europäischen 

ländern fördert. allerdings stehen kleinere kommu-

nen mit weniger als 250.000 Einwohnern vor dem 

problem, dass ihnen aufgrund ihrer größe eine voll-

mitgliedschaft verwehrt bleibt und sie lediglich asso-

ziierte mitglieder in bestimmten Foren sein können. 

Hier besteht Handlungsbedarf, da bislang kein ver-

gleichbares netzwerk kleinerer kommunen auf euro-

päischer Ebene existiert.

Kommunalverwaltungen müssen „fit” für Europa 

sein.

kommunalpolitiker oder kommunalpolitisch verant-

wortliche verwaltungsangestellte scheinen nicht im-

mer leicht für die beschäftigung mit den antragsver-

fahren und der dahinter stehenden rechtlichen und 

organisatorischen materie zu motivieren zu sein. zur 

verbesserung der professionalität, aber auch zu einer 

steigerung der motivation, sich überhaupt mit dem 

themenkomplex zu beschäftigen, bedarf es eines 

 flächendeckenden Ausbaus von Schulungsangeboten 

für sämtliche mitarbeiter in der verwaltung, denn 

 „Europa” betrifft heute nahezu alle geschäftsbereiche 

einer kommune. Ein solches angebot sollte wiederum 

eine finanzielle Förderung erfahren, naheliegender-

weise durch Eu-mittel. auf kommunen inhaltlich 

zugeschnittene seminare, wie sie die stadt Essen 

 anbietet, können in diesem zusammenhang als „best-

practice” gesehen werden, denn der ansatz, eine 

 weitergabe von Erfahrungen und Handlungsempfeh-

lungen aus der kommunalen praxis an andere städte 

und gemeinden, scheint besonders geeignet, zugän-

ge und Hintergründe zu veranschaulichen. die beob-

achtung, dass es zuweilen an der notwendigen moti-

vation bei städtischen angestellten mangelt, oftmals 

hervorgerufen durch unzureichende Fremdsprachen-

kenntnisse oder durch ein generelles Wissensdefizit, 

könnte so, durch den austausch auf gleicher Ebene, 

begegnet werden. Ein „Europazertifikat” für einzelne 

mitarbeiter, wie Eckert et al. es vorschlagen, scheint 

in diesem kontext ebenfalls eine sinnvolle maßnahme. 

ganz am anfang steht jedoch, und dies ist unabding-

bare grundlage für alle genannten maßnahmen, der 

wille der verwaltungsspitzen, „Europa” ernst zu neh-

men, und als selbstverständlichen teil kommunalen 

Handelns zu verinnerlichen. 

eine zentrale Verwaltungsstelle für „europa” ist 

das fundament einer ganzheitlichen europaarbeit 

vor ort.

die Erfahrungen von kommunen und beobachtern 

 bestätigen: „Europa” sollte nicht „nebenbei gemacht” 

werden, quasi als eine art alibihaftes anhängsel eines 

anderen Fachressorts wie der kämmerei oder des 

wirtschaftsdezernates. so wichtig die schulung und 

sensibilisierung in der breite der kommunalverwal-

tungen auch sind, um einen grundlegenden zugang 

zu schaffen, so notwendig scheint gleichzeitig die Ein-

richtung einer zentralen stelle für das Querschnitts-

thema „Europa”. Ein Europabüro unter leitung eines 

Europabeauftragten behält den blick auf das ganze, 
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erfasst und verwaltet administrativ den themen-

komplex und verfügt vor allem auch über eine um-

fassende Expertise in europäischen struktur- und 

verfahrensverfahren, die für die Eu-Förderverfahren 

fundamentale grundlage ist. Eine solche koordinie-

rend wirkende stelle in der verwaltung dient den 

 einzelnen Fachabteilungen dann als „informations- 

und Hilfsdienstleister” für verfahrensangelegenheiten 

der Eu insgesamt, wie auch für ihre Förderpolitik im 

speziellen. die Einrichtung eines Europabüros recht-

fertigt sich noch aus einem weiteren grund: bei dem 

auswahlverfahren von Förderprojekten durch die Eu  

wie auch durch das bundesland scheint ein zentraler 

ansprechpartner in der verwaltung zumindest ein 

 kriterium für die Erfolgsaussicht des antrags zu sein.

förderleitfäden können einen Beitrag zur 

 effizienteren Abwicklung leisten.

in den aufgabenbereich eines solchen Europabüros 

bzw. je nach größe der kommune des Europabeauf-

tragten fällt vor allem auch die Erarbeitung eines 

 Förderleitfadens sowie eines Förderbaukastens, die 

dem beispiel Essen folgend speziell auf die jeweilige 

kommune zugeschnitten sein sollte. dergleichen ins-

trumente können für die alltägliche kommunale arbeit 

in hohem maße hilfreich sein. die mehrzahl der pro-

jekte, die Eu-förderfähig sind, müssen heute fach-

ressortübergreifend vorbereitet und begleitet werden.  

Es braucht daher eine schnittstelle, die die arbeit aller 

an dem projekt beteiligter, ob interne oder externe 

partner, von der projektidee bis zur möglichen umset-

zung und abwicklung, regelmäßig abstimmt, um unnö-

tige reibungsverluste zu vermeiden. Hierzu leisten die 

baukästen und leitfäden einen wertvollen beitrag, wie 

es in Essen exemplarisch beobachtet werden konnte.

public-private-partnership-modelle sind zukunfts-

weisend.

Es ist bereits mehrfach ausgeführt worden, dass die 

verwaltungstechnische Umsetzung und die effiziente 

abwicklung konkreter projekte vor ort viele kommu-

nen vor große Herausforderungen stellt. Es stellt sich 

also die Frage, ob man verstärkt über alternative ver-

fahren und abwicklungsmodelle nachdenken sollte, die 

von den etablierten verfahrensweisen und modellen 

abweichen bzw. sie gewissermaßen weiterentwickeln. 

die stadt mühlheim a. d. r. hat einen solchen alterna-

tiven weg beschritten und die abwicklung einem pub-

lic-private-partnership übertragen. diese lösung, der 

zufolge die öffentliche Hand nur die gemeinwohlorien-

tierung der mittelvergabe sicherstellt, während der 

private Dienstleister für die effiziente Umsetzung von 

verwaltungsprozessen verantwortlich zeichnet (und 

mit der man in mülheim offenkundig gute Erfahrungen 

gemacht hat), könnte ein modell für andere kommu-

nen sein. Hierbei gilt es allerdings sicher zu stellen, 

dass die notwendige interne rückkopplung und anbin-

dung an den veraltungsapparat geleistet wird.

institutionalisierte gremientagungen sind wichtig 

für die abstimmung.

selbst bei einer optimal organisierten kohäsionspolitik 

in den kommunen wird es immer verschiedene stel-

len geben, die daran beteiligt sind. aus diesem grund 

scheint die institutionalisierung eines regelmäßig ta-

genden gremiums, einer so genannten Europarunde 

oder internationalen runde, sinnvoll. an dieser sollten 

auf leitungs- und sachbearbeitungsebene alle rele-

vanten internen wie externen akteure beteiligt sein, 

nicht nur bei konkreten projekten, sondern auch im 

sinne einer ganzheitlichen betrachtung der stadt 

bzw. der gemeinde im themenkontext „Europa”.

die europakompetenz einer Kommune ist ein 

 wichtiger standortfaktor.

Die Fördermöglichkeiten der EU gehen über die Kofi-

nanzierung der eigenen kommunalen projekte hinaus: 

adressaten sind auch kleine und mittlere unterneh-

men sowie zivilgesellschaftliche gruppen und gemein-

nützige bürgerinitiativen einer stadt oder gemeinde. 

Je größer die Europakompetenz und professionalisie-

rung der kommunalverwaltung ist desto besser kann 

sie auch diesen adressaten – um den gedanken einer 

servicestelle wieder aufzugreifen –informationen und 

Hilfe bei der antragstellung bieten. derartige dienst-

leistungen können im Ergebnis ein nicht zu vernach-

lässigender standortfaktor sein, der im Ergebnis der 

gesamten kommune und ihrer bürgerschaft zu gute 

kommt. voraussetzung dafür ist, dass Fördermöglich-

keiten auch in die lokale bürgerschaft und wirtschaft 

hinein kommuniziert werden.

die Kosten und der aufwand für eine bessere 

 europaarbeit zahlen sich für die Kommunen aus.

die in dieser studie vorgelegten umfrageergebnisse 

und Fallbeispiele zeigen, dass der Ertrag einer profes-

sionalisierten Europaarbeit, nicht nur in finanzieller 

Hinsicht, den zwangsläufig entstehenden Aufwand 

und die kosten rechtfertigt, ja diese in der regel 

 sogar deutlich übersteigt, unabhängig von der größe 

der kommunen.
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Verhältnismäßig wenige deutsche Kommunen profi

tieren bislang in umfangreichem maße von den kohä-

sionspolitischen programmen der Europäischen union. 

die vorliegende studie von prof. dr. volker kronen-

berg zeigt dafür eine reihe von ursachen auf, die von 

unkenntnis oder mangelnder initiative der kommunen 

über eine zu geringe ausstattung mit notwendigen 

personellen oder finanziellen Ressourcen bis hin zu 

mehr oder weniger berechtigten vorbehalten bezüglich  

des bürokratischen aufwandes reichen.

dabei eröffnet die europäische kohäsionspolitik den 

kommunen mannigfaltige Fördermöglichkeiten. prof. 

kronenberg stellt sowohl „musterbeispiele” als auch 

sehr konkrete verbesserungsmöglichkeiten vor, die 

wiederum ansatzpunkte für die (kommunal)politische 

bildung der konrad-adenauer-stiftung bieten. kom-

munen brauchen unterstützung und Förderung, um 

ihre für unsere  demokratie unersetzliche scharnier-

funktion zwischen bürgerschaft und staat wahrneh-

men zu können. zahlreiche nicht bewältigte und 

 ebenso viele neue  Herausforderungen, etwa in den 

bereichen Quartiersmanagement und integration, 

mahnen alle politischen ver antwortlichen in deutsch-

land und Europa, die „ kleinen Einheiten” beim ma-

nagement ihrer wachsenden auf gaben nicht aus den 

augen zu verlieren oder gar im stich zu lassen.

mit bundesweiten schulungsangeboten, themenkursen, 

Fachkonferenzen und einem jährlichen kommunalkon-

gress informiert, orientiert, aktiviert und vernetzt die 

kommunalakademie haupt- und ehrenamtlich verant-

wortliche in lokalen initiativen, vereinen, ämtern und 

mandaten. die Erkenntnisse dieser studie nehmen wir 

zum anlass, die chancen der europäischen Förderpoli-

tik im rahmen unserer politischen bildungsarbeit noch 

deutlicher aufzuzeigen und besonders anwendungs-

orientiert zu vermitteln. wir möchten verantwortliche 

in der kommunalpolitik und -verwaltung bei der Hand-

habung europäischer Förderprogramme professionali-

sieren. bei bedarf und interesse vermitteln wir ihnen 

aus unseren kommunalpolitischen netzwerken geeig-

nete gesprächspartnerinnen und -partner bzw. bera-

terinnen und berater. Ferner beobachten wir wachsam 

die weiterentwicklung und wirkung der europäischen 

kohäsionspolitik auf lokaler Ebene, um auch in zu-

kunft gezielte aufklärung zu betreiben und optimie-

rungspotentiale aufzuzeigen. schließlich nutzen wir  

die europäische kohäsionspolitik in unseren veran-

staltungen exemplarisch für die bewusstmachung  

des  subsidiaritätsprinzips als zentrale grundlage der 

europäischen wertegemeinschaft.

sechs punkte erscheinen uns aus der perspektive  

der politischen bildung von besonderer bedeutung:

1. demokratieförderung durch Bewusstmachung  

der Vorzüge gesamteuropäischer solidarität

in verantwortung für unsere demokratie sowie für  

die europäische idee und werteordnung hat politische 

bildung den auftrag, präventionsmaßnahmen gegen 

 populistisches und radikales gedankengut anzubieten. 

denn nicht selten zielt die Forderung nach besonderer 

nationalstaatlicher gesinnung auf die überwindung  

des subsidiaritätsprinzips und stellt damit nicht nur  

die gesamteuropäische solidarität, sondern auch die 

kommunale selbstverwaltung infrage. im rahmen  

ihrer bildungsangebote vermittelt die konrad-adenauer- 

stiftung deshalb die bedeutung und den demokratischen 

wert einer austarierten arbeitsteilung zwischen allen 

politischen Einheiten, von den sich selbst orga nisieren-

den kommunen und regionen über die landes- und 

bundes- bis zur Europapolitik – und darüber hinaus  

bis zu den internationalen organisationen. angesichts 

der in einigen Fragen fragil erscheinenden solidarität 

innerhalb der Europäischen union, verdient die euro-

päische kohäsionspolitik besondere aufmerksamkeit, 

verdeut licht sie doch in vortrefflicher Weise die Vorzü-

ge eines verantwortungsvollen politischen zusammen-

spiels in Europa.

2. Vernetzung von europa- und kommunalpolitischer 

expertise

„Europa vor ort” zu stärken und spürbar zu machen, 

erfordert eine intensivere personalisierung der politik 

der Europäischen union. die politische bildung der 

konrad-adenauer-stiftung setzt konsequent auf die 

Einbindung verantwortlicher „gesichter” zur vermitt-

lung der Europapolitik. unsere entsprechenden ver-

anstaltungsformate verstehen wir deshalb als lokale 

 plattformen, die Europapolitikerinnen und -politiker  

vor ort ansprechbar machen und ihnen eine dichtere 

vernetzung in den städten und gemeinden ermögli-

chen. zugleich beziehen wir stets kommunale verant-

wortliche ein, damit diese ihrerseits von den vorzügen 

der Europäischen union, etwa den hier dargestellten 

kommunale chancen und Herausforderungen  
der europäischen kohäsionspolitik
EinE vErmittlungs- und bEratungsauFgabE dEr politiscHEn bildung
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Fördermöglichkeiten, profitieren können. Wie sehr 

 europapolitische bildungsangebote zumindest einer 

„kommunalpolitischen nuance” bedürfen, zeigt ein - 

mal mehr die vorliegende studie. umgekehrt muss die 

europapolitische komponente auch bei der schulung 

kommunalpolitischer amts- und mandatsträger stär-

kere Berücksichtigung finden.

3. orientierung und Beratung der lokalen politik  

im europäischen „förderdschungel”

Ein zentrales von der studie analysiertes problem  

ist die mangelnde orientierung kommunalpolitisch 

verantwortlicher im europäischen „Förderdschungel”. 

viele kommunen übersehen die Fördermöglichkeiten 

der Europäischen union schlichtweg aus unkenntnis. 

andere städte und gemeinden verfügen bislang nicht 

über notwendige kapazitäten, insbesondere die per-

sonellen ressourcen. manche kommunen wiederum 

sehen offenbar in den komplizierten und übermäßig 

bürokratisch anmutenden verfahren Hinderungsgründe 

für eine grundsätzlich wünschenswerte antragstellung. 

die politische bildung der konrad-adenauer-stiftung 

vermittelt praxisbeispiele und kontakte zu erfolgreichen 

kommunalen antragstellern und befördert bei  ihren 

veranstaltungen und onlineangeboten den Erfah rungs-

austausch zwischen interessierten kommunen.

4. entwicklung optimaler kommunal- und europa-

politischer Kommunikationsstrategien

die studie fordert unter anderem eine weiterentwick-

lung und optimierung der kommunikation zu den För-

derprojekten, sowohl seitens der Europäischen union 

als auch bei den kommunen vor ort. die konrad- 

adenauer-stiftung erhöht die erforderliche vermitt-

lungskompetenz der beteiligten akteure im rahmen 

ihrer bildungsangebote zur politischen kommunikation. 

im Ergebnis treten die vorzüge der europäischen 

 kohäsionspolitik deutlicher zutage und werden vor  

ort entsprechend wahrgenommen. mit durchdachten 

kommunikationsstrategien können sowohl kommunal- 

als auch Europapolitiker den bürgerinnen und bürgern 

den standortfaktor einer professionell beantragten und 

umgesetzten Fördermaßnahme sowie den geldwerten 

Vorteil gegenüber einer Projektfinanzierung aus ört-

lichen „bordmitteln” besser verdeutlichen. das image 

einer vielerorts immer noch als bürgerfern und un-

verständlich geltenden Europapolitik kann mit einer 

professionellen kommunikation nicht nur anschaulich 

„aufpoliert”, sondern nachhaltig aufgewertet werden.

5. stärkung der „europakompetenz” kommunaler 

Verwaltungen und hilfe beim aufbau europa-

politischer strukturen „vor ort”

Lokale Verwaltungen und Institutionen „fit für Europa” 

zu machen, ist sowohl für große städte als auch für 

kleine gemeinden mit wenig personal und überschau-

bareren finanziellen Ressourcen von Interesse. Unsere 

kommunalpolitische bildungsarbeit fördert die „Europa-

kompetenz” in den verwaltungen und sensibilisiert 

 lokale verantwortungsträgerinnen und -träger für die 

europapolitischen potentiale vor ort. dies reicht von 

der anregung, kommunale Europabüros einzurichten, 

über Hilfestellungen bei der aus- und Fortbildung von 

Europabeauftragten bis zur vernetzung interessierter 

städte und gemeinden mit verantwortlichen aus be-

reits geübten und erfolgreichen kommunen.

6. Verstärktes engagement in der forschung  

zur kommunalen Bedeutung der europäischen 

 Kohäsionspolitik

die kommunalakademie der konrad-adenauer-stif-

tung wird die von prof. kronenberg auf gearbeitete 

 europäische kohäsionspolitik auch in  zukunft beob-

achten und aktiv begleiten. reaktionen auf diese 

Hand reichung zur politischen bildung, zusätzliche 

praxis beispiele und die weiterentwicklung der hier 

 unter suchten euro päischen Förderprojekte werden 

fortlaufend dokumentiert, gemeinsam mit dem ver-

fasser von „Europa vor ort” ausgewertet und sowohl 

der lokalpolitik als auch den kommunalen verwal-

tungen zur verfügung gestellt.

im rahmen unserer hier skizzierten maßnahmen zur 

politischen bildung wollen wir kommunalpolitisch ver-

antwortliche noch stärker anregen, sich über die zahl-

reichen Förderprogramme zu informieren und in  ihren 

Städten und Gemeinden konkret von ihnen zu profitie-

ren. Freilich gilt es in zeiten angespannter kommunal-

haushalte auch bei der inanspruchnahme europäischer 

Fördermaßnahmen klug abzuwägen, wo für die eigene 

kommune chancen, Herausforderungen und ggf. auch 

risiken liegen. Fest steht allerdings, dass euro päische 

Förderprojekte, professionell beantragt und umgesetzt, 

die kommunen bei der wahr  nehmung ihrer aufgaben 

entlasten, ja substan tiell stärken können. die euro-

päische kohäsionspolitik berücksichtigt ausdrücklich  

die individuellen bedarfe und bedürfnisse der „kleinen 

 Einheiten” und löst somit den anspruch des subsidiari-

tätsprinzips ein. „Europa vor ort” sichtbar zu machen, 

ist auch das ausdrück li che ziel der kommunalakade-

mie der konrad-adenauer- stiftung. mit  ihren vermitt-

lungs- und beratungsangeboten leis tet die politische 

bildung  einen beitrag zur stärkung der europäischen 

und der lokalen demo kratie.

sankt augustin, im april 2016 

dr. melanie piepenschneider

Leiterin Politische Bildung
der Konrad-Adenauer-Stiftung e .V .

philipp lerch

Leiter KommunalAkademie
der Konrad-Adenauer-Stiftung e .V .
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vergleich der studien  
„Europa vor ort” und „Eu-aktivitäten deutscher 
städte und gemeinden (2006)” 1 

thema europa vor ort (2015) studie des instituts  

für urbanistik (2006)

generelle fragestellungen  
der studie

n	konkreter Umgang mit EU-Mitteln
n	Chancen/Potentiale, die gesehen 
 werden
n	Restriktionen/Hemmnisse
n	Einstellung zum Integrations- 
 prozess
  
siehe Auswertung der Fragebögen

n	personelle und organisatorische  
 Zuständigkeiten
n	EU-relevante Aufgaben der  
 Mitarbeiter
n	konkrete EU-Bezüge  
 (Inanspruchnahme von  
 EU-Fördermitteln, Auswirkungen  
 von EU-Recht, Mitarbeit in  
 Kooperationen und Netzwerken)
  
siehe Einleitung

Grundsatzeinstellung  
Integrationsprozess

83,3 % positiv nicht Teil der Studie

Kommunikation n	Bedarf, Bürger besser zu  
 informieren: 87,5 %
n	Konkret über kofinanzierte  
 Projekte beraten: 75 %
= Aufwand zu groß

nicht Teil der Studie

eu-Kompetenzen

eu-Beauftragter n	Ja 50 %
 (eher größere Kommunen)
n	Ansonsten befassen sich häufig  
 Fachbereiche oder Ämter für int .  
 Beziehungen oder Wirtschaft
 (oft auch über mehrere Stellen  
 verteilt)

n	35,8 % haben eine zentrale  
 Organisation der EU-Zuständig- 
 keiten
n	27,4 % haben eine dezentrale  
 Organisation
n	auch dezentral + zentral war  
 möglich als Angabe
n	Dienststellen gibt es bei mehr  
 als 2/3 der befragten Städte
n	zentrale Organisation steigt mit  
 der Größe der Städte
n	auch häufig über mehrere Stellen  
 verteilt (Finanzen, Wirtschaft) 
 (S .15)

Fit in EU-Sachen n	Hälfte der Kommunen hält  
 Mitarbeiter für nicht fit
n	nur große Kommunen halten  
 ihre Mitarbeiter für fit (7)

nicht Teil der Studie

Informationsquelle n	Seminare, Vorträge
n	Internet
n	andere Quellen verwaltungsintern
n	nie EU

n	Publikationen (93,7 %)
n	Internet (84,2 %)
n	persönliche Kontakte zu EU-,  
 Bundes-, Landesebene 
n	EU spielt eine Rolle (S . 37)

1 | Deutsches Institut für Urbanistik: EU-Aktivitäten deutscher Städte und Gemeinden .



Europa vor ort |  79

thema europa vor ort (2015) studie des instituts  

für urbanistik (2006)

Bedeutung der Kohäsionspolitik

Veränderung des Stellenwertes n	62,5 % der Kommunen bewerten  
 die Kohäsionspolitik als  
 zunehmend wichtiger

n	steigende Bedeutung der  
 Kohäsionspolitik seit 1997 

Veränderung des Personalaufwands n	geht nicht einher mit Steigerung  
 des betrauten Personals

n	größere Städte stellten mehr ein  
 (S . 20)

Fördermittelakquise n	Die meisten haben bereits  
 Fördermittelakquise betrieben  
 (22 von 24)
n	Aber es gibt auch immer noch  
 welche die es noch nie getan haben

n	73 % (70 von 95) haben bereits  
 Akquise betrieben
n	81 % der Städte über 100 .000
n	Aber nur 56 % der Städte unter  
 100 .000

Quellen der Fördermittel n	83,3 % nennen ESF und EFRE
n	50 % nennen die Aktions- 
 programme
 (eher bekannt in größeren  
 Kommunen)

n	ESF und EFRE werden am  
 häufigsten genannt
n	nur 4 x wird EAGFL genannt

probleme Nur generell gefragt: 
n	schwieriges Antragsverfahren
n	Verwaltungsaufwand
n	hoher Eigenfinanzierungsanteil/  
 Finanzierungslücken

Verständlichkeit 62,5 % bewerten die Verständlichkeit 
eher negativ

Zeitaufwand/Fristen 83,3 % bewerten den Zeitaufwand 
eher negativ

Antragsbearbeitung durch die EU 41,7 % eher negativ
(verhalten bewerten eher größere 
Kommunen das Verfahren als positiv)

Häufig genannte Probleme  
mit der Fördermittelakquise

1 . hoher bürokratischer Aufwand
2 . Personalaufwand
3 . Ko-Finanzierung
4 . Abrechnungsverfahren
= entstehende Finanzierungslücken

Kommunikation

Kommunikation mit EU n	größere Städte: eher positiv 
n	kleinere Kommunen: eher negativ

nicht Teil der Studie 

Kommunikation mit Bund gemischt,  
Tendenz größere sehen es positiv

nicht Teil der Studie 

Kommunikation mit den Bürgern n	17 informieren ihre Bürger 
n	größere Kommunen machen   
 häufiger von Informations- 
 veran staltungen Gebrauch
n	kleinere beschränken sich eher  
 auf Infotafeln

nicht Teil der Studie 

= Defizite im Bereich der  
Kommunikation

nicht Teil der Studie

Zukunft der Beantragung n	14 Kommunen „ja bestimmt”
n	6 Kommunen „ja vermutlich”

nicht Teil der Studie 
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ausschuss der regionen (adr): versammlung der 
 regional- und kommunalvertreter der Eu, die die 
 interessen der regional- und kommunalebene innerhalb 
der Eu vertritt.

eu-aktionsprogramme: Programmspezifische Förderung 
von projekten, die den übergeordneten zielen der Eu 
entsprechen, z.  b. im bereich von kultur, bildung, Ener-
gie, umwelt, sicherheit, beschäftigung und soziales.  
ziel ist der gedanke eines „europäischen mehrwerts”.

eurocities: netzwerk europäischer großstädte, das 
1986 gegründet wurde und die zusammenarbeit von 
mittlerweile mehr als 130 großstädten in 35 europä-
ischen ländern fördert.

europäische gemeinschaft für Kohle und stahl 

(egKs): oft auch montanunion genannter, 1951 ge-
schaffener wirtschaftsverband zur zusammenarbeit  
im bereich von kohle und stahl. der Egks-vertrag  
lief im Jahr 2002 aus.

europäische wirtschaftsgemeinschaft (ewg):  

1957 mit unterzeichnung der römischen verträge  
(s. u.) geschaffener zusammenschluss von belgien, 
Frankreich, italien, luxemburg, den niederlanden und 
der bundes republik deutschland zur  Förderung gemein-
samer  wirt schafts politik. sie wird heute als vorläufer  
der Eu gesehen.

europäischer ausrichtungs- und garantiefonds  

für die landwirtschaft (eagfl): Förderfonds der Eu  
für agrarpolitische maßnahmen. ziel war die Harmo-
nisierung der agrarstrukturen der mitgliedstaaten. 

europäischer fonds für regionale entwicklung  

(efre): Förderfonds zur regionalen strukturförderung. 
instrument zur angleichung von unterschieden zwischen 
stärker und schwächer entwickelten regionen.  
aktuelles volumen: 232 mrd. Euro.

europäischer landwirtschaftsfonds für die entwick-

lung des ländlichen raums (eler): Förderfonds zur 
verbesserung der agrarwirtschaft in der Eu. ziele sind 
wettbewerbsfähigkeit, umwelt- und tierschutz und die 
steigerung der lebensqualität in agrarisch geprägten 
räumen.

europäischer sozialfonds (esf): Förderfonds der Eu 
zur Förderung von beschäftigung und verringerung von 
arbeitslosigkeit. aktuelles  volumen: 86,5 mrd. Euro.

europe direct: netzwerk von dokumentations- und 
informations zentren (Edz und Edi), die gewährleisten 
sollen, dass dokumente und informationen der Eu  
allen  interessierten zugänglich sind.

finanzierungsinstrument für die ausrichtung der 

 fischerei (fiaf): instrument zur Förderung von 
 fische reipolitischen Maßnahmen. 2007 durch den 
 Europäischen Fischereifonds (EFF) ersetzt.

Kohäsionsfonds: Förderfonds zur Finanzierung von 
 maßnahmen im  bereich des umweltschutzes und  
der  verkehrsinfrastruktur. aktuelles volumen:  
66 mrd. Euro.

Kohäsionspolitik: politik für den zusammenhalt zwi-
schen staaten und regionen der Europäischen union 
(lat.  cohaerere „zusammenhängen”). stellt das wich-
tigste investitions instrument der Eu zur schaffung  
von wachstum und arbeitsplätzen, der bekämpfung  
des klimawandels und der Energieabhängigkeit sowie 
der verringerung von armut und sozialer ausgrenzung 
dar.

mehrebenensystem: verständnis der Eu als ein system 
der miteinander verflochtenen horizontalen Ebenen. 
 kommunen,  länder, staaten und die supranationale 
 Ebene der Eu wirken zusammen und aufeinander. 

rat der gemeinden und regionen europas (rgre): 

zusammenschluss von nationalen gemeinde- und 
 regionalverbänden aus Europa zur interessensvertre-
tung der kommunalen Ebene.

römische Verträge: 1958 in kraft getretene verträge  
zur schaffung der Europäischen wirtschaftsgemein-
schaft (Ewg, s. o.), der Europäischen atomgemeinschaft  
(Euratom) und weiterer europäischer organe.

Vertrag von lissabon: 2009 in kraft getretener vertrag 
zwischen den damals 27 mitgliedsstaaten der Europä-
ischen union, der die grundlagen der zusammenarbeit  
in der Europäischen Union definiert.

Vertrag von maastricht: 1993 in kraft getretener 
 vertrag, der bis dahin die wichtigste wegmarke in der 
europäischen integration darstellt. Er schuf die Europä-
ische union als übergeordnete Ebene der europäischen 
organe und formulierte u. a. das ziel einer Europäischen 
wirtschafts- und währungsreform.

glossar



Europa vor ort |  81

mit der reihe „Handreichungen zur politischen  bildung” 

möchte die politische bildung der konrad-adenauer-

stiftung interessierte bürgerinnen und  bürger über 

 politische Entwicklungen informieren, orientierungen 

in sachfragen geben und das interesse an politischer 

mitwirkung stärken. die Handreichungen verstehen 

sich als grundlageninformationen zur beteiligung an 

aktuellen politischen diskussionen.

in der publikationsreihe „Handreichungen zur 

 politischen bildung” sind bisher erschienen:

Band 1:

J. christian koecke, michael sieben:

die christlich-demokratische union.  

grundüberzeugungen, geschichte, organisation

3., überarbeitete und erweiterte Auflage

wesseling, Januar 2014

isbn 978-3-95721-012-8

Band 2:

katrin grüber: 

zusammen leben ohne barrieren.  

die umsetzung der un-konvention für die rechte  

von menschen mit behinderungen in kommunen

wesseling, april 2010

isbn 978-3-941904-18-7

Band 3:

klaus-Jürgen Engelien: 

die energiepolitische zukunft der Europäischen union. 

zwei planspiele zur arbeitsweise der Eu 

(ringbuchordner)

wesseling, april 2010

Band 4:

andreas kalina: 

erfolgreich.politisch.bilden. 

Faktensammlung zum stand der politischen bildung  

in deutschland

2., überarbeitete und erweiterte Auflage

wesseling, Januar 2014

isbn 978-3-95721-013-5

Band 5:

melanie piepenschneider, klaus Jochen arnold (Hrsg.):

was bedeutet uns der 20. Juli 1944?

wesseling/Hannover, märz 2011

isbn 978-3-941904-96-5

Band 6:

melanie piepenschneider, klaus Jochen arnold (Hrsg.):

ddr: mythos und wirklichkeit. wie die sEd-diktatur 

den alltag der ddr-bürger bestimmte. 

didaktische  begleitung zur gleichnamigen ausstellung 

4., überarbeitete Auflage

sankt augustin/potsdam, Januar 2015

isbn 978-3-95721-077-7

Band 7:

melanie piepenschneider, klaus Jochen arnold (Hrsg.):

was war die mauer? die Errichtung der innerdeutschen 

grenzanlagen durch das sEd-regime und ihre Folgen

3., überarbeitete Auflage

sankt augustin/potsdam, Januar 2015

isbn 978-3-95721-076-0

Band 8:

klaus-Jürgen Engelien: 

„cicero” – Entscheidungs- und konferenzplanspiele  

zur staatsschuldenkrise in der Eu

wesseling, april 2012

isbn 978-3-942775-81-6

Band 9:

annette wilbert: 

update politische bildung.  

leitfaden für die seminarpraxis

wesseling, Januar 2013

isbn 978-3-944015-30-9

Band 10:

tanja segmüller, angelika zegelin, Franz wagner, 

christel bienstein: 

Menschen würdig pflegen? Das Recht auf qualifizierte 

Pflege. Eine Diskussionsschrift

2., unveränderte Auflage

sankt augustin/berlin, märz 2013

isbn 978-3-944015-36-1

übersicht der publikationsreihe 
„Handreichungen zur politischen bildung”
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Band 11:

Jana kulhay: 

die mediengeneration. Jugendliche,  

ihr medienkonsum und ihre mediennutzung

sankt augustin/berlin, Januar 2013

isbn 978-3-944015-33-0

Band 12:

andreas Jungherr, Harald schoen: 

das internet in wahlkämpfen. konzepte, wirkungen 

und kampagnenfunktionen

(vollständige, unveränderte pdF-ausgabe der im 

springer vs, wiesbaden 2013, erschienenen 

 buchausgabe)

sankt augustin/berlin, Juni 2013

isbn 978-3-658-01012-6

Band 13:

david Jonathan grunwald:

ordnungspolitische bildung als bestandteil der 

 außerschulischen Erwachsenenbildung

wesseling/berlin, Januar 2014

isbn 978-3-95721-008-1

Band 14:

maja Eib, daniel braun:

Demografischer Wandel und Daseinsvorsorge  

im ländlichen raum am beispiel thüringens

wesseling/Erfurt, Januar 2014

isbn 978-3-95721-014-2

Band 15:

Manuel Sutter, Serafin von Roon, Florian Samweber, 

kristin wachinger:

netzausbau in deutschland.  

wozu werden neue stromnetze benötigt?

wesseling/berlin, september 2014

isbn 978-3-95721-051-7

Band 16:

tobias montag, thomas recht:

den netzausbau mitgestalten. potentiale formeller  

und informeller beteiligung

wesseling/berlin, september 2014

isbn 978-3-95721-052-4

Band 17:

Heinrich blatt:

die politische bildung der konrad-adenauer-stiftung.

teil 1: 1957–1997

wesseling/berlin, dezember 2014

isbn 978-3-95721-068-5

Band 18:

konrad-adenauer-stiftung e.v. (Hrsg.):

américa latina – kontinent der möglichkeiten.

Jugendcamp der konrad-adenauer-stiftung,  

29. Juni – 1. Juli 2014

sankt augustin/berlin, dezember 2014

isbn 978-3-95721-067-8

Band 19:

karl-Heinz b. van lier (Hrsg.):

Handlungsauftrag demographie.  

Fakten – Expertise – meinungen

sankt augustin/berlin, oktober 2015

isbn 978-3-95721-142-2

Band 20:

konrad-adenauer-stiftung (Hrsg.):

Demografie & Demokratie.  

ExpertenPositionen zum Einfluss des demografischen 

wandels auf die demokratie

sankt augustin/berlin, dezember 2015
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